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er fast nichtS. Noch viel weniger 
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From Death Row 


Polizei- 
gewerkschaft 
FPO fordert 
Jejjelgilıl: 
Hinrichtung 
von Mumia 


Als die LeserInnen der New York 
Times, der größten us-amerika- 
nischen Tageszeitung an der Ost- 
küste, Mitte Juni die Zeitung 
aufschlugen, erlebten sie eine Über- 
raschung. In einer ganzseitigen 
Anzeige im Politikressort forderte 
die Polizeigewerkschaft „Fraternal 
Order of Police“ und Maureen 


Faulkner, die Witwe des erschosse- 
Ö 
nen Polizeibeamten Daniel Faulk- 


ner, die sofortige Hinrichtung von 


WNETIIEWALITDETHEIR 


BIEWANZARTERI Te llarzTeint-Ilnllaksiteinlı 
ein Alarmsignal. Zum einen bedeutet 
das, daß die einflußreiche Polizeige- 
werkschaft offenbar nach wie vor 
nicht locker läßt in ihrer Kampagne 
gegen Mumia und bereit ist, dafür 
der New York Times rund 80.000 US- 
Dollar an Anzeigenkosten zu bezah- 
len. Zum anderen deutet die Anzeige 
nach Ansicht von Leonard Wein- 
glass, Mumias Verteidiger, darauf 
hin, daß demnächst mit einer Ent- 
scheidung über Mumias Antrag auf 
ein neues Verfahren durch den Ober- 
sten Gerichtshof von Pennsylvania 
zu rechnen sein könnte. Zur Erinne- 
rung: Mumia hatte im Oktober 1997 
—- also vor fast einem Jahr — beim 
Obersten Gerichtshof von Pennsylva- 
nia seinen Antrag für ein neues Ver- 
fahren eingereicht, nachdem dieser 
Antrag in erster Instanz von Richter 
Albert F. Sabo abgelehnt worden war. 
Wenige Monate später, im November 
letzten Jahres, wurde Albert F. Sabo 
aufgrund seiner Prozeßführung und 
seiner umstrittenen Urteile vom 
Obersten Gerichtshof endgültig in die 
Rente geschickt. Für Mumia kommt 
diese Entscheidung zwar zu spät; sie 
bedeutet aber, daß, falls es jemals 
zu einem neuen Prozeß kommen 
sollte, dieser zumindest unter dem 
Vorsitz eines neuen Richter stattfin- 
den würde. Doch soweit ist es - 


leider - noch lange ulaue Denn nach 
e vor. ist unklar, wie le sieben 
Richter des Obersten Gerichtshofs 
entscheiden werden. BI HT-IEICH 
us-amerikanischen Beobachterinnen 
gehen davon aus, daß die Richter 
sich eine Entscheidung für Mumia 
nicht „leisten“ können oder wollen, 
weil sie in ihren WELLEN JE um die 
STRUNCIEISEEIZ EINRKeL:; SEHEN und 
die Spenden der polizeigewerkschaft 
angewiesen sind. Deutlich wurde die- 
SI= Abhängigkeit, arz[eiale lin ‚Mumias 
Anwälte einen Befangenheitsantrag 
gegen einen der Richter gestellt hat- 
ten, von dem sie wußten, daß er 
SJel-igte lim lele der FOP erhalten hatte. 
Deren aulll den Antrag lt 
dem Hinweis ab, daß schließlich alle 
Richter Spenden von der FOP erhalten 
würden. Für den Fall einer negativen 
Entscheidung hat INS DZUERRETN 
verneur ThomaS Ridge schon angekün- 
digt, daß er einen neuen Lnrichtungs- 
befehl gegen Mumia unterschreiben 
wird. Danach hätten Mumias Anwälte 
30 Tage Zeit, um eine Sucul Ausset- 
zung der Hinrichtung vor einem Bun- 
desgericht zU beantragen und gleich- 
zeitig beim Bundesgericht Berufung 
gegen die Flle cu ueteetafeläign:: 
über Mumias WErielliaelluttisuet: 
einzulegen. Mumias Anwälte sind zu- 
mindestens zuversichtlich, daß ein 
Bundesgericht einen erneuten Hin- 
richtungsbefehl für Mumia aussetzen 
wird, da Mumia atoleinhuntzinlgicchcteinlile 
che Schritte offenstehen hat. Für 
den Fall einer FlellzJalatzigle Siam = 18-Te 11215 
dung des Obersten Gerichtshofes von 
Pennsylvania ruft der bundesweite 
Zusammenschluß von Mumia-Solida- 
ritätsgruppen für den ersten Sams- 
tag nach Bekanntwerden des Urteils 
zu dezentralen Aktionen in verschie- 
denen Städten auf. Achtet also auf 
neue Informationen und überlegt 
Euch, was getan werden kann. 
Das Autonome 
WINTER EILGLELONL GI TT 
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... skandierte der häßliche Deutsche 
nach einem Vorrundenspiel „seiner“ 
Mannschaft bei der WM durch die 
Straßen von Lens. Und um dieser 
Behauptung etwas Nachdruck zu ver- 
leihen, wurde auch gleich noch ein 
Polizist des Erbfeindes ins Koma ge- 
prügelt. Zuerst versuchte das Öffent- 
lich-rechtliche Fernsehen das Ganze 
klein zu reden. Da aber im Gegen- 
satz zur Brandenburger Peripherie an 
einem WM-Spielort viel internationale 
Presse zugegen ist, mußte dieses 
Unterfangen zwangsläufig scheitern. 
Also wurde schnell auf Entsetzten 
geschaltet, von Einzeltätern gespro- 
chen die das deutsche Ansehen in 
Mißkredit bringen, schnelle Verfah- 
ren und drastische Strafen gefor- 
dert, Entschuldigungen ausgespro- 
chen und Spendenkonten für das 
Opfer eingerichtet. Aber waren die 
Täter tatsächlich solche Ausnahme- 
Deutschen? Oder war die brutale 
Mißhandlung nur so besonders, weil 
es keinen Flüchtling in Deutschland 
sondern einen französischen Polizi- 
sten traf? Werden in Deutschland 
nicht tagtäglich Migrantinnen aus 
rassistischen Gründen zusammenge- 
schlagen, ohne daß sich jemand dar- 
über aufregt oder auch nur einen Ge- 
danken an die Opfer verschwendet? 
Ist das, was in Lens passiert ist, 
nicht Teil der deutschen Realität, ja 
vielleicht sogar Teil der „typisch deut- 
schen Tugenden“, die der Bundes- 
Berti glücklicherweise nur bis zum 
Viertelfinale beschwören konnte? 
Steht diese Tat nicht auch in einer 
Reihe mit der Berliner Nacht-und-Ne- 
bel-Abschiebung von 74 bosnischen 
Flüchtlingen, die die Berliner Bischöfe 
als Verstoß gegen internationales 
Recht kritisierten und vom ehemalli- 
gen EU-Beauftragten für Mostar, dem 
Sozialdemokraten Hans Koschnik 
als „an Gestapo-Methoden erinnernd“ 
gebrandmarkt wurden? Höchst un- 
wahrscheinlich, daß Außenminister 
Kinkel sich jetzt bei den Flüchtlingen 
entschuldigen und Innenminister Kan- 
ther für Berlins Innensenator und In- 
itiator der Abschiebung, Schönbohm 
Meldepflicht, Reiseverbot und Unter- 
bindungsgewahrsam fordern wird. 
Trotzdem geht der Diskurs um die In- 
nere Sicherheit auch in diesem Jahr 
weiter. und mittlerweile versuchen 
immer mehr Linke bei diesem Spiel 
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mitzuspielen und mit sanften Metho- 
den den Fair-Play-Pokal zu gewinnen. 
Was es auf sich hat mit Community- 
Policing, Präventionsräten und ande- 
ren „alternativen Sicherheitsmodellen" 
könnt ihr in unserem Schwerpunkt 
ab der Seite 17 nachlesen, der in Zu- 
sammenarbeit mit der AG Polizei und 
Rassismus der ARI entstanden ist. 
Daran anschließend möchten wir 
den LeserInnen den Debattenbeitrag 
von Birgit Rommelsbacher zur media- 
len Diskursverschiebung voM jugend- 
lichen rechten Gewalttätern hin zu 
Kriminalität von jugendlichen Auslän- 
dern besonders empfehlen. Anson- 
sten gibt es auch in der Aktuell-Ru- 
brik viel zu berichten, und nicht nur 
Negatives. Das Wanderkirchenasyl 
geht weiter, die Karawane zieht los 
und manchmal werden sogar Flücht- 
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linge aus der Abschiebehaft entlas- 
sen. Alles noch kein Grund zur Eu- 
phorie, aber vielleicht ist im Antiras- 
sismus-Bereich zur Zeit doch mehr 
Bewegung als im deutschen Fußball. 
Dieser Frage werden wir unter ande- 
rem in unserem nächsten Schwer- 
punkt nachgehen, der sich mit dem 
Verhältnis von Sport und Rassismus 
beschäftigen wird. Aber natürlich ha- 
ben wir auch diesmal etwas zu bekla- 
gen, und zwar die Abwanderung un- 
serer dienstältesten Mitarbeiterin 
Irmgard in die Schweiz. In den ver- 
gangenen fünf Jahren wären viele 
Ausgaben ohne sie nicht in dieser 
Qualität oder gar nicht zustandege- 
kommen und vor allem hätten wir 
alle weniger Spaß an der Arbeit ge- 
habt. Danke! 
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„Lieber sterbe ich hier als in der Tür- 
kei“. Mit diesen Worten begann Re- 
cep Öz seinen 32tätigen Hungerstreik 
in der Abschiebehaft in Köpenick. 
Während seines Hungerstreiks war 
Recep Öz immer wieder massiv von 
Seiten der Polizei und der Sanitäter 
unter Druck gesetzt worden, den Hun- 
gerstreik zu beenden. Wiederholt muß- 
te Recep Öz im Krankenhaus in Köpe- 
nick untersucht werden, da sich sein 
Gesundheitszustand dramatisch ver- 
schlechterte. Der Chefarzt empfahl 
dringend eine stationäre Behandlung. 
Medizinische Maßnahmen in Form in- 
travenöser Nährstoffgaben lehnte Re- 
cep Öz ab, aus Angst, daß die dadurch 
erzielte Verzögerung seines körperli- 
chen Verfalles anschließend seine 
Abschiebung bewirken würde. Trotz 
schwerer Kreislaufstörungen, Anfällen 
von Atemnot, Muskelkrämpfen und 
Anzeichen von Nierenschäden wurde 
seine Abschiebung in die Türkei für 
den 16. Juli vorbereitet. Dann über- 
schlugen sich die Ereignisse. In der 
Nacht vom 15. auf den 16. wurde 
Recep Öz im Krankenhaus Köpenick 
untersucht. Der Chefarzt bescheinig- 
te, daß er keinesfalls flugfähig sei. 
Zum selben Ergebnis war am Tag da- 
vor auch ein unabhängiger Arzt ge- 
kommen. Am Morgen des 16. wurde 
Recep Öz vom polizeiärztlichen Dienst 
untersucht: Er sei reisetauglich und 
seiner Abschiebung stünden keine ge- 
sundheitlichen Gründe entgegen, lau- 
tete das Ergebnis. Anschließend wurde 
er im Keller des Abschiebeknastes ein- 
geschlossen. Als er in seine Zelle zu- 
rück kam, waren seine Sachen bereits 
gepackt. Gegen 11.30 Uhr erfuhr er 
von seiner Anwältin, daß das Ver- 
waltungsgericht per einstweiliger An- 
ordnung verfügt habe, daß die Ab- 
schiebung unterlassen werden muß. 
Begründet wurde diese Entscheidung 
mit dem dramatischen Gesundheits- 
zustand von Recep Öz. Die Angaben 


des polizeiärztlichen Dienstes wur 
den zurückgewiesen. Gegen 15 Uhr 
wurde ihm mitgeteilt, daß er aus der 
Abschiebehaft entlassen wird und 
eine Stunde später stand er — ohne 
einen Pfennig Geld und mit der Be- 
scheinigung, daß er sich sofort Hun- 
derte von Kilometern entfernt in Eus- 
Kirchen (dort stellte er seinen ersten 
Asylantrag) zu melden habe - auf der 
Straße. Eine rechtliche Begründung 
für diesen Schritt erhielt Regep 9: 
nicht. Auch seine Anwältin hat keine 
Erklärung für diesen plötzlichen er 
neswandel erhalten. ZU vermuten Ist, 
daß die Entlassung der Versuch der 
Behörden ist, die eigenen skandalo- 
sen Fehler nicht noch mehr Ra 
zu lassen. Zudem gehen WI! davon 
aus, daß der internationale Bee 
gegen die menschenunwürdi&® Be 
handlung von Regep Oz u 
nes Hungerstreikes IN der Rn 
behaft und gegen el ae “ 
Abschiebung und das öffent 
teresse an seinem Fall di® Ze 


unter Druck gesetzt hal. che Initiative 
AntirassisU/® 


‚.ieber sterbe 
ich hier als in 
ler Türkei“ 


Irgendwo werden sie ins Flugzeug ge- 
setzt, um der Zwangsrekrutierung zu 
entkommen, den Schikanen durch Po- 
lizei oder Militär oder mit dem Auf- 
trag im „gelobten Land“ Reichtümer 
zu erwerben, um das Leben der gan- 
zen Familie abzusichern. Es sind seit 
der Visumspflicht für Minderjährige 
nicht mehr viele, aber für die Jugend- 
senatorin Stahmer (SPD) immer noch 
zu viele. Im Januar 1997 erhielt die 
zuständige Amtsvormundschaft in 
Treptow von ihr einen klaren Dienst- 
auftrag. Der Aufenthaltsstatus der un- 
begleiteten minderjährigen Flüchtlinge 
solle innerhalb von drei Monaten ge- 
klärt werden, um dann beschleunigt 
„zurückführen“ zu können. Angesichts 
der rigide durchgesetzten Abschot- 
tungspolitik wundert das natürlich 
nicht. Bei Minderjährigen eröffnen 
sich aber für die Abschiebungsbeses- 
senen tatsächlich noch neue, perfide 
Möglichkeiten, das sowieso Schon 


den, die die Vormundschaft beantragt 
und tatsächlich ihre Interessen ver- 
tritt. In der Regel wird einem solchen 
Wechsel der Vormundschaft stattge- 
geben, da das Kinder- und Jugendhilfe- 
gesetz Amtsvormundschaften nur als 
Notlösung vorsieht und entsprechen- 
de Privatpersonen vorzieht (sog. Ein- 
zelvormünder). Die Aufgaben, die Vor- 
münderlInnen zu erfüllen haben, sind 
sehr unterschiedlich und abhängig von 
der Situation, in der sich die Jugend- 
lichen befinden. Sind sie in der Ju- 
gendhilfe mit intensiver Betreuung 
untergebracht, so beschränken sich 
die Aufgaben auf die rechtliche Ver- 
tretung. In anderen Fällen gehört es 
z.B. dazu, geeignete Unterbringungs- 
möglichkeiten zu finden oder die Ju- 
gendlichen in anderer Form zu unter- 
stützen. Finanzielle Verpflichtungen 
entstehen nicht! Die Vormundschaft 
endet mit der Volljährigkeit. Im April 
1997 wurde von Fachleuten, die mit 


unbegleiteten minderjährigen Flücht- 
lingen arbeiten (Rechtsanwältinnen, 
SozialarbeiterInnen, PsychologInnen) 
das „Netzwerk Einzelvormundschaften 
Berlin“ gegründet. Hier wird von der 
Antragstellung an beraten und es 
finden Treffen zum Informationsaus- 
tausch statt. Das Netzwerk ist inzwi- 
schen so bekannt, daß es auch zu 
einer Anlaufstelle für Jugendliche ge- 
worden ist, die VormünderlInnen su- 
chen. Das Netzwerk trifft sich jeden 
letzten Mittwoch im Monat um 19 
Uhr bei: 
Xenion, Psychotherapeutische Bera- 
tungsstelle für politisch Verfolgte, 
Roscherstr. 2a, 10629 Berlin. 

Beate Selders 


Aufruf zur Übernahme von Einzelvormundschaften (Berlin) 


ausgehöhlte Asylrecht vollends aus- 
zuhebeln. Minderjährige dürfen ihre 
Interessen vor Gericht nicht selbst ver- 
treten. Sie können nicht selber einen 
Asylantrag stellen und sie können 
keine Klage gegen eine Ablehnung 
erheben oder Duldung beantragen. 
Sie befinden sich völlig in der Abhän- 
gigkeit von den amtlich eingesetzten 
Vormündern. Stahmers Anweisung 
wird von der Amtsvormundschaft in 
Treptow beflissen umgesetzt: Die 
Amtsvormünder stellen zwar noch ei- 
nen Asylantrag für ihre Mündel, aber 
ohne eingehende Vorgespräche und 
ohne Vorbereitung auf die Anhörung. 
Diese Anträge werden in der Regel ab- 
gewiesen. Die Ablehnungsbescheide 
werden den Jugendlichen zugestellt 
mit dem Hinweis, daß von einer Klage 
gegen die Ablehnung im Interesse 
der Jugendlichen abgesehen wird. 
Klagen, die die jungen Flüchtlinge 
mit Hilfe von Beratungsstellen selber 
erhoben haben, wurden von den Vor- 
mündern zurückgezogen. Die einzige 
Möglichkeit, die Rechtsmittel auszu- 
schöpfen, besteht für die Minderjäh- 
rigen darin, eine Privatperson zu fin- 
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Kurdische Flüchtlinge 
im Wanderkirchenasuyl 


Schon 

6 Monate 
Abschiebe- 
schutz! 


Es mag makaber erscheinen. Aber 
was mit Beginn der Aktion kurdischer 
Flüchtlinge für Abschiebestop und Blei- 
berecht gefordert wurde — in einem 
Teil hat die Realität des Widerstan- 
des die Forderungen schlicht umge- 
setzt. Am 21. Juli sind diejenigen, die 
am 21. Januar 1998 mit Unterstüt- 
zung von Kirchengemeinden und der 
Kampagne „kein mensch ist illegal“ 
das Wanderkirchenasyl begonnen ha- 
ben, bereits ein halbes Jahr lang vor 
der drohenden Abschiebung in die 
Türkei bewahrt worden. 

Makaber, weil die Angst vor dem jeder- 
zeitigen Zugriff der Polizei in diesen 6 
Monaten die Flüchtlinge täglich beglei- 
tet. Aber dennoch: keiner der fast 200 
Erwachsenen und Kinder, die in bis- 
lang 35 evangelischen und katholi- 
schen Kirchengemeinden in 12 Städ- 
ten Nordrhein-Westfalens Zuflucht 
gefunden haben, hat Deutschland ver- 
lassen müssen. Und Süleyman Yadirgi, 
der einzige, der im Verlaufe der Aktion, 
Mitte März, verhaftet und abgescho- 
ben wurde, ist Mitte Mai zurückge- 
kehrt. Das Verwaltungsgericht hat sein 
Asylverfahren akzeptiert, obwohl die 
zuständige Ausländerbehörde Erftkreis 
und das Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge ihn 


anwaltliche Intervention wieder frei. 
— Mehrere Male wurde versucht, die 
Flüchtlinge, die Zuflucht gewährenden 
Kirchengemeinden und die Kampagne 
„kein mensch ist illegal“ auseinander- 
zudividieren. So geschehen in einer 
Diskussion des Düsseldorfer Land- 
tags Anfang Mai, als SPD und CDU der 
Kampagne unterstellten, sie interes- 
siere sich nicht für die Einzelschicksale 
der Flüchtlinge, sondern funktionali- 
siere sie und auch die Kirchenge- 
meinden für politische Forderungen, 
mit denen die Flüchtlinge und die Kir- 
che nichts zu tun hätten. In dasselbe 
Horn stieß in der selben Zeit Landes- 
kirchenrat Jörn-Erik Gutheil, Auslän- 
derbeauftragter der Rheinischen Lan- 
deskirche. In einer Stellungnahme und 
in mündlichen Gesprächen verwahren 
sich die Zuflucht gewährenden Kir- 
chengemeinden vor einer derartigen 
Geringschätzung und Abwertung ih- 
res Engagements. 

Die Landeskirchenleitung im Rheinland 
stellte noch ein weiteres Mal die Soli- 
darität der „Drei K“ (Kurden, Kirche, 
Kampagne) auf eine harte Probe: 
Nachdem klar geworden war, daß die 
Durchsetzung des Bleiberechts für alle 
kurdischen Flüchtlinge noch einige 
Zeit dauern und wesentlich mehr poli- 


zum zweiten Mal abschieben wollten, 
und er schon zum zweiten Mal in der 
Haftanstalt Büren saß. Süleyman Ya- 
dirgi hat mit seiner Familie eine Dul- 
dung erhalten und lebt mit halbwegs 
sicherem Status in der Nähe Kölns 
in einer Flüchtlingsunterkunft. 

In diesem halben Jahr hat die Aktion 
der kurdischen Flüchtlinge einige 
äußerst schwierige Situationen über- 
stehen müssen und überstanden: 
Mehrere Flüchtlinge, Erwachsene und 
auch Kinder, sind bei zufälligen oder 
gezielten Personenkontrollen von der 
Polizei, oft von Zivilbeamten, verhaftet 
worden. Jedesmal kamen sie aller- 
dings durch öffentlichen Druck und 


tischen Druck erfordern würde, mehr 
als den, zu dem die Wanderkirchen- 
asylaktion in NRW in der Lage ist, einig- 
ten sich die Flüchtlinge, die Kirchen- 
gemeinden und die Kampagne darauf, 
beim Landesinnenministerium zusätz- 
lich den Abschiebeschutz wenigstens 
der TeilnehmerInnen am Wanderkir- 
chenasyl zu fordern und Verhandlun- 
gen darüber zu beginnen. In dieser 
Situation bot die Landeskirchenleitung 
(hier wieder: Landeskirchenrat Gutheil) 
an, selber Verhandlungen mit dem In- 
nenministerium in die Wege zu leiten 
und sie auch zu führen („Mühlheimer 
Erklärung“ vom 10.Juni). In die Ver- 
handlungsdelegation (Gutheil + 3 Su- 


perintendenten) sollten allerdings kei- 
ne Vertreterlnnen der Flüchtlinge, der 
Zuflucht gewährenden Gemeinden und 
der Kampagne aufgenommen werden. 
Und verhandeln wollte die Kirchenlei- 
tung auch nur über erneute Einzelfall- 
prüfungen. 

Nach ersten intensiven Diskussionen 
lehnten die Flüchtlinge ab, die selbst- 
ernannte Verhandlungsdelegation und 
ihre selbstgefundenen Verhandlungs- 
ziele nachträglich zu betätigen. Eben- 
so die Kirchengemeinden und die Kam- 
pagne. Denn die Flüchtlinge haben 
diese Aktion ja begonnen, weil sie 
die „Einzelfallprüfungen“ nach deut- 
schem Asylrecht erfolglos durchlaufen 
haben. Und weil die Angst besteht, 
daß zusätzliche Einzelfallprüfungen 
exakt dem entsprechen könnten, 
was in der Härtefallkommission beim 
Landesinnenministerium (Gutheil sitzt 
dort für die evang. Kirche) Usus ist. 
Eine nochmalige Überprüfung von 
Einzelschicksalen, streng im Rahmen 
der Kriterien des Asylrechts, um her- 
auszufinden, ob mit dem Einzelfall 
befaßte Asylbehörden eine Gesetzes- 
nische zugunsten des Antragstellers 
übersehen haben. Die Quote der po- 
sitiven Bescheide in dieser Kommis- 
sion liegt auch unter 20 % - von ei- 


nem Gruppenschutz der Flüchtlinge, 
die sich durch das Wanderkirchen- 
asyl, gerade im Falle einer Abschie- 
bung in die Türkei, extrem gefährdet 
haben, könnte bei solchem Verfah- 
ren also keine Rede sein. Allerdings 
zeigte sich in den vier Wochen nach 
der „Mühlheimer Erklärung“, daß eine 
andere Möglichkeit, mit dem Innen- 
ministerium Verhandlungen zu begin- 
nen, nicht erkennbar wurde. Bemü- 
hungen der Kampagne und auch von 
Prominenten, das Innenministerium 
zu Gesprächen zu bewegen, wurden 
von dort mit dem Hinweis auf verein- 
barte Gespräche mit der Gutheil- 
schen Delegation abgelehnt. 

In dieser Situation entschlossen sich 
die Flüchtlinge, der Verhandlungsde- 
legation von Gutheil (1+3) nun doch 
und trotz aller Bedenken zuzustimmen. 
Dabei gehen die Flüchtlinge davon 
aus, daß keinerlei Entscheidungen in 
den Verhandlungen gefällt werden, 
ohne vorher die Flüchtlinge zu hören 
und abstimmen zu lassen. Die Ver- 
handlungsdelegation soll außerdem 
um Vertrauensanwälte der Flüchtlinge 
und Vertreter der evangelischen und 
katholischen Kirchengemeinden auf- 
gestockt werden. Die Flüchtlinge be- 
harren darauf, daß es in den Ver- 


handlungen um eine Kontingentlö- 
sung -— eine Lösung für alle Flücht- 
linge im Wanderkirchenasyl — geben 
muß. Ob die in Aussicht genommenen 
Verhandlungen einen Schritt in diese 
Richtung darstelllen, wird sich aller- 
dings erst dann herausstellen, wenn 
über Verlauf und Ergebnisse der Ver- 
handlungen informiert, gemeinsam 
beraten und geurteilt werden kann. 
Entscheidend dafür, was bei den Ver- 
handlungen herauskommt, ist ohne- 
hin der politische Druck auf die Ver- 
handelnden. Den zu erhöhen, steht 
jetzt an. 
Ak/Kölner Netzwerk 
„kein mensch ist illegal“ 
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Wanderkirchenasyl cin Kommentar 


Für mich als Späthinzugekommene, 
immer noch Außenstehende liegt die 
Bedeutung der Aktionsform des Wan- 
derkirchenasyls vor allem darin, daß 
es wie ein Brennglas funktioniert. 
Man muß sich vorstellen: Über 30 
Presbyterien, also ca. 800 Entschei- 
dungs- und Funktionsträger der evan- 
gelischen Kirche, setzen sich hier 
ganz praktisch mit ihrer Haltung zum 
deutschen Asylrecht auseinander, 
müssen sich ganz konkret entschei- 
den, wieviel Arbeit und Geld ihnen 
ihre unter Umständen kritische Hal- 
tung wert ist. Müssen innerhalb die- 
ser Gremien diskutieren geführt und 
„Regierungstreue“ überstimmen, 
manchmal im 2-Wochen-Rhythmuses. 
Müssen ganze oder halbe Gemeinden 
überzeugt werden, damit die zusätzli- 
che Arbeit überhaupt geleistet wer- 
den kann. Die Anträge bei evangeli- 
schen Kirchen, die sich gegen das 
Wanderkirchenasyl entschieden ha- 
ben, sind diskutiert worden, auch 
dort kam das Thema Asylrecht in 
ganz praktischer Form auf den 


Presbyteriumstisch. Seit drei Mona- 
ten (immer etwas hinterher...) ist 
auch die katholische Kirche dabei. 
Ohne Übertreibung kann man sagen, 
daß die Aktion innerhalb von 6 Mona- 
ten heftige Diskussions- und Denkpro- 
zesse bei tausenden von Menschen 
zwischen Aachen und Bielefeld in 
ihrem direkten sozialen Umfeld aus- 
gelöst hat. Eine Brennglasfunktion 
hat die Aktion auch bei Politik und 
Prominenz. Eine Bootsfahrt in die Lan- 
deshauptstadt mit viel zu vielen Teil- 
nehmern, darunter diverse WDR-Jour- 
nalisten und bekannte Künstler, ein 
öffentliches Hearing der Kirchen, eine 
Benefizgala mit Kabarettisten, Politi- 
kern und Theologen, von Hanns-Dieter 
Hüsch über Gregor Gysi bis Eugen 
Drewermannn. Die Bereitschaft sich 
zu beteiligen ist groß — das Mediene- 
cho auch. Obwohl weder das Innenmi- 
nisterium noch die Landesregierung 
bisher viel Gesprächsbereitschaft ge- 
zeigt haben, die Möglichkeit Günther 
Oesinghaus (MdB, Köln, SPD), Ker- 
stin Müller (MdB, Köln, Bündnis 90/ 


DIE GRÜNEN) und Gregor Gysi (MdB, 
Berlin, PDS) während der Benefizgala 
im Gleichklang den Abschiebestop in 
die Türkei und die Revision der Ände- 
rung des Asylrechts fordern zu hören, 
war ein echtes Vergnügen — ebenso 
die Predigt des Herrn Drewermann... 
Was im Moment fehlt, ist eine Aus- 
weitung in andere Bundesländer. 
Jeden zweiten Tag gibt es in Köln An- 
fragen nach Aufnahme weiterer Ille- 
galisierter in die Kirchen — meist von 
ganzen Familien mit gepackten Kof- 
fern vor der Tür, oft kommen sie aus 
anderen Bundesländern. Es gibt einen 
konkreten Bedarf nach Zuflucht vor 
Abschiebung, der sich in Köln zur Zeit 
in keiner Weise einlösen läßt. Ich 
würde mir wünschen, daß sich die an 
der bundesweiten Kampagne „kein 
mensch ist illegal“ beteiligten Initiati- 
ven endlich einen Ruck geben und in 
ihren Städten Kontakte zu Kirchenge- 
meinden aufnehmen. Die Aktion geht 
über die Versorgung der direkt Betei- 
ligten weit hinaus... 

Claudia Fix 
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Kraftproben — Menschen im 
Wanderkirchenasyl, Yildiz Deniz und 
Ulli Schauen, 51 Minuten. 
VHS-Kaufkopie ohne Vorführrecht: 
50,- DM. Leihkopie für öffentliche 
angekündigte Vorführung: 100,- DM. 
Die Einnahmen sollen das 
Fortführen des Filmprojektes 
ermöglichen. Zu bestellen bei: 

Ulli Schauen, mediapark Süd, 
Sachsenring 2, 50667 Köln, 

tel. 0221/ 31 40 26, fax 314711, 


Email: Ulli@journalismus.de 


Kraftpnroben 


Videodokumentation 


zum Wanderkirchenasyl 


Die knapp einstündige Videobeobach- 
tung von Yildiz Deniz und Ulli Schauen 
dokumentiert in einer Art szenischer 
Collage das Wanderkirchenasyl vom 
Start der ersten Gruppen von Köln 
nach Düren bis zur Situation Ende 
Mai. Der Film verzichtet fast gänzlich 
auf einen Kommentar und läßt dafür 
die Betroffenen ausführlich zu Wort 
kommen. Dabei zeigt er sowohl po- 
sitive Situationen, wie das durch 
massiven Druck von Unterstützern 
erreichte Freikommen von zwei fest- 
genommenen Jugendlichen, als auch 
die zweimalige Verhaftung und Ab- 
schiebung von Süleyman Yardirgis, in 
der der Zynismus und die Kaltblütig- 
keit deutscher Flüchtlingspolitik in 
Form eines aalglatten Rechtsdezer- 
nenten zu bewundern sind. Das Video 
zeigt aber auch viele Alltagssituatio- 
nen der Flüchtlinge und vermittelt ein- 
drucksvoll die Kehrseite des in anti- 
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rassistischen Kreisen sicherlich nicht 
zu Unrecht als Erfolg gepriesenen 
Wanderkirchenasyls. Denn trotz der 
großen Öffentlichkeitswirkung und 
einer breiten Unterstützung sind die 
Flüchtlinge enormen Belastungen aus- 
gesetzt. Da ist nicht nur die Angst 
vor der täglich möglichen Verhaftung 
oder Abschiebung, wie sie einigen von 
ihnen bereits passiert ist, oder der 
Brandanschlag auf die Gemeinde in 
Mönchengladbach. Es ist auch ein All- 
tag, in dem alle paar Wochen der Ort 
gewechselt werden muß, in großen 
Gemeinschaftsräumen geschlafen und 
gelebt werden muß. Ein Alltag ohne 
Privatsphäre, ohne Ruhe, ohne Ent- 
spannung. Eine Situation, die auf 
Dauer zermürbend wirken muß, falls 
keine Aufenthaltstitel für die Flücht- 
linge erstritten werden können. 
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kassiber 35 (Juni 98) 


betreibt im worldwideweb ein 
informationssystem zu linker politik und 
sozialen bewegungen 


> Gibt es einen "linken Fußball"? - Inter- 
view mit Marco Bode (Werder Bremen) 
über Rassismus, Nationalismus und 
Schwulenfeindlichkeit im Stadion, Hany 
Ramzys 'Hitler-Gruß', Fußballberich- 
terstattung und Ideologie, das Selbstver- 
ständnis eines 'linken' Profis u.a.m. 

> Hirnforschung an der Bremer Uni 

> Bundeswehrgelöbnisse und die Milita- 
risierung der deutschen Außenpolitik 

> Abhörwut: Erfahrungen mit dem 'klei- 
nen' Lauschangriff 

> Weitere Themen: Die DNA-Analyse im 
Ermittlungsverfahren, die 'Auflösungs- 
erklärung' der RAF u.v.a.m. 

64 Seiten für 5 Mark, 

Abo (6 Ausgaben): 35 Mark 


kassiber gibt es 
im gut sortier- 
ten Infoladen 
oder beim 
VzVuN, St.- 
Pauli-Straße 
10/12, 28203 
Bremen, Fax: 
0421-75682. 
Beim VzVuN 
können auch 
kostenlose Pro- 
behefte ange- 
fordert wer- 
den! 
http://www.oh 
z.north.de/user/kombo/home.htm 
10 eMail: kassiber@brainlift.de 
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1 infoSystem 


WENBLEL KO EURIET Tele: 


INITIATIV 


web: http://www.nadir.org/ post: Brigittenstr. 5, 20359 HH 


AKTUELL 


Meldungen und Hinter- 
gründe 


PERIODIKA Elektronische Kopien von 


Zeitschriften 


Selbstdarstellungen und 
Informationen von 
Gruppen und Projekten 


NETZ Verweise auf weitere linke 
Infos, Archive, Kontakte 


etc. im web 


ARCHIV 


linke Theorie und Praxis 
aus Geschichte und 
Gegenwart 


Unser Konto fur dıe allzeıt wıllkommenen Spenden: Postbank HH, (200 100 20), Kto-Nr. 797 156 207 


Die Karawane 
für die Rechte 
von Flüchtlingen 


Am 13. August wird in Bremen eine 
vom Internationalen Menschenrechts- 
verein in Bremen (IMRV) initiierte Ka- 
rawane für die Rechte von Flüchtlin- 
gen und Migrantinnen starten. Sie 
wird über einen Zeitraum von mehre- 
ren Wochen hinweg durch 25 deut- 
sche Städte ziehen und dabei die ver- 
schiedenen Aspekte des Rassismus 
in dieser Gesellschaft zum Thema ma- 
chen. Die Karawane ist eine Reaktion 
auf die Tatsache, daß die Angriffe des 
deutschen Staates auf Flüchtlinge 
und Migrantinnen von Jahr zu Jahr an 
Schärfe zunehmen, während die Ge- 
genmobilisierung weitgehend zusam- 
mengebrochen ist. Eine weitere Eska- 
lation der Situation im Wahljahr 1998 
ist angesichts der Debatten um „In- 
nere Sicherheit“, das „New Yorker Mo- 
dell“, „zero tolerance” etc. schon vor- 
programmiert. Die Vorwahlzeit stellt 
einen strategisch günstigen Zeitpunkt 
dar, um mit der Karawane die Läh- 
mung zu überwinden, die vorhandenen 
Kräfte zu bündeln und damit zu be- 
ginnen, der aggressiven Politik (wie- 
der) offensiv gegenüber zu treten. 
Während der gesamte organisatori- 
sche Aufwand für eine größere lokale 
Aktion in der Regel nur einen Tag an 
Aktivität hervorbringt, wird die Kara- 
wane eine kontinuierliche Kette von 
Aktionen beinhalten, die als gemeinsa- 
mes Projekt wahrgenommen werden 
können, obwohl sie realiter in verschie- 
denen Städten stattfinden. Darüber 
hinaus ist es das erklärte Ziel, mit 
Hilfe der Karawane ein funktionsfähi- 
ges Netzwerk unterschiedlicher Grup- 
pen zu etablieren, das auch über das 
Jahr 1998 hinaus handlungsfähig blei- 
ben und so zur Basis weiterer Aktivi- 


täten im Sinne der so dringend benö- 
tigten Opposition von unten werden 
könnte. 


Zum Karawane-Konzept 

Das vom Internationalen Menschen- 
rechtsverein Bremen IMRV verfolgte 
Konzept ist von Anfang an zweigleisig 
gewesen: Zum einen sollen die Ver- 
hältnisse in Deutschland und Europa, 
d.h. die konkreten Erfahrungen, die 
Flüchtlinge und MigrantInnen mit den 
verschiedenen Aspekten des Rassis- 
mus in der Metropole machen, aufge- 
griffen werden. Zweitens geht es 
darum, einen Bezug herzustellen zwi- 
schen der Politik der europäischen 
Regierungen und den desolaten bzw. 
oft mörderischen Verhältnissen in den 
Herkunftsländern. Den Ausgangspunkt 
für diesen Ansatz bietet die Überle- 
gung, daß die Anliegen der Flüchtlinge 
im allgemeinen „doppelter Natur“ sind. 
Neben dem Rassismus, mit dem sie 
in Deutschland konfrontiert sind, „ist 
ihnen das Schicksal der Zurückgelas- 
senen sehr wichtig“. Der IMRV betont 
daher stets die Verantwortung der 
wirtschaftlichen und politischen Eliten 
in Deutschland bzw. Europa dafür, daß 
diktatorische und terroristische Re- 
gime in aller Welt am Ruder sind. 

Die Tatsache, daß es in Deutschland 
keine antirassistische Bewegung gibt, 
die hier massiv Stellung beziehen 
könnte, macht es den selbst in vielfäl- 
tiger Weise von Rassismus betroffe- 


nen Einwandererinnen umso schwe- 


rer, sich gegen die Verschärfung des 
Klimas zur Wehr zu setzen. Die Kara- 
wane ist auch der Versuch, eine Ande- 
rung dieser Situation herbeizuführen. 
Einmal, weil sich die Radikalisierung 


des Rassismus in Deutschland eben 
nicht „nur“ auf Flüchtlinge be- 
schränkt -— auch wenn sich diese Tat- 
sache in den Aktivitäten der deut- 
schen antirassistischen Linken so gut 
wie nicht niederschlägt. Zweitens, da 
der fortschreitenden Eskalation ohne 
eine Bewegung unter den länger an- 
sässigen Migrantinnen nicht Einhalt 
geboten werden kann. Eine Bewe- 
gung, die umgekehrt nur dann Erfolg 
haben kann, wenn sie die Differenzie- 
rungen überwindet und sich mit den 
Flüchtlingen solidarisiert. 


Der inhaltliche Rahmen 

Drei zentrale Gedanken legen den in- 
haltlichen Rahmen des Projekts fest. 
Einmal geht es darum, den Rassismus 
in Deutschland in all seinen Dimen- 
sionen auf- und anzugreifen. Im Flug- 
blatt des IMRVs zur Karawane heißt 
es dazu: „Völlig unabhängig vom Wahl- 
ausgang steht schon jetzt fest, daß 
man unsere Rechte weiter beschnei- 
den wird, daß man weiterhin Zehntau- 
sende deportieren wird, und daß unter 
noch viel mehr Menschen ein derarti- 
ges Ausmaß von Angst und Schrek- 
ken verbreitet werden wird, daß sie 
Deutschland „freiwillig“ verlassen wer- 
den. (...) Wenn wir als Flüchtlinge in 
Deutschland ankommen, werden wir 
kriminalisiert und erniedrigt. Wir wer- 
den in Schiffe und Lager gesteckt, 
man streicht uns die Sozialhilfe, wir 
dürfen nicht arbeiten — isoliert vom 
Rest der Gesellschaft und behandelt 
als seien wir keine Menschen, sollen 
wir unser Dasein fristen. Wir werden 
beschuldigt, der Grund fur alle sozia- 
len Probleme in Deutschland zu sein. 
Wir sind mit Mißhandlungen durch die 


AR zuc 28/95 


[}) 


TEA zac 28/98 


12 


Stationen der Karawane 


Fr. 14.8. Aktionen in Bremen und 
Oldenburg 

Sa. 15.8. Aktionen und Reise nach 
Hamburg 

So. 16. und Mo. 17.8. Aktionen in 
Hamburg und HH-NOrderstedt 

Di. 18.8. Reise nach Lübeck und 
Aktionen in Lübeck 

Mi. 19.8. Reise nach Kiel und 
Aktionen in Kiel 

Do. 20.8. Reisetag Kiel - Berlin 
(mit Zwischenstop in Rostock) 
+ Aktionen in Berlin 

Fr. 21. und Sa. 22.8. Aktionen in 
Berlin 

So. 23.8. Taxikonvoi zur polnischen 
Grenze + Weiterreise nach Dresden 
+ Aktionen in Dresden 

Mo. 24.8. Reise nach Leipzig und 
Aktionen dort 

Di. 25.8. Reisetag Leipzig - Kassel 
mit Zwischenstop + Aktionen bei 
der ZAST in Tambach bzw. in Jena 

Mi. 26.8. Aktionen in Kassel und 
Reise nach Göttingen, Aktionen 
dort 

Do. 27.8. Braunschweig 

Fr. 28.8. Reise nach Hannover, 
Aktionen dort 

Sa. 29.8. Reise nach Bielefeld + 
Aktionen dort 

So. 30. 8. Reise zur bundesweiten 
Demo nach Büren 

Mo. 31.8. Reisen nach Osnabrück 
+ Aktionen dort 

Di. 1.9. Reise nach Nürnberg und 
Regensburg 

Mi. 2.9. Aktionen in Regensburg 

Do. 3.9. Reise nach München + 
Aktionen dort 


Fr. 4.9. Reise nach Stuttgart + 
Aktionen dort 

Sa. 5.9. Reise zum Abschiebeknast 
Rottenburg mit anschließend 
Fahrt nach Tübingen 

50. 6.9. Reise nach Strasbourg 
+ grenzüberschreitende Aktionen 
in/bei Strasbourg, Treffen mit 
„sans-papiers“ 

Mo. 7.9. Reise nach Karlsruhe + 
Aktionen dort 

Di. 8.9. Reise nach Trier + 
Aktionen dort 

Mi. 9.9. Reise nach Mainz + 
Aktionen dort 

Do. 10.9. Aktionen in Wiesbaden 

Fr. 11.9. Reise nach Hanau mit 
Zwischenstop Abschiebeknast 
Offenbach + Aktionen in Hanau 

Sa. 12.9. Schiffahrt nach Frankfurt 
+ Aktionen in Frankfurt und Darm- 
stadt 

Mo 14.9. Aktionen in Bonn 

Di. 15.9. Reise nach Bochum + 
Aktionen dort 

Do. 17.9. Reise nach Köln 
(eventl. Zwischenstop in Recklin- 
genhausen und Duisburg + 
Veranstaltung in Köln 

Fr. 18.9. Reise nach Aachen + gren- 
züberschreitende Aktio<nen in 
Vaals 

Sa. 19.9. Reise nach Köln + Beteili- 
gung der Karawane an der 
Demonstration vom Migrations- 
bündnis für „Gleiche Bürgerrechte“ 

So. 20.9. Karawane-Abschluß- 
kongreß in Köln, mit anschließen- 
dem Fest 


Polizei konfrontiert. Wir sind unfairen 
Asylverfahren ausgesetzt. Wir werden 
in Abschiebeknäste gesperrt und am 
Ende abgeschoben. Doch wir werden 
uns wehren! Wir rufen alle Flüchtlinge 
und Migrantinnen, egal aus welchen 
Staaten und Teilen Deutschlands Ihr 
kommt, auf: Setzt Euch mit uns in Ver- 
bindung und bringt Eure Ideen und 
Vorschläge ein.“ 

Das zweite Ziel ist es, der nationalisti- 
schen „Standort Deutschland“-Politik 
eine offensive internationale Position 
entgegenzusetzen. Die Karawane soll 
dazu beitragen, einen erneuerten Inter- 
nationalismus hervorzubringen, der 
die mörderischen Effekte der Welt- 
wirtschaftsordnung aggressiv angeht, 
anstatt sich mit dem „Sieg“ des Ka- 
pitalismus abzufinden. Personifiziert 
und konkret repräsentiert wird die 
fundamentale Kritik an der Weltwirt- 
schaftsordnung von Migrantinnen und 
Flüchtlingen, die Europa auS allen Re- 
gionen der Welt erreichen. 

Drittens wird sich die Karawane nicht 
nur auf Flüchtlinge und deren Probleme 
konzentrieren, sondern auch einen Bo- 
gen schlagen zu anderen gesellschaft- 
lichen Gruppen. Sie soll ein Versuch 
sein, sich der „Teile-und-Herrsche”-Poli- 
tik, den endlosen Differenzierungen 
mit ihrem Gegeneinander-Ausspielen 
der verschiedensten Gruppen zu wider- 
setzen und diese lähmende Situation 
zu durchbrechen. Damit ist nicht ge- 
meint, die inhaltliche Schärfe aufzu- 
geben und eine belanglose Sauce zu 
fabrizieren, die nach dem Motto „Al- 
len geht's irgendwie schlecht“ rassi- 
stische und sexistische Hierarchien 
leugnet. Die Idee ist vielmehr, die 
Schärfe beizubehalten und gleichzei- 
tig eine Ausweitung der Themen zu 
versuchen, so daß die Karawane einen 
(gegenseitig-solidarischen) Brücken- 
schlag ermöglicht. Gibt eS doch in der 
Logik der politischen, wirtschaftlichen 
und polizeilichen Angriffe auf verschie- 
denste Gruppen auch deutliche Über- 
einstimmungen. 


Was ist die Karawane? 

Das Karawane-Projekt ist Ausdruck der 
Überzeugung, daß es nicht die rich- 
tige Antwort sein kann, angesichts 
der gegenwärtigen Umstände zu kapi 
tulieren oder sich gar IN IADEN einzu- 
richten. Wir wollen und müssen im 
Gegenteil Strukturen aufbauen, die 


der law-and-order Politik längerfristig 
etwas entgegensetzen können, uns 
also die Möglichkeit geben, die Lage 
nicht nur zu analysieren, sondern auch 
praktisch und wirksam zu intervenie- 
ren. Die Karawane stellt die bislang 
einmalige Chance dar, damit zu begin- 
nen - und diese Chance muß ergriffen 
werden. Die Idee dabei war nie, daß 
Bremen einen Treck mit großer Betei- 
ligung auf die Beine stellt (im Sinne 
einer Wahlkampftour mit allem know- 
how inklusive), der in den Städten von 
einigen Personen empfangen wird und 
dann auf dem örtlichen Marktplatz 
seine Standard-Show abzieht. Die Ka- 
rawane besteht vielmehr aus den Bei- 
trägen jeder einzelnen Stadt/Gruppe/ 
Person und soll Anlaß sein, lokal und 
überregional neue Kontakte zu knüp- 
fen und bestehende zu festigen. Es 
ist entscheidend, daß sich möglichst 
viele Menschen an ihrer Planung und 
Durchführung beteiligen. Das wird mit 
Hilfe lokaler Vorbereitungsgruppen, 
die sämtliche vor Ort anfallenden Or- 
ganisationsarbeiten übernehmen, be- 
werkstelligt. Die Karawane wird in Hin- 
blick auf ihre thematische Breite und 
Qualität genau das leisten können, 
was in den einzelnen Städten von den 
Vorbereitungsgruppen organisiert wird. 
Fest steht, daß bestimmte symboli- 
sche Schlüsselorte des staatlichen 
Rassismus wie der Flughafen Frank- 
furt/Main, der Abschiebeknast in Bü- 
ren und einzelne Grenzübergänge an- 
gelaufen werden. Drei bundesweit 
organisierte Flüchtlingsgruppen haben 
bis jetzt ihre Unterstützung zugesagt, 
nämlich iranische, kurdische und tami- 
lische Organisationen. Gemeinsam mit 
den in der Kampagne „kein mensch 
ist illegal“ organisierten Initiativen 
stellen sie das derzeitige Rückgrat des 
Projekts dar. Auf dem bis dato letzten 
bundesweiten Vorbereitungstreffen 
wurde eine vorläufige Route festgelegt 
(siehe Termine). 

Diese Route schließt die Teilnahme 
weiterer Städte nicht aus. Neu hinzu- 
kommende Städte könnten ihr Pro- 
gramm zeitlich parallel zum schon 
bestehenden durchführen, so daß die 
Karawane phasenweise aus zwei 
Strängen bestünde, die dann wieder 
zusammenliefen. Auf dem Weg von 
Stadt zu Stadt soll es Abstecher ge- 
ben zu markanten Orten des Rassis- 
mus bzw. des Widerstandes: Lager 


und Abschiebeknäste auf der einen 
Seite, Kirchenasyle auf der anderen 
etc. Der Transfer zwischen den einzel- 
nen Städten wird voraussichtlich mit 
Bussen erfolgen. Jede Stadt ist für die 
Unterbringung, Verpflegung und Wei- 
terreise ebenso verantwortlich, wie für 
das lokale Programm. Ä 
Zusammengefaßt besteht die Kara- 
wane somit aus folgenden Teilen: den 
Gruppen, Organisationen und Perso- 
nen, die die lokalen und regionalen 
Aktionen im Herbst vorbereiten, bzw. 
deren Kommunikation und Vernetzung; 
den Aktionen, dem Programm und den 
inhaltlichen Schwerpunkten in den 
einzelnen Städten sowie den dabei von 
den lokalen Vorbereitungskomitees 
mobilisierten Menschen; den Perso- 
nen, die im August und September von 
Stadt zu Stadt ziehen werden; der 
Nachbereitung aller Aktivitäten, die 
von August bis September stattfinden 
werden: dem über den September hin- 
aus bestehenden Netzwerk und des- 
sen weiterer lokaler und bundesweiter 
Aktivität. 

Die bundesweite Koordination des Pro- 
jekts erfolgt über das Büro des IMRVs. 
Das Bremer Vorbereitungskomitee ist 
dringend auf Spenden angewiesen, 
die an den Internationalen Menschen- 
rechtsverein Bremen Stichwort „Ka- 
rawane“ überwiesen werden sollten. 
Alle, die das Projekt darüberhinaus 
unterstützen, in den lokalen Vorberei- 
tungskomitees mitarbeiten oder gar 
eine neue Station anbieten wollen, 
können sich an den IMRV in Bremen 
wenden, von wo aus sie mit den nöti- 
gen lokalen Adressen und weiteren 
Informationen versorgt werden. 


Internationaler Menschenrechts- 
verein Bremen 

Kornstr. 51, 28201 Bremen 

Tel. 0421/55 77 093 

Fax 0421/55 77 094 

e-mail: mail@humanrights.de 
http://www.humanrights.de 
Konto-Nr. 1073 9282 bei der 
Sparkasse Bremen, BLZ 290 501 01 


Karawane-Programm 
für Berlin 


Do. 20.8. 
19.00 Ankunft der Karawane aus 
Rostock, Begrüßung auf dem Ora- 
nienplatz, Zug zum Mariannenplatz 
21.00 Essen, Trinken, Musik im 
Bethanienhaus 

Fr. 21.8. 
10.00 geplant: Fahrt nach 
Oranienburg und Besuch der Ge- 
denkstätte Sachsenhausen 
17.00 Treffpunkt von Flüchtlingen 
und Migrantinnen im Bethanien, 
Veranstaltungen zu unterschiedli- 
chen Themen, u.a. zu Sri Lanka, 
tamilischer Abend und Kulturpro- 
gramm 

Sa. 22.8. 
11.00 Protestaktion gegen Raz- 
zien in der Innenstadt 
ab 13.00 Happening auf dem 
Alexanderplatz 
ab 16.00 Volxküche auf dem 
Alexanderplatz 
18.00 Open Air Konzert und 
Demo vor dem Frauenabschiebe- 
knast Kruppstr. 
21.00 Enthüllung eines antikolo- 
nialistischen Wandbildes an der 
Manteuffel - Ecke Oranienstr. mit 
Multimedia-Performance 

So. 23.8. 
9.00 Abfahrt der Karawane an 
den Grenzort Forst an der polni- 
schen Grenze. Begleitung des Bus- 
ses mit Taxis, Autos und Rädern 
bis zum Stadtrand. Grenzbesichti- 
gung und Aktionen vor Ort. Weiter- 
fahrt nach Dresden 
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Heute hat der Bundesgerichtshof in 
Karlsruhe die Revision gegen den 
Freispruch von Safwan Eid zugelas- 
sen und den Prozeß zur Neuverhand- 
lung an das Landgericht Kiel verwie- 
sen. Das Lübecker Bündnis gegen 
Rassismus erklärt hierzu, daß es sich 
um eine fatale Fehlentscheidung han- 
delt, die es noch schwieriger machen 
wird, die wirklichen Täter zu ermitteln 
und zur Verantwortung zu ziehen. Da- 
mit setzt sich der skandalöse Umgang 
der deutschen Justiz mit dem wahr- 
scheinlich folgenschwersten rassisti- 
schen Anschlag der Geschichte der 
Bundesrepublik fort. Die BGH-Ent- 
scheidung wird der Lübecker Staats- 
anwaltschaft den willkommenen Vor- 
wand liefern, die Ermittlungen gegen 
die dringend tatverdächtigen Nazis aus 
Grevesmühlen im Sande verlaufen zu 
lassen. Mag es sich bei der Entschei- 
dung, ob die Besucherzelle der JVA Lü- 
beck als Wohnung anzusehen sei, 
noch um eine juristische Spitzfindig- 
keit handeln, so ist die Ansicht, daß 
der Inhalt der Abhörprotokolle irgend 
etwas am Freispruch Safwan Eids än- 
dern könnte, völlig abwegig. Es ist in 
diesen Protokollen — selbst wenn die 
ungünstigste Version der sich wider- 
sprechenden Übersetzungen zugrunde 


möglichen Brandverläufe zur Deckung 
bringen. Darüber hinaus gibt es kein 
Motiv und keine Spuren, die Safwan 
Eid belasten. Ganz anders bei den ver- 
dächtigen Neofaschisten: Drei von ih- 
nen hatten frische Brandspuren im 
Gesicht, ihr Alibi ist nicht stichhaltig, 
sondern sie hatten die Gelegenheit 
zur Tat und waren unzweifelhaft am 
Tatort. Von ihnen liegen zahlreiche 
Selbstbezichtigungen vor, seit Februar 
diesen Jahres sogar ein detailliertes 
Geständnis von Maik Wotenow gegen- 
über Ermittlungsbeamten. Daß dieses 
Geständnis immer wieder widerrufen 
und dann erneut bestätigt wird, ändert 
nichts an seiner Beweiskraft. Geständ- 
nis, Motiv, Gelegenheit zur Tat und die 
Brandspuren sind mehr als ausrei- 
chend, um jetzt endlich Anklage gegen 
die Vier aus Grevesmühlen zu erhe- 
ben. Nur durch einen Prozeß gegen 
diese Verdächtigen wird es möglich 
sein, der Wahrheit näher zu kommen. 
Die Feststellung aus dem Lübecker 
Urteil, die Brandlegung könne nicht 
von außen erfolgt sein, ist nach unse- 
rer Überzeugung falsch. Im Gegenteil 
ist die vom Gericht festgelegte Stelle 
des Brandausbruchs im 1. OG schon 
deshalb ausgeschlossen, weil zahl- 
reiche Hausbewohnerlnnen diese enge 


Bruchteil der gegen die Nazis vorlie- 
genden Indizien hätte genügt, um 
Safwan Eid in Untersuchungshaft zu 
nehmen und ihm den Prozeß zu ma- 
chen. Es ist diese skandalöse Un- 
gleichbehandlung von deutschen und 
ausländischen Tatverdächtigen, die 
den Vorwurf der rassistischen Ermitt- 
lungen begründet. Safwan Eid kann 
sich unserer Solidarität und Unter- 


Fatale Fehlentscheidung 
des Bundesgerichtshof 


Lübecker Justizskandal geht in eine neue Runde. Presseerklärung 
des Lübecker Bündnisses gegen Rassismus vom 24 71998 
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gelegt wird - nichts Belastendes ent- 
halten. Nur durch willkürliche Auswahl 
und freie Spekulationen können bela- 
stende Momente herausinterpretiert 
werden. Auch der erneute Prozeß kann 
- wenn alles mit rechten Dingen zu- 
geht - nur mit einem Freispruch en- 
den. Es gibt gegen Safwan Eid nur das 
angebliche Geständnis („Wir warn's“) 
gegenüber dem Rettungssanitäter 
Jens Leonhard, alle weiteren Schilde- 
rungen lassen sich mit keinem der 


Stelle im Flur passiert haben und nie- 
mand von ihnen Brandverletzungen an 
Füßen oder Beinen hatte, geschweige 
denn dort Flammen gesehen hätte. 

Wir fordern die Lübecker Staatsan- 
waltschaft und ihre vorgesetzten 
Dienststellen, den Generalstaatsan- 
walt von Schleswig-Holstein und das 
Justizministerium dringend auf, end- 
lich damit aufzuhören, die mutmaßli- 
chen Täter zu entlasten und ihre Ge- 
ständnisse herunterzuspielen. Ein 


stützung sicher sein. Ebenso wie die 
Mehrheit der ehemaligen Hausbewoh- 
ner sind wir von seiner Unschuld über- 
zeugt. Die Anklage und der erneute 
Prozeß gegen ihn sind nur im Kontext 
eines gesellschaftlichen Rassismus 
zu verstehen, der Flüchtlinge grund- 
sätzlich für verdächtig hält, sich 
gleichzeitig aber mit dem gewalttäti- 
gen Neofaschismus nicht auseinan- 


dersetzen will. 
Christoph Kleine 
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Die deutsche Ausländerpolitik hat ein 
neues Kampffeld gefunden: die Spra- 
che. Sprache wird nur zum Gegen- 
stand von Politik, wenn sich dadurch 
außersprachliche Ziele verwirklichen 
lassen. Mit anderen Worten: Kein 
Mensch interessiert sich tatsächlich 
für die Sprachkenntnisse hier leben- 
der sogenannter Ausländerlnnen, son- 
dern die - angeblich mangelhaften - 
Sprachkenntisse werden im Wahl- 
kampf funktionalisiert. Und dies in 
einem Land, dessen Bundeskanzler 
nicht in der Lage ist, sich mit seinen 
internationalen Partnern in irgendeiner 
internationalen Sprache flüssig zu ver- 
ständigen, dessen Außenminister fröh- 
lich in die Kameras schwäbelt und wo 
das Vokabular des Durchschnittsbür- 
gers über die von BZ und Bunte ge- 
setzten Standards nicht hinausreicht. 
Hier nun also hat der CDU-Landes- 
verband Berlin jüngst gefordert, daß 
Familienangehörige von im Lande le- 
benden „Ausländern“ nur noch nach 
Deutschland ziehen dürfen sollen, 
wenn sie im Heimatland erfolgreich ei- 
nen Sprachkur$ abgeschlossen haben. 
Im Heimatland sollen die Sprachken- 
ntnisse dabei wohlgemerkt erworben 


werden. Denn in Deutschland werden 
Subventionen für Sprachkurse an den 
Volkshochschulen seit Jahren syste- 
matisch abgebaut und selbst die 
Sprachkurse für AussiedlerInnen, die 
ursprünglich ein Jahr dauerten, wer- 
den jetzt nur noch für ein halbes Jahr 
finanziert. Ähnlich formulierte die CSU 
in Kloster Banz: Wer keine Sprach- 
kenntnisse habe, wecke Zweifel an 
seiner Integrationsbereitschaft. Die- 
se Forderungen haben einerseits den 
Zweck, neue Barrieren für Einreise 
und Aufenthaltsverlängerung aufzubau- 
en. Andererseits steckt dahinter eine 
kindisch-naive Sehnsucht nach Einheit 
und Homogenität, durch die scheinbar 
alle Konflikte aus der Welt geschafft 
werden könnten. Das Eigene wird 
nicht in Frage gestellt, die „Fremden“ 
zur Aufgabe ihrer Identität gezwungen. 
Die Unverfrorenheit, diesen ungeheue- 
ren Assimilationsdruck als „Bemühen 
um Integration“ zu verkaufen, muß 
man erst mal besitzen. Das gleiche 
Homogenitätsstreben zeigt sich auch 
in der Ablehnung der Einstellung der 
Lehrerin Fereshta Ludin in den Staats- 
dienst des Landes Baden-Württem- 
berg. Rassismus bedient sich in bei- 
den Fällen nicht biologischer, sondern 
kultureller Merkmale, die als Aus- 
schlußkriterien fungieren. Dieses Ho- 
mogenitätsstreben ist auch Ausdruck 
existentieller Angst vor einem demo- 
kratischen Pluralismus, der tatsäch- 
lich gleichberechtigte Teilhabe aller in 
einem Lande lebenden Menschen am 
wirtschaftlichen, kulturellen und sozia- 
len Leben beinhaltet. Für Ideologien 
und Strukturen, die benutzt werden, 
um die ungleiche Verteilung von 
Macht, materiellen und immateriellen 
Ressourcen im Hinblick auf unter- 
schiedliche Gruppen auf der Basis 
von Sprache ZU legitimieren, uMZU- 
setzen und zu reproduzieren hat 
Skutnabb-Kangas (1986) den Begriff 
„Linguizismus“ geprägt. Der linguizi- 
stische Diskurs wird in gesellschaftli- 
chen Mythen ausbuchstabiert, von 
denen wohl der berühmteste lautet: 
Viele Sprachen spalten eine Nation. 
Wie unsinnig dies ist. läßt sich leicht 
zeigen. Denn die Schweiz lebt mit 


drei offiziellen Sprachen sehr gut. 
Serben und Kroaten hingegen spre- 
chen zwar im Prinzip die gleiche 
Sprache, nennen sie aber aus rein 
politischen Gründen Serbisch respek- 
tive Kroatisch. Ohnehin ist die Idee: 
„eine Sprache - eine Nation“ relativ 
jung. Sie kam erst mit der modernen 
Nationalstaatenbildung im Zuge der 
französischen Revolution auf. So soll- 
te das Französische das Medium da- 
für sein, den Geist der Revolution ins 
ganze Land zu tragen — allerdings 
wurde es zu jener Zeit nur von 30 % 
der Bevölkerung gesprochen. 

In dieser Situation ist es Aufgabe anti- 
rassistischer Gruppen, Sprachrechte 
für hier lebende Immigrantinnen und 
andere Minderheiten zu fordern. Daß 
dies nicht unmöglich ist, zeigt die 
erst kürzlich erfolgte Anerkennung 
des Romanes, der Sprache der Sinti 
und Roma, als Minderheitensprache 
durch das Bundesland Hessen. Die- 
ser Sprache kommen nun dieselben 
Rechte zu wie anderen sogenannten 
nationalen Minderheitensprachen, z.B. 
Dänisch und Sorbisch. 


Irmgard Geyer/ZAG 
Web-Tip: 
Universal Declaration of Human Linguistic 
Rights: 


http://wwm.troc.es/mercator/dudl-gb.htm 
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Nicht nur in Frankreich oder Österreich 
sitzen rechtsextreme bzw. ausländer- 
feindliche Parteien im Parlament. 
Auch in den Parlamenten von Italien, 
Norwegen, Belgien und Dänemark sit- 
zen die Rechtsextremen vertreten. 
Ihre Erfolge auf regionaler und lokaler 
Ebene, wie z.B. in Deutschland und 
Frankreich, sind groß. Bekannt sind 
Le Pen und Haider, Umfang und Akti- 
vitäten der Rechtsextremen innerhalb 
der EU dagegen kaum. Dies hat das 
„Institute of Race Relations“ (IRR) in 
London veranlaßt, ein Audit zu diesem 
Thema anzuregen, da die öffentli- 
chen Einrichtungen auf europäischer 
Ebene bisher keinen ernsthaften Ver- 
such unternommen haben, sich mit 
den Hintergründen dieser Entwicklung 


«ANZEIGE® 


Die Linke und Maastricht 


Eine Analyse der geplanten Wirtschafts- 
und Währungsunion und des sozialen 


Widerstandes in Europa 


Eine Broschüre der Antifa AG der Uhi 
Hannover. 


Ein Heft kostet 2 DM; 1,50 DM Porto pro Lieferung; bitte 
Betrag in Briefmarken oder Bargeld der Bestellung beilegen. 


Zu bestellen bei: 


Antifa AG der Uni Hannover 
c/o AStA der Uni Hannover 


Welfengarten 1 
30167 Hannover 


Audlit zur Konjunktur 
der Rechten in der EU 


auseinanderzusetzen und Gegenmaß- 
nahmen und -strategien zu entwickeln. 
Durch das Audit soll eine Debatte auf 
institutioneller Ebene ins Leben geru- 
fen werden. Ziel ist es, ein ständig 
aktualisiertes Register über die ge- 
wählten Rechtsextremen anzulegen. 
Dieses Register soll Informationen 
über alle politische Ebenen enthalten: 
von Anzahl und den Namen entspre- 
chender Parlamentarier bis zu Kom- 
munalparlamenten und Versammlun- 
gen, die von fremdenfeindlichen oder 
rechtsextremen Mitgliedern kontrol- 
liert werden. Publiziert werden soll 
das über eine Website im Internet. 
Verschiedene Organisationen sowie 
Mitglieder des Euro-Parlaments un- 
terstützen die Initiative. Unter der 


krisis (Robert Kurz u.a.): 


Rosemaries Babies 


Die Demokratie und ihre 
Rechtsradikalen 


Die deutschen Musterdemokraten 
reiben sich die Augen: Hakenkreuze 
blühen auf ihrer weißen Weste 

und Pogrome finden nächtens im 
eigenen Haus statt. Es wird nach 
dem Exorzisten gerufen. Aber 

keine Austreibungsformel kann 
beschönigen, daß die Drachenbrut 
durchaus nichts Fremdes ist, 
sondern dem Schoße der entsetz- 
ten demokratisch-pluralistischen 
Jungfräulichkeit selbst entstammt. 
Horlemann Verlag 1993, 264 Seiten 


statt 24,- nur noch 12,- DM 
inkl. Versand 


Dieses und rund 100 weitere 
ermäßigte Bücher gibt's bei 


Internetadresse http://www.home- 
beats.co.uk/europe/ sind bereits 
statistische Informationen über Ras- 
sismus und Faschismus in Europa zu 
erhalten. 


ÄAnare&$ 


Postfach 2011 - 31315 Sehnde 
Fax 05132/93833 
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Alle Wahlen wieder wird er mit neuen Geschmacklosigkeiten 
hochgekocht, der Diskurs um die Innere Sicherheit. Und obwohl 
der Schluß naheliegt, daß Sozialabbau und Massenarbeitslo- 
sigkeit weitaus wichtigere Felder sind, meinen immer mehr 
„Linke“ sich an der Diskussion um das sicherheitspolitische 
Wohlbefinden des deutschen Biedermannes beteiligen zu 
müssen. Es soll mehr Polizei auf die Straße, auch wenn bei- 
spielsweise Berlin ohnehin schon die höchste Polizeidichte 
Europas hat. Mehr Polizei auf die Straße obwohl die feministi- 
sche Bewegung seit langer Zeit nachdrücklich darauf hinweist, 
daß drei Viertel aller Gewalttaten häusliche Gewalttaten sind. 


INNERE SICHERHEIT 


Von Präventionsräten ist da die Rede, von der gemeinsamen 
Erarbeitung von Sicherheitsstrategien durch Anwohner und 
Polizei. Zunehmende Repression, Verdrängung und rassistische 
Strukturen der Polizei werden nicht mehr grundsätzlich in 
Frage gestellt, es geht nur noch um eine scheinbare Mitbe- 
stimmung bei den Polizeistrategien. Was hat es auf sich mit den 
Präventionsräten, Äntirassismustrainings für Polizisten und an- 
deren „alternativen Sicherheitskonzepten“? Diese Frage stellt 
sich auch angesichts der Situation in anderen Ländern, wo es 
ähnliche Modelle bereits seit Jahren gibt, allerdings ohne, das 
sich dort stukturell etwas verändert hätte. 


Foto: Mirko Boedickenl 


| 


HAAG ZAG 28/98 


Links auf Nummer sicher? 

Das jahrelange Ausmalen obskurer Bedrohungsszenarien 
durch konservative Politiker und den Großteil der Medien 
scheint sich bezahlt gemacht zu haben. Immer mehr 
Linke und Alternative von Grünen, PDS bis zu Basisorgani- 
sationen und Stadtteilläden steigen in den Diskurs um 
die Innere Sicherheit ein, allerdings nicht, um ihn zu hin- 
terfragen, sondern um mit sanften Lösungen Punkte zu 
machen. Statt großem Lauschangriff und Gen-Datei jetzt 
runder Tisch mit Polizei? Daß es für die vermeintlichen 
Bedrohungsängste der Bevölkerung keinerlei rationale 
oder statistische Grundlage gibt, scheint dabei zu einer 
vernachlässigbaren Marginalie zu werden. 


Zahlen sprechen Bände? 

Denn die Kriminalitätsrate ist selbst laut Polizeilicher Krimi- 
nalstatistik (PKS) in den letzten Jahren leicht zurückge- 
gangen und keinesfalls gestiegen. Nach der gemeinsam 
von BKA und LKAs erstellten Statistik aller polizeilich re- 
gistrierten Straftatbestände (einschließlich versuchter 
Straftaten!) wies das Jahr 1993 mit 6,75 Mio. Delikten 
den bisherigen Höchststand auf. 1997 lag der Wert bei 
6,6 Mio. Dabei ist Diebstahl mit Abstand das häufigste 
Delikt (59 %), wohingegen Mord und Totschlag jeweils 
unter 0,1 Prozent liegen.! Bezogen auf 80 Millionen Bun- 
desbürger liegt das Risiko, in Deutschland Opfer einer 
Gewalttat zu werden, bei 0,19 %.? Trotzdem finden sich 
in den Medien jeglicher Couleur stets weitaus mehr Be- 
richte über Morde als beispielsweise über Wohnungsein- 
brüche oder Ladendiebstähle. In die Höhe getrieben wird 
die Statistik auch durch eine Reihe von sog. Straftaten, 
die nur MigrantInnen begehen können. Verstöße gegen 
das Ausländergesetz gibt es für Deutsche nicht. Viele 
Tatbestände, die für Deutsche maximal Ordnungswidrig- 
keiten sind, sind im Falle von Migrantinnen Straftaten. 
Zwischen subjektivem Sicherheitsempfinden und Krimi- 
nalitätsstatistik läßt sich darüberhinaus ohnehin kein di- 
rekter Zusammenhang herstellen. In den 70er Jahren 
stieg zwar die Kriminalitätsrate wesentlich rasanter als 
in den letzten Jahren. Dennoch wirkte sich dies kaum 
auf die öffentliche Meinung aus, da nicht das Sicherheit- 
sempfinden des Durchschnittsbürgers sondern vielmehr 
terroristische Aktivitäten im Vordergrund standen. Hinge- 
gen löste der deutliche Anstieg von polizeilich registrier- 
ten Straftaten im Jahr 1992, dem eine Stagnation 1993 
und ein deutlicher Rückgang um 3,2 % im Jahr 1994 
folgte, Panik in der Bevölkerung aus, weil er mit anderen 
„Unsicherheiten“ (Asyldebatte, Grenzöffnung, Lasten- 
ausgleich Ostdeutschland) verbunden war.? 


Die Angst vor der Ängst 

Trotz stabiler Kriminalitätsrate hat sich nach einer Erhe- 
bung des Max-Plank-Institutes zwischen 1990 und 1995 
die Kriminalitätsfurcht in Deutschland verdreifacht !* Zu 
recht, wenn man dem Innenminister Manfred Kanther 
Glauben schenken darf. „Die Leute fühlen sich zu recht be- 
droht. Das subjektive Sicherheitsempfinden ist ein Politi- 
kum. Denn aus dieser persönlichen Vorstellung bildet sich 
die Reaktion der Menschen. (...) Ich spreche im Wahl- 
kampf von den Dingen, die die Menschen interessieren. 


7 


uw 
= 


— 
u = > . % 
- * -_ ' en “ 
LIE 27! | 1 En 
- > 
= -- 4 
“ 


4 


Fotos: Albert Zecheru, Montage: zusammen gestalten 
x 
E 


=7 


et 


Der eine sei 


Von Innerer Sicherheit, organisierter 


Alle haben Angst, alle fühlen sich bedroht. Kanther von 
der organisierten Kriminalität, Schönbohm von dem 
drohenden Untergang der „deutschen Leitkultur“, der 
Ladenbesitzer von Bettlern, die Oma von wilden Plaka- 
ten und Alt-Autonome und Alternative von herumlun- 
gernden türkischen Jugendlichen mit Kampfhundver- 
schnitten. Da hilft nur noch eines: Ansprechbare, nette 
Folizisten an jeder Ecke, Sicherheiträte in jedem Kiez 


und jeder achtet auf jeden. Schöne neue Sicherheit? 


Ban Big Neighbourhood is watching you 
Ne, Die sanften Sicherheitskonzepte alternativer Handschrift 
BSQ (ak | sind allerdings weder neu noch progressiv. Sie sind in den 
N nn) Pr Yin,» meisten Fällen eine willkommene, pseudo-demokratische 
7 re Ergänzung und Verschleierung sicherheitspolitischer 
E nn \ “ “ | j Hochrüstung. Denn auch Präventionsräte, Sicherheitspar- 
m Tag y a T tnerschaften oder Neigbourhoodwatching verfolgen letzt- 
N N niBn- . endlich Law-and-Order-Ziele. Auch hier geht es um Ordnung, 
Kan gm Sicherheit und Sauberkeit. Wie dieses Neighbourhood- 


watching dann in die Tat umgesetzt wird, konnte ein Re- 
ferent des Berliner Innensenators General Jörg Schön- 
bohm beim Besuch seines Chefs bei der Initiative „Hier 
wachen Nachbarn“ im gutbürgerlichen nördlichen Stadt- 
teil Frohnau feststellen. Als der Referent in einem alten 
Auto auf der Suche nach einer Adresse durch das Wohn- 
gebiet fuhr, ließen Anwohner das „verdächtige“ Fahrzeug 
von der Polizei kontrollieren. Denn „Fremde haben bei uns 
kaum eine Chance, lange unentdeckt zu bleiben“, erläutert 
die Sprecherin der Initiative, Christine Rackuff.° Was pas- 
siert, wenn sich mal ein Schwarzer, womöglich zu Fuß, in 
diese hochanständige Gegend verirrt, kann sich jeder 
selbst überlegen. Selbst wenn es anders wäre: Glaubt 
jemand im Ernst daran, daß, falls eine Nachbarschafts- 
initiative zum runden Tisch mit der Polizei geht und vor- 
schlägt, doch mehr Ausbildungsplätze zu schaffen und 
Drogen zu legalisieren, der Abschnittsleiter darauf ein- 
geht, die Wache als Druckraum zur Verfügung stellt und 
in der Polizei-Werkstatt türkische Jugendliche als Kfz- 
Mechaniker ausbildet? 
Selbst wenn die Angst vor der Kriminalität in der Bevöl- 
kerung beständig weiter hinter die Angst, arbeitslos zu wer- 
den, zurückfällt, so wird der Diskurs über die „Innere 
Sicherheit“ nicht plötzlich verschwinden. Wer Politik auf 
Irrationalismen und Ängsten aufbaut, hat in dem Bereich 
Innere Sicherheit“ jede Chance auf Veränderung ver- 
spielt, egal wie „bürgernah“ seine Lösungsvorschläge 
auch sein mögen. Er wird nichts an rassistischen Struk- 
turen der Polizei verändern, er wird nicht die Sünden- 
bockfunktion und Stigmatisierung von Migrantinnen ab- 


es anderen schaffen und schon gar nicht mehr Demokratie 
erstreiten. 
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Blockwart 


Kriminalität und Community-Policing 


Wenn der Versuch gemacht wird, Themen wie Kriminali- 1 zitiert nach: AKP, Fachzeitschrift für kommunale Politik, 


tät oder Ausländerpolitik aus dem Wahlkampf herauszu- RS En, > = 
halten, ist dies Int u a 2 nach Wassermann, B23/95, S. 6. 
Er 5 Interessenpolitik der Linken, die auf die 3 Widersprüche. Zeitung für sozialistische Politik im Bildungs-, 

En Gebiet unzuverlässig ist.“° Anstatt sich inhaltlich Gesundheits- und Sozialbereich, Heft 6, März 1997, S. 57. 
mit der Entstehung und dem Verlauf von Sicherheitsdis- A Der Städtetag 11/95, S. 753. 
kursen kritisch auseinanderzusetzen oder andere The- 5 Innenminister Kanther in einem Interview im Tagesspiegel 

n in i ' ' vom 24.5.1998 
me den Mittelpunkt zu stellen, scheint man mittler- = Sicher Leben, NrB 


weile auf linker Seite dazu übergegangen zu sein, den 

Beweis anzutreten, daß man auf diesem Gebiet eben 

nicht unzuverlässig ist. Die Ängste der Bevölkerung sol- 

len ernst genommen werden. Wenn das argumentative 

Vorgehen gegen diese Ängste schon aufgegeben wird, 

so will man statt dessen aus dieser Angst wenigstens 

bei den nächsten Wahlen selbst Kapital schöpfen. Aber 

natürlich bürgernah und aufgeklärt. 19 


Ist es denkbar, daß in diesem 
Wahljahr eine Partei nicht auf 
den.Zug der „inneren Sicher- 


heit“ aufspringt, um Stimm- 
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prozente zu ergattern? Wohl 


nicht, wenn Koalition oder 


Tolerierung das Ziel ist und 


der angestrebte Seniorpartner 
gleichzeitig zu den Zugführern 
gehört. Also löst man eine 
Fahrkarte mit der Aufschrift 
„Sicherheit gewährleisten” 
(PDS!) oder „Sicherheitskon- 
zept für Städte und Gemein- 
den“ (Bündnis 90/Grüne?) und 
fügt noch etwas hinzu, um sich 
von Mitreisenden abzusetzen. 
Aufrecht konventionell die 
PDS: „Sicherheit gewährlei- 
sten - Grundrechte schützen‘, 
eher „trendy“ die Grünen: 
„Sicherheit gemeinsam 
herstellen - eine zivilgesell- 


schaftliche Aufgabe“. 


Fotos: Albert Zecheru 


herheitsträume 


Die Vergangenheit entsorgen 

Beide Parteien haben ein Problem mit diesem Zug - ihre 
Vergangenheit. Die Grünen müssen sich des „hartnäckigen 
Vorurteils“ erwehren, sie „könnten mit dem Problem der 
inneren Sicherheit nichts anfangen.“ Mangelndes Sicher- 
heitsinteresse wird man der PDS bzw. ihrer Vorgängerin 
nicht anhängen können; für sie ist eher die Frage, wie 
sie ihre traditionellen Law-and-Order — Anhänger und das 
gewünschte Bürgerrechtsimage unter einen Hut be- 
kommt. „Genau so, wie wir es in den letzten Jahren lernen 
mußten, mit unterschiedlichen sozialen Interessenlagen, 
politischen und kulturellen Hintergründen unserer Wähler 
umzugehen, müssen wir auch ihre unterschiedlichen Si- 
cherheits- und Ordnungsbedürfnisse erfassen. Mit dieser 
Interessenpluralität umzugehen, heißt nicht nur, Pragma- 
tische Politikangebote zu konzipieren, sondern wir müssen 
unsere eigenen Leitbilder und Maßstäbe öffentlicher 
Sicherheit entwickeln‘“*. 


„Sicherheit“ anders thematisieren 

So üben sich Grüne und PDS im Spagat: Sie betonen einer- 
seits, „wir dürfen uns nicht darauf einlassen, darauf re- 
duzieren, daß nur das thematisiert wird, was Landowski, 
Schönbohm und Bratton thematisieren wollen. Wir haben 
auch noch eine andere Sicht auf gesellschaftliche Zusam- 
menhänge und gesellschaftliche Herrschafts- und Macht- 
verhältnisse‘”, und wenden sich gegen „die Ausdehnung 
polizeilicher Ausnahme- und Eingriffsbefugnisse und die 
Erweiterung von Mitwirkungs- und Offenbarungspflichten 
der Bürgerinnen und Bürger“, gegen „Hilfspolizeien und 
Bürgerwehren“, gegen „den Mißbrauch des Gewaltmo- 
nopols durch den Staat“ oder für eine „Wende in der 
Drogenpolitik“. Der alte Kanon bürgerrechtlicher Abwehr- 
rechte gegenüber dem Staat klingt also noch durch, bei 
der PDS etwas deutlicher als bei den Grünen. 


Bürgerängste ernstnehmen 

Gleichzeitig schlagen beide unisono einen Ton an, der nicht 
mehr an die Einschränkung polizeilicher Macht erinnert, 
sondern eher die erfolgreiche Übernahme des herrschen- 
den Politiker-Jargons dokumentiert: „In der Bundesrepublik 
fürchten immer mehr Menschen um ihre Sicherheit. 
Diese Sorgen um den Schutz vor kriminellen Angriffen 
nimmt die PDS ernst“t. Oder: „Sicherheit wird von der Be- 
völkerung an objektiv existenten Ereignissen und subjektiv 
empfundenen Risiken gemessen. Wo Ängste vorhanden 
sind, müssen sie ernstgenommen werden“. Der Rück- 
griff auf das Empfinden „der“ Bevölkerung stellt nun das 
Gegenteil der geforderten Analyse der „Herrschafts- und 
Machtverhältnisse“ dar. Die angeblich wachsende Furcht 


in Grün 
und Rot 


um die Sicherheit läßt sich nicht einmal mit der Kriminal- 
statistik begründen. Sollte die Angst tatsächlich gestie- 
gen sein, ist es ein Beleg dafür, daß es nicht unbedingt 
„objektiv existente Ereignisse“ sind, die über das Sicher- 
heitsgefühl entscheiden, sondern deren Wertung. Wer 
wird beispielsweise denn durch Sprayen, Betteln, Trin- 
ken oder Dealen konkret bedroht? Und doch soll da- 
durch ein Ort zum „gefährlichen Ort“ werden, an dem 
dann die Polizei mit Razzien für die „Sicherheit der Bür- 
ger/innen“ sorgt. Und wer ist „die Bevölkerung“, um de- 
ren Ängste es geht und die auf diese Weise kollektiv als 
Opfer erscheint? Vergessen wird dabei, daß die, die sich 
gerne als bedrohtes Opfer hinstellen, oft genug Täter 
sind. Da müssen gar keine „Ereignisse“ im Spiel sein, 
bei manchen reicht die Begegnung mit anders Aus- 
sehenden, um sich „unsicher“ zu fühlen und zuzuschla- 
gen. Solche „Ängste der Bevölkerung“ sind - erinnern 
wir uns — ein beliebtes „Argument“, um beispielsweise 
die Einrichtung von Flüchtlings- oder Aussiedlerheimen 
zu verhindern. Natürlich haben das die PDS und die Grü- 
nen nicht im Sinn, wenn sie die „Ängste der Bürgerinnen 
und Bürger ernstnehmen“ wollen. Als Ziel ihres Sicher- 
heitskonzepts formulieren die Grünen vielmehr: „Die 
Möglichkeit, sich ohne große Angstgefühle im öffentli- 
chen Raum und in allen gesellschaftliche Bereichen zu 
bewegen, ist für alle Bevölkerungsgruppen zu schaffen 
und zu erhalten... Die Teilhabe am öffentlichen Raum ist 
ein demokratisches Freiheitsrecht für alle“. Auch hier 
zieht die PDS mit und fordert ebenfalls für alle Bürgerinnen 
und Bürger „gleiche Zugangsmöglichkeiten für den öf- 
fentlichen Raum‘. Das klingt gut und demokratisch, 
und mensch könnte denken, gleich darauf würde die For- 
derung nach Abschaffung etwa des Ausländergesetzes 
oder des ASOG (Allgemeines Sicherheits- und Ordnungs- 
gesetz) folgen, weil diese ja für einen beachtlichen Teil 
der Bevölkerung die freie „Teilhabe am öffentlichen 


Raum“ gravierend beschneiden. 


Kriminalität bekämpfen 


Statt zu analysieren, was Menschen wirklich daran hindert, 
ihre „demokratischen Freiheitsrechte“ wahrzunehmen — 
als Stichworte neben den erwähnten Gesetzen seien nur 
Rassismus, Sexismus und Armut genannt - konzentriert 
man sich auf die Bekämpfung von „Kriminalität“. Natürlich 
wollen sich die Grünen wie die PDS bei der Kriminalitäts- 
bekämpfung von der „Kriminalitätspolitik made in USA“ 
abheben. Es sei ein „Trugschluß zu glauben, daß zum Bei 
spiel mit Aktionen für eine ‚Saubere Stadt‘ Kriminalität 
tatsächlich beseitigt wird“. Und natürlich fehlt auch nicht 
das formelhafte Bekenntnis bei beiden Parteien, daß 
„die beste Politik der inneren Sicherheit eine gute Sozial-, 
Arbeitsmarkt- und Jugendpolitik ist“. Der eigentlich neue 
Zauberspruch des „grünen Sicherheitskonzepts“ — und 
den haben die Grünen der PDS voraus - ist aber „die Zivil- 
gesellschaftliche Bearbeitung des Problems Unsicherheit". 
Damit wollen sich die Grünen „grundlegend von Modellen, 
die allein auf die Präsenz von Polizei, privaten Sicher- 
heitsdiensten, Polizeireserve, Bundesgrenzschutz, die Be- 
teiligung staatlicher Stellen und eine zunehmende Tech- 
nisierung setzen“, unterscheiden. Genau gelesen heißt 
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das allerdings, die Grünen setzen auch auf die Polizei, 
nur nicht ausschließlich, hinzukommen soll die „Beteili- 
gung der BürgerInnen“. Und „wenn sich Bürgerinnen und 
Bürger um Fragen der Öffentlichen Sicherheit kümmern“, 
„begrüßt“ die PDS das selbstverständlich auch!. 


Präventionsräte einrichten 

Hauptinstrument der „Bürgerbeteiligung“ sollen von den 
Grünen wie der PDS gleichermaßen unterstützte „Präven- 
tionsräte“ sein, die von den Kommunen eingerichtet wer- 
den und eine „möglichst breite Beteiligung aus unter- 
schiedlichen Bereichen der Gesellschaft ermöglichen“ 
sollen, ohne als „Erweiterung polizeilicher Arbeit oder 
als deren Beratungsgremium verstanden“ zu werden. Zu 
ihren Aufgaben sollen sowohl „sozjal- als auch deliktorien- 
tierte Maßnahmen“ gehören. „Mit sozialen Maßnahmen 
sollen persönliche Defizite, die durch Sozialisation, Aus- 
grenzung oder anderes entstanden sind, abgebaut werden. 
Deliktorientierte Maßnahmen hingegen versuchen, infra- 
strukturell zu arbeiten, 
z.B. indem sie po- 
tentielle Tatge- 

legenheiten 
abbauen“. 
Es mag ja 
sein, daß 
die Bür- 
gerlnnen 


Montage: zusammen gestalten 


in den Präventionsräten den grünen Vorstellungen entspre- 
chen und sich nun fleißig für attraktivere Jugendfreizeit- 
einrichtungen, bessere Schulen und Ausbildungsplätze, 
begrünte Höfe und verkehrsberuhigte Straßen mit Spiel- 
plätzen etc. pp. engagieren, immer mit der - übrigens ge- 
rade bei Lehrerinnen und SozialarbeiterInnen beliebten 
und als besonders wirkungsvoll eingeschätzten — Begrün- 
dung, so der Kriminalität vorbeugen und darüber letztlich 
viel Geld sparen zu können. Doch welch eine Verdrehung in 
der politischen Argumentation wird hier erkennbar: Statt 
sich nach sozialen und kulturellen Interessen zu organisie- 
ren, entsprechende Forderungen zu erheben und durchzu- 
setzen, sollen Menschen sich auf dem gemeinsamen 
Nenner der Kriminalitätsprävention zusammenschließen. 
Kommt da nicht die Sehnsucht nach der guten alten, hei- 
len und vor allem ordentlichen Welt zum Vorschein? Viel 
wahrscheinlicher, als daß sich die Präventionsräte zu SO 
etwas wie Stadtteilinitiativen entwickeln, scheint es, daß 
sie zum Club der Schnüffelnasen und Ordnungswächter 
werden, die endlich einmal gegen die „Kriminalität“ richtig 
mitanpacken können. Bei den Grünen heißt es noch etwas 
zurückhaltend: „Präventionsräte benötigen auf die Stadt 
bezogene anonymisierte Kriminalitätslagebilder“. Deut- 
licher wird die PDS Sachsen: Sie sieht es als Aufgabe der 
Präventionsräte an, „alle gesellschaftlichen Bedingungen 
festzustellen, die sozial abweichendes bzw. das soziale 
Zusammenleben störendes und kriminelles Verhalten her- 
vorbringen“. „Hier droht eine umfassende Sozialkontrolle“, 
warnt selbst die PDS-Bundestagsabgeordnete Ulla Jelpke 
richtig”. Mensch sollte sich weiterhin auch fragen, welche 
„BürgerInnen“ zur Beteiligung an den Präventionsräten 
wohl vorgesehen sind - etwa an einem Ort wie dem Berli- 
ner Breitscheidplatz. Werden es die Junkies sein oder die 
Kleinhändler oder die Menschen, die sich auf dem Platz ein- 
fach treffen? Oder nicht viel eher die „seriösen“ Geschäfts- 
leute von der AG City und die Pastorin, die ihre Kirche sau- 
ber halten will? Und wieso sollten die, wenn sie endlich 
über die „Eingrenzung von Kriminalitätsschwerpunkten“® 
mitentscheiden können, anderes vertreten, als was sie 
sowieso fordern: ein „hartes Durchgreifen“ der Polizei, 
Razzien, Platzverweise...? 


Mehr Grün auf die Straße bringen 

Die Grünen liefern in ihrem „Sicherheitskonzept“ selbst ein 
Beispiel, wohin sie die Berufung auf den „Bürgerwillen“ 
wider besseren Wissens schon geführt hat: Noch 1990 
hatten sie ein Gutachten veröffentlicht, das die Auffassung 
widerlegte, durch mehr Polizeipräsenz auf der Straße 
könnte Kriminalität verhindert werden. Doch in den „Re- 
formprojekten für eine zukunftsfähige Metropole“ der 
Berliner Grünen heißt es nun: „Die Bürgerinnen und Bürger 
wollen mehr sichtbare Polizeipräsenz, mehr ‚Grün auf der 
Straße‘. Wir auch. Es muß wieder Fuß- und Fahrradstreifen 
geben. In Brennpunkten sind Reviere neu aufzubauen“. 
Fast überflüssig zu erwähnen, daß auch hier die PDS bis 
in die Wortwahl hinein Übereinstimmung demonstriert: 
„Die Berliner PDS schlägt eine umfassende Polizeireform 
vor, die mehr ‚Grün‘ auf die Straße bringt statt Polizei in 
die Amtsstuben“®. Ja, die PDS gerät fast ins Schwärmen 
bei der Vorstellung der von ihren harten Bürostühlen befrei- 


ten „Bürgerpolizei“: „Streifenpolizisten, die mit dem so- 
zialen Kontext ‚ihrer‘ Reviere vertraut sind, stärken das 
subjektive Sicherheitsgefühl der Bürgerin und des Bürgers, 
dienen der Konfliktbewältigung im Bereich von Ordnungs- 
widrigkeiten und sind in der Lage, bürgernah und mit Hin- 
tergrundwissen zu ermitteln. (...) Wenn das Revierprinzip, 
also Ortsnähe, Milieu- und Personenkenntnisse sowie 
Rückhalt in der Bevölkerung, zur Kriminalitätsbekämp- 
fung genutzt wird, kann sich das Landeskriminalamt auf 
spezielle Deliktbereiche und komplexe Kriminalitätsfel- 
der konzentrieren “®. 


PolizistInnen besser ausbilden 

Einmal auf den Geschmack an dieser wahrhaft „grünen“ 
Idylle gekommen, bleiben fürsorgliche Gedanken für die 
Polizei nicht aus. Die habe angesichts einer - einfach be- 
haupteten, nicht einmal durch Polizeistatistik belegten - 
„wachsenden Kriminalität einen Anspruch auf technisch 
und personell verbesserte Arbeitsbedingungen, auf Ent- 
bürokratisierung ihres Dienstes und soziale Sicherheit‘*. 
Selbstverständlich gehört eine verbesserte Ausbildung - 
„obligatorisches Fachhochschulstudium für jeden Schutz- 
polizisten“P - mit Förderung des „interkulturellen Dialogs“ 
dazu. „Die Polizei muß weiblicher, multikultureller und intel- 
ligenter werden!“? Auch an den entscheidenden Hebel, um 
die Polizisten selbst für diese schöne Polizei-Welt zu gewin- 
nen, hat man gedacht: „Die Beförderungskriterien sind zu 
überarbeiten mit dem Ziel, Bürgerlnnen-Nähe zu einem 
wesentlichen Kriterium zu erheben. Beförderung darf 
nicht die Belohnung für Schreibtischtätigkeit sein“. Haben 
diese Schwärmer von einer „Bürger-Polizei“ auch nur einen 
Gedanken darauf verschwendet, zu was für einer Bedro- 
hung sie in der Realität etwa für alle, die sich nicht an das 
Ausländergesetz halten können und wollen, zu welch un- 
geheurer Ausweitung alltäglicher polizeilicher Kontrolle 
statt ihrer Einschränkung sie führen würde? 


Schwarze Schafe outen 

Natürlich wissen PDS und Grüne, daß das reale Vorgehen 
der Polizei nicht ihrem Idyll entspricht, natürlich wissen sie 
von den inzwischen international berüchtigten rassis- 
tischen Polizei-Praktiken. Manche Grüne sehen in den 
rassistischen Übergriffen noch ein strukturelles Problem. 
Durchgesetzt hat sich in dem „grünen Sicherheitskonzept 
allerdings die herrschende Sichtweise, es handele sich 
hier um ein Problem von „schwarzen Schafen“, um bedau- 
erliche Einzelfälle also. „Institutionelle und strukturelle Ver- 
besserungen“ sollen „Kumpanei und falsche Solidarität“ 
Mit diesen „schwarzen Schafen“ verhindern. Was das für 
Verbesserungen sein sollen, bleibt allerdings äußerst 
vage. Mahlmann/Schellberg? gehen noch am weitesten, 
in dem sie fordern: „Deshalb brauchen wir endlich einen 
unabhängigen, mit umfangreichen Kontrollbefugnissen 
ausgestatteten Polizeibeauftragten. Er muß sowohl Be- 
schwerden von BürgerInnen als auch von Mitarbeiterinnen 
der Polizei bearbeiten können. Er sollte nicht dem Straf- 
verfolgungszwang unterliegen.“ Die Forderung nach „um- 
fangreichen Kontrollbefugnissen“ fällt dagegen im „grünen 
Sicherheitskonzept“ schon weg. Dort heißt es noch un- 
verbindlicher: „Wir setzen uns deshalb für Polizeibeauf- 


tragte oder Ombudsleute ein, damit BürgerInnen eine An- 
laufstelle haben, um sich gegen Mißstände und Über- 
griffe bei einer neutralen Instanz mit ihrem Anliegen auf- 
gehoben zu sehen“. Die Berliner PDS bringt es fertig, 
auch diese Forderung noch zu unterbieten. Statt von einer 
Kontrollinstanz gegen Übergriffe reden sie nur noch von 
einem „notwendigen, kompetenten und mit Befugnissen 
ausgestatteten Ansprechpartner bzw. -partnerin sowohl 
für die Angehörigen der Polizei als auch für die Bürgerin- 
nen und Bürger“. 


.. und am Ende einen wegweisenden 
Durchbruch für sich reklamieren? 

Fazit? Seien wir nicht ungerecht: Weder Grüne noch PDS 
sind schon stromlinienförmig ausgerichtet, bei beiden 
stehen Forderungen, die Machteinschränkungen der Po- 
lizei intendieren, neben solchen, die auf eine Verpolizeili- 
chung der Gesellschaft hinauslaufen. Doch bedarf es 
großer prophetischer Fähigkeiten, um folgendes Szenario 
vorauszusehen? Nach zähem Ringen in den Koalitions- 
verhandlungen zwischen SPD und Bündnis 90/Grüne 
(bzw. in den „Tolerierungsverhandlungen“ mit der PDS) 
wird die Einrichtung fünf weiterer „kommunaler Präven- 
tionsräte“ als Modellversuch mit wissenschaftlicher Be- 
gleitung beschlossen und womöglich werden grün-unifor- 
mierten Amtsstubenhocker in flächendeckende Fuß- und 
Fahrradstreifen verwandelt. Beides wird in getrennten 
Presseerklärungen von Grünen und PDS als großer eige- 
ner politischer Erfolg, als wegweisender Durchbruch zur 
„zivilgesellschaftlichen Herstellung von Sicherheit“ re- 


klamiert. Mit Recht. Es stand ja so in ihren Programmen. 
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Kommunale 


Kriminalprävention — 


keın Modell 


für eine alternative 
Sicherheitspolitik! 


Kommunale Kriminalprävention (KKP) ist eine Strategie im 
Politikfeld Innere Sicherheit, die in Deutschland in den letz- 
ten zehn Jahren eine bemerkenswerte Popularität und in- 
stitutionelle Umsetzung erfahren hat. Kaum ein Bundes- 
land, das nicht unter dieser Überschrift Präventionsräte, 
Sicherheitsforen, Sicherheitspartnerschaften ins Leben 
gerufen hat oder zumindest zu installieren beabsichtigt, 
ganz gleich, welche Partei/en die jeweilige Landesregie- 
rung stellt. Darüber hinaus ist KKP in letzter Zeit auch noch 
zum Hoffnungsträger staats- und strafrechtskritischer 
Kräfte geworden (bei den Grün-Alternativen, bei liberalen 
Rechtspolitikern, bei kritischen Kriminologen). Auf der kon- 
zeptuellen Ebene ist KKP durch die zentralen Begriffe 
„Prävention“, „Problemorientierung“, „ressortübergreifen- 
de Arbeitsweise“ und „kommunale Orientierung“ bestimmt 
und versteht ihre Zielsetzung nicht nur in der Reduktion 
des Kriminalitätsaufkommens, sondern auch in der Erhö- 
hung der „subjektiven Sicherheit“ im kommunalen Zustän- 
digkeitsbereich - es geht also eigentlich um kommunale 
Sicherheitspolitik. Generell ist mit dieser Ausrichtung die 
Hoffnung verbunden, effektiver (problemangemessener 
und in verbesserter Koordination der verschiedenen Be- 
hörden) und bürgernäher (durch Bürgerbeteiligung an 
kommunalen Präventionsgremien und die systematische 
Erhebung der realen Probleme der Bürger im Zuständig- 
keitsbereich) Sicherheitspolitik auf kommunaler Ebene be- 
treiben zu können. Darüber hinaus sind mit diesem Ar- 
beitsansatz weitergehende Hoffnungen in zumindest zwei 
Richtungen verbunden: Während die einen sich davon ver- 
sprechen, daß eine Sicherheitspolitik etabliert werden 
kann, die im Sinne von Prävention auf einer sozialpoliti- 
schen Reaktionsebene an den sozialen Ursachen von Kri- 
minalität und Unsicherheit ansetzt, sehen andere in der 
KKP die Möglichkeit, über die Problem- und Situations- 
orientierung eine „rationale“, an Situationen statt Personen 
ansetzende Sicherheitspolitik zu etablieren. Beide Varian- 
ten werden dabei als Alternativen zur traditionellen Krimi- 
nalpolitik verstanden, welche mit den repressiven Mitteln 


' 


des Strafrechts auf Täter oder Störer Einfluß zunehmen 
sucht. Auch wenn entsprechende Hoffnungen auf den er- 
sten Blick plausibel sind, zerfallen sie bei einer genaue- 
ren Betrachtung sowohl der Programmatik als auch der 
Praxis der KKP, und es zeigen sich erhebliche Gefahren, 
die mit der entsprechenden Politik verbunden sind. 


Prävention bedeutet keine Festlegung auf 
eine sozialpolitische Reaktionsebene 

Unter den Begriff Prävention können sämtliche Maßnah- 
men gefaßt werden, die darauf abzielen, daß unerwün- 
schte Phänomene zukünftig gar nicht mehr oder seltener 
auftreten. Auf welcher Ebene Präventionsmaßnahmen an- 
setzen, ob auf der Ebene der Sozialpolitik (Schaffung von 
Freizeitmöglichkeiten, Arbeitsplätzen etc.), der Technoprä- 
vention (z.B. technischer Diebstahlschutz) bzw. sonstigen 
Situationsgestaltung (z.B. bessere Beleuchtung von „Angst- 
räumen“ im Stadtteil) oder der Repression (Erhöhung des 
Bestrafungsrisikos in präventiver Absicht, Verschärfung 
von allgemeinen polizeilichen Kontrollen, um vermeintlich 
gefährliche Personengruppen zu verunsichern - „operative 
Präventiveinheiten“ der Polizei) ist dabei vollkommen offen. 
Diese Unbestimmtheit der Reaktionsebene zeigt sich auch 
in der Praxis der KKP. Zwar finden sich in entsprechenden 
Kriminalpräventionsräten auch Arbeitsgruppen, die sich 
etwa auf Stadtteilarbeit und Wohnumfeldverbesserung 
konzentrieren, um darüber einen vermeintlich kriminal- 
präventiven Beitrag zu leisten, es gibt aber genauso AGS, 
die die Prävention des Fahrraddiebstahls über die Kenn- 
zeichnung und Registrierung von Fahrrädern betreiben, 
um damit das Entdeckungsrisiko für Fahrraddiebe zu er 
höhen, sowie Arbeitsgruppen zur Prävention des Laden- 
diebstahls, die ausschließlich auf repressive Strategien 
wie Förderung der Anzeigebereitschaft der Kunden, Ver- 
hängung kollektiver Hausverbote für Ladendiebe etc. 
setzen. Und selbst dort, wo eine kriminalpräventive Ar- 
beitsgruppe sich explizit auf eine sozialpolitische Reak- 
tionsebene festlegt, bedeutet dies nicht, daß repressive 


Strafrechtsreaktionen durch sozialpolitische Ursachenbe- 
arbeitung ersetzt werden. Bei den im Rahmen solcher 
Projekte durchgeführten Maßnahmen (z.B. Entwicklung 
von Zusatzangeboten in der Schule, Umgestaltung eines 
Schulhofs, Einrichtung eines Stadtteilbüros oder Spiel- 
platzes etc.) handelt es sich überwiegend um ganz nor- 
male Schritte der Aufrechterhaltung der sozialen Infra- 
struktur im Stadtteil, die der kriminalpräventiven 
Begründung überhaupt nicht bedürfen und außerdem 
traditionell zu den Pflichtaufgaben einer bedarfsgerech- 
ten Kommunal-, Schul- und Sozialpolitik gehören und als 
solche auch traktiert werden sollten. 


Die Orientierung an Situationen statt an 
Personen bedeutet noch keine progressive 
Sicherheitspolitik 

Situationsorientierung im Rahmen kommunaler Sicher- 
heitspolitik ist keineswegs per se unproblematischer als 
die Einflußnahme auf Personen. Auch über die Gestal- 
tung von Situationen setzen bestimmte Akteure ihre In- 
teressen durch, werden andere in ihren Möglichkeiten 
eingeschränkt und im Extrem aus der Gemeinschaft aus- 
geschlossen. Ist es z.B. wirklich unproblematischer, Öf- 
fentliche Räume (z.B. durch den Abbau von Sitz- und Un- 
terstellmöglichkeiten) so zu gestalten, daß Obdachlose, 
Bettler und Drogenabhängige keine Möglichkeiten mehr 
finden, sich dort aufzuhalten, als sie direkt polizeilich zu 
vertreiben? Fragen der Situationsgestaltung sind politi- 
sche Fragen der Gestaltung des Sozialen und keine tech- 
nokratischen der objektiven Identifizierung von Unsicher- 
heitsquellen. Was für einen Teil der Bevölkerung Quelle 
der Verunsicherung ist, ist für einen anderen Grundvor- 
aussetzung von Teilhabe und Lebensqualität. Was unter 
Sicherheitsgesichtpunkten wünschenswert erscheint, ist 
unter anderen Qualitätsaspekten des sozialen Zusam- 
menlebens indiskutabel. 
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Problemorientierung und ressortüber- 
greifende Arbeitsweise beinhalten ein 
Demokratie- und Rechtsstaatsdefizit 

Die Bedeutung der Modebegriffe „problemorientiert“ und 
„ressortübergreifend“ zeigt sich erst, wenn man sich ver- 
gegenwärtigt, gegen welche Politikprinzipien sie gerichtet 
sind. Sie stehen für ein Gegenprogramm zur traditionellen 
bürokratisch-rechtsstaatlichen Politik, die sich dadurch 
auszeichnet, daß die einzelnen staatlichen Ressorts auf 
der Basis ihrer jeweiligen Zuständigkeit und gemäß der je 
spezifischen bürokratischen Programme tätig werden. Es 
verbirgt sich dahinter ein Plädoyer für Entbürokratisierung 
und Entformalisierung. Polizei, Ordnungsamt, Wirtschafts- 
behörde, Schulbehörde, Stadtplanung etc. sollen sich von 
ihren bürokratisch (und rechtsstaatlich!) „verkrusteten“ Ein- 
zelprogrammen und reaktiven Arbeitsformen lösen und 
gemeinsam und kreativ nach konzertierten Problemlösun- 
gen suchen. Für praktische Sicherheitspolitik in diesem Sin- 
ne gibt es gute Beispiele, die die implizite Problematik 
gut verdeutlichen. Es sind verschiedene Fälle dokumen- 
tiert, in denen alle beteiligten Behörden ihren Beitrag zur 
Zerschlagung von bspw. Prostitutionsmilieus oder offenen 
Drogenszenen geleistet haben, indem polizeiliche Kon- 
trollen und Festnahmen intensiviert, relevante Treff- 
punkte durch Wirtschaftsbehörde, Gesundheitsbehörde 
und Ordnungsamt (Begründung: bauliche, hygienische 
oder nutzungsrechtliche Mängel) geschlossen, Aufent- 
haltsmöglichkeiten an unproblematischeren Standorten 
bereitgestellt und die Staatsanwaltschaft für solche 
Fälle sensibilisiert wurde/n. Problemorientierung und ein 
ressortübergreifender Arbeitsansatz eröffnen Möglichkei- 
ten für effektivere Intervention - für gute wie für schlechte 
Zwecke. Die Effizienzerhöhung geschieht dabei um den 
Preis der faktischen Unterhöhlung rechtsstaatlicher und 
formaldemokratischer Sicherungen, ist in der Tendenz 
antiliberal und antidemokratisch. Welches die effektiv zu 
beseitigenden Phänomene sind, wird dabei unter dem 
Deckmantel der Problemorientierung nicht als Politikum, 
sondern als vermeintlich offensichtliches Sachproblem 
aufgefaßt. So verschwinden Minderheiten und Randgrup- 
pen als Träger legitimer Rechte und Interessen und wer- 
den zu möglichst effektiv zu bekämpfenden Störern. 


Nicht kommunale Kriminalprävention, 
sondern eine demokratisch organisierte 
Politik des Sozialen ist gefordert 
Sicherheitsprobleme sind keine technokratisch und profes- 
sionell zu lösenden Sachprobleme, sondern politische 
Fragen, die es als solche anzugehen gilt. Dabei steht eine 
alternative Politik vor der Herausforderung, praktikable 
Modelle der demokratischen Aushandlung von Interessen- 
konflikten zu entwickeln und diese an weitergehende 
normative Prinzipien zu binden: soziale und politische 
Gleichheit, Minderheiten- und Individualschutz, Sicherheit 
als Teilaspekt von Lebensqualität etc. An realisierbaren 
Modellen für die Organisation entsprechender Beteili- 
gungsprozesse mangelt es dabei weitgehend. Mit Gre- 
mien, wie wir sie z.B. aus vorhandenen Präventionsräten 
kennen, wird den genannten Problem nicht Rechnung 8e- 
tragen. Gerade in offenen, nicht formalisierten Zusam- 


menschlüssen, wie wir sie dort finden, setzen sich die 
sozialen Ungleichheiten in der Gesellschaft ungebrochen 
durch: Es findet sich keine Repräsentation des gesell- 
schaftlichen Interessenspektrums; über ihre Organisations- 
und Artikulationsfähigkeit setzen sich vielmehr genau 
die Interessengruppen durch, die auch in anderen Berei- 
chen privilegiert sind. Kommunale Sicherheitspolitik hat 
darüber hinaus zu berücksichtigen, daß Sicherheit nur 
eine Dimension einer „guten Gesellschaft“ darstellt und 
entsprechend einzubetten ist in ein umfassenderes Kon- 
zept von Kommunalpolitik. Kommunalpolitik wird ebenso 
wie Sozialpolitik verkürzt, verformt und instrumentali- 
siert, wenn sie ausschließlich auf Sicherheit ausgerich- 
tet wird. Nicht eine ressortübergreifende Reorganisation 
von Kommunalpolitik als Sicherheitspolitik ist gefordert, 
sondern eine gemäß der genannten Prinzipien organi- 
sierte demokratische Kommunalpolitik, bei der Sicher- 
heit als eine Zieldimension neben anderen berücksich- 
tigt ist. 
Dr. Werner Lehne 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Aufbau- und Kontakt- 
studium Kriminologie der Universität Hamburg 


Der vorliegende Text ist eine Zusammenfassung der detaillierte- 
ren Auseinandersetzung mit KKP an anderer Stelle: Lehne, W.: 
Präventionsräte, Stadtteilforen, Sicherheitspartnerschaften. 
Die Reorganisation des Politikfeldes „Innere Sicherheit“, in: T. 
von Trotha (Hrsg.), Politischer Wandel, Gesellschaft und Krimi- 
nalitätsdiskurse: Beiträge zur interdisziplinären wissenschaftli- 
chen Kriminologie. Festschrift für Fritz Sack zum 65. Geburts- 
tag, Baden-Baden 1996, S. 299-319; Lehne, W.: Kommunale 
Kriminalprävention. Die Reorganisation des Politikfeldes Innere 
Sicherheit, erscheint voraussichtlich in: Hitzler, R./Peters, H. 
(Hrsg.), Inszenierung innerer Sicherheit - Daten und Diskurse, 
Opladen 1998; Lehne, W.: Kommunale Kriminalprävention als 
alternative Sicherheitspolitik?, erscheint voraussichtlich in: 
Neue Kriminalpolitik, Heft 3/1998. 


Community Policing früher... 


Gemeindeorientierte Polizeiarbeit wurde unter dem Begriff 
„Community Policing“ aus den USA nach Deutschland 
importiert. Tatsächlich aber entstand Community Policing 
im 19. Jahrhundert in Großbritannien. Die britischen Poli- 
zisten sollten eng mit ihren Gemeinden kooperieren, um SO 
eine breite Akzeptanz ihrer Arbeit zu erreichen. Macht und 
Funktion der Polizei wurden von der öffentlichen Zustim- 
mung abhängig gemacht. Polizisten waren als Gemein- 
demitglieder Bürger in Uniform und sollten in einer libe- 
ralen, demokratischen Auffassung verwurzelt sein. Die 
kommunale Polizei war ihrer Gemeinde Rechenschaft 
schuldig und somit einer lokalen Kontrolle ausgesetzt. 


„. und heute 

In der heutigen Zeit wird Kriminalität immer wieder für eine 
Politik der einfachen Lösungen mißbraucht. Der Terroris- 
mus lehrte, wie schnell sich mit Ängsten Widerstände 
aufweichen lassen, die zur Einschränkung bürgerlicher 
Freiheitsrechte hinderlich waren. Gleichzeitig führte die 
einseitig orientierte Polizeiarbeit zu einer Zentralisierung 
der Dienststellen, was den Abstand zu den BürgerInnen 
vergrößerte. Als die Polizei schließlich feststellte, daß 
eine adäquate Kriminalitätsaufklärung die Zusammenar- 
beit mit den BürgerInnen erfordert, versuchte sie, die 
entstandenen Defizite durch Kontaktbereichsbeamtlinnen 
aufzufangen. Doch einzelnen PolizeibeamtInnen, zuständig 
für mehrere tausend BürgerInnen, war es kaum möglich 
die notwendigen Kontakte zu dem entsprechenden Klientel 
zu pflegen. Beinahe zwangsläufig beschränkten sie ihre 
Aufgabe daher in erster Linie auf Geschäftsleute und In- 
stitutionen. 


Präventionsräte - 

Hilfseinrichtungen der Polizei 

Im Herbst 1990 wurde erstmals in Schleswig Holstein der 
„Rat für Kriminalitätsverhütung“ ins Leben gerufen. Die 
künstlich geschaffene subjektive Unsicherheit sollte wie- 
der in Einklang mit der Sicherheitslage gebracht werden. 


In den folgenden Jahren fin- 
det sich in der Bundesrepu- 
blik Community Policing in 
den unterschiedlich organi- 
sierten Präventionsräten wie- 
der. Ob als Sicherheits- 
partnerschaften, eingetragene 
Vereine oder amtliche Institutionen 
konstituiert, als Initiator fungieren 
meist Polizei oder Innenbehörden, wo- 
durch die große Gefahr besteht, daß die Gre- 
mien zu reinen Hilfseinrichtungen verkommen. Mit der 
Initiative übernahm die Polizei oftmals die Federführung 
in den Räten und dürfte die Ängste mehr auf- als abge- 
baut haben, wenn die Aktionen „wachsamer Nachbar“, 
„Nachbarn schützen Nachbarn“, „Mach zu -— dem Ein- 
bruch keine Chance“ oder „Sicherheitsberatung für Seni- 
oren“ lauten. Den auf verschiedenen Ebenen organisier- 
ten Räten gehören neben den öffentlichen Ämtern auch 
wenige Privatleute an. Ausgestattet mit einem geringen 
Budget und wenig Kompetenzen erscheinen die Kriminal- 
präventionsräte nicht selten als reine Augenwischerei. 
Dabei klingt deren Aufgabenstellung äußerst positiv, sol- 
len sie doch die Entwicklung von Kriminalität und ihre 
Entstehungsbedingungen analysieren. Quellen für Straf- 
taten sollen ortsnah und unbürokratisch erkannt wer- 
den, um Kriminalität verhindern zu können. Das klingt nach 
Ursachenforschung und Problemlösungen an der Wurzel, 
tatsächlich zeigt sich jedoch, daß die Fachleute für die 
Kriminalitätsursachen, die Kriminologen, in den Gremien 
so gut wie überhaupt nicht vertreten sind. Während in ei- 
nigen baden-württembergischen Städten die Projekte 
wissenschaftlich begleitet wurden, war aus Hessen zu 
hören, daß Kriminologen nicht gewillt waren, ohne Be- 
zahlung ihr Know-how in den Räten einzubringen. 


Zum Verhältnis von Prävention 

und Repression 

Dadurch wird die erforderliche Fachkompetenz der Polizei 
übertragen. Hier zeigt sich aber aus Erfahrung und ver- 
schiedenen Untersuchungen, daß ein umfassendes kri- 
minologisches Wissen bei der Polizei nicht sehr verbreitet 
ist. Statt die kriminalpräventive Aufgabe der Verbrechens- 
verhütung durch Einflußnahme auf Gesellschaft, potenti- 
elle Opfer und TäterInnen leisten zu können, bleibt unter der 
polizeilichen Federführung die repressive Problemlösung 
übrig. Schon die Polizeigesetze mit ihren umfassenden 
Eingriffsbefugnissen und Einschränkungen bürgerlicher 
Freiheitsrechte geben einen Hinweis darauf, daß die Poli- 
zei Prävention in erster Linie mit Repression verbindet 
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und nicht einmal in der Lage ist, das auch zuzugeben. 
Eine Polizei kann Probleme nur kurzfristig lösen. Langfri- 
stige Problemlösungen lassen sich ausschließlich durch 
kriminal- und sozialpolitische Maßnahmen erreichen. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, warum die Poli- 
zei überhaupt in den Räten vertreten sein sollte. Präven- 
tion bedingt allerdings eine Abstimmung mit Repression. 
Denn was nutzt es, wenn legale Freiräume für Graffitti- 
künstler geschaffen werden, die die Polizei zur Erkennt- 
nisgewinnung nutzt? Überwiegend sind die Mitarbeiterln- 
nen aufgrund ihres Berufs in den Räten vertreten, so daß 
eine zeitnahe Problemerkennung kaum gegeben ist. In er- 
ster Linie sind es nämlich die BürgerInnen, die in ihrem 
Wohnviertel die ersten Unregelmäßigkeiten wahrnehmen. 
So entsteht ein Zeitverlust, der zu akuten Problemen 
führen kann, was letztendlich nur noch den Einsatz von 
Ordnungskräften zuläßt. Aus diesem Grund wird Commu- 
nity Policing in einem Atemzug mit dem New-Yorker-Modell 


der Zero Tolerance und Broken-Windows-Theory genannt. 
Wobei die Broken-Windows-Theory ohne die ordnungs- 
politischen Lösungen durchaus positive Aspekte hat. 


Ausschluß Betroffener aus der Mitarbeit 

Darin zeigt sich, daß die oftmals praktizierte Präventions- 
arbeit tatsächlich Repression ist und negative Auswüchse 
haben kann, die sich dann in einer abträglichen Zusam- 
menarbeit der Behörden widerspiegelt. Die Kooperation 
von Ausländer- oder Ordnungsamt und Polizei verdeutlicht 
explizit, daß ordnungspolitische Maßnahmen sehr schnell 
zu Lasten der Betroffenen gehen, indem sie beispiels- 
weise schnell abgeschoben oder mit Platzverweisen 
überzogen werden. Die berufsbezogene Besetzung der 
Räte schließt zwangsläufig Menschen aus, die zwar ge- 
sellschaftlich der Gemeinde angehören aber keine bürger- 
lichen Rechte haben. Bestenfalls durch Ausländerbeiräte 
vertreten, finden sich nicht alle notwendigen Gruppierun- 
gen in den Räten wieder. Sollen die Prioritäten nicht ein- 
seitig gesetzt werden, ist eine sinnvolle Prävention jedoch 
nur unter Mitarbeit Betroffener möglich. Daneben setzt 
eine bürgerorientierte Polizeiarbeit eine entsprechend 
veränderte Polizei voraus, die unter dem Stichwort De- 
zentralisierung und leicht erreichbare Stadtteildienst- 
stellen nur angedeutet werden kann. 


Präventionsräte - 

Mittel zur Demokratisierung der Polizei? 
Präventionsräte weisen in die richtige Richtung, wenn von 
einer kriminalpolitischen Arbeitsteilung zwischen Staat 
und Gesellschaft ausgegangen wird. Sie weisen in die 
falsche Richtung, wenn zugunsten privilegierter Gruppen 
bestimmte Sicherheitsstandards erreicht werden sollen. 
Gleichzeitig muß das Anliegen des Präventionsrates seines, 


möglichst viele gesellschaftliche Gruppen zu integrieren. 
Daneben müssen die Präventionsräte mit den notwendi- 
gen Kompetenzen ausgestattet sein, die ihnen die Ein- 
flußnahme auf die Gemeinderäte gestattet. Sofern der 
Polizei eine beratende und keine führende Rolle in den 
Räten zugewiesen wird, können sie den positiven Neben- 
effekt haben, daß sich die Polizei nicht alleine für die Si- 
cherheit verantwortlich fühlt. Daraus könnte sich eine de- 
mokratische Polizei entwickeln, für die nicht mehr Recht 
und Ordnung an erster Stelle ihrer Prioritätenliste steht, 
sondern die Grund- und Menschenrechte verinnerlicht. 
Es könnte eine Polizei mit hoher fachlicher und sozialer 
Kompetenz nach sich ziehen, die getreu dem Motto „we- 
niger ist mehr“ effektiv arbeitet und mit Unterstützung 
auch effizient sein könnte. Daneben bedürfte es einer 
wissenschaftlichen Begleitung der Präventionsräte zu- 
mindest auf Länderebene, um so die Möglichkeit ge- 
währleisten zu können, daß die neuesten Erkenntnisse 
in der Arbeit berücksichtigt werden können. Der ehemalige 
Präsident des Bundeskriminalamtes Horst Herold wün- 
schte sich eine gesellschaftssanitäre Polizei. Herold wäre 
Unrecht getan, wenn man ihm damit polizeiliche All- 
machtphantasien unterstellte. Vielmehr ging er von einer 
demokratisch orientierten Polizei aus, die durch Prävention 
Probleme löst und somit Repression nicht mehr notwendig 
macht oder zumindest stark begrenzt. Eine Chance, die 
durch Kriminalpräventionsräte gegeben sein könnte, wäre 
da nicht die Praxis, die uns eines besseren belehrt. Bür- 
gerwehrorientierte Ansätze haben sich nämlich ebenso 
daraus entwickelt wie eine engere Zusammenarbeit mit 
privaten Sicherheitsdiensten im Öffentlichen Raum. 
Jürgen Korell 


Der Autor ist Sprecher der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Kritischer Polizistinnen und Polizisten (Hamburger Signal) e.V. 
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Unter dem Titel „Safer City - Infos über die deutsche 
Sicherheits- und Ordnungspolitik“ gibt es im Internet 
eine WebSite der Bundesarbeitsgemeinschaft Kriti- 
scher Polizistinnen und Polizisten. Die Adresse ist: 
http://home.pages.de/safercity. Thematisiert wird 
vor allem die zunehmende Ausgrenzung von Rand- 
gruppen durch eine Sicherheitspolitik, die besonders 
die Interessen von Geschäftsleuten berücksichtigt und 
die Rechte von Menschen, die nicht in das Bild der 
modernen, konsumorientierten Stadt passen, mißach- 
tet. So geht es z.B. um Übergriffe von privaten Sicher- 
heitsdiensten (z.B. ungerechtfertigte Hausverbote, 
mangelnder Datenschutz) auf Menschen, die außerlich 
nicht dem Erscheinungsbild eines erwünschten 
Kunden entsprechen. Weitere Themen sind: 

Die Privatisierung von öffentlichem Raum (Kommerzia- 
lisierung der Innenstädte) - Besondere Vollzugs-/ 
Ordnungsdienste, Hilfspolizeien) der Städte - Wie soll 
städtischer Lebensraum aussehen? (gesellschaftlich 


und kulturell) - Wie hat sich der Lebensraum Stadt im Pr ä 


Laufe der Zeit verändert Wer Interesse an, oder Fi 
Informationen zu, diesen Themen hat, wird um { 
Mitarbeit gebeten. Ein bundesweiter Städtereport / 

ist in Planung, daher sind besonders kommunale e; 
Pressemeldungen (Zeitungsausschnitte) ft 
sehr erwünscht. w 
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„Ohne unabhängiges 
Gremium gibt es 
keinen Fortschritt“ 


Gemeindenahe Polizeiarbeit und 
Kontrollkommissionen in 


Großbritannien und ihre Sinnlosigkeit 


Community Policing war in den 80-er Jahren in Großbritan- 
nien ein gängiger Begriff, der für den Bobby auf Streifen- 
gang stand, der hilfsbereit den Menschen im Kiez beisteht. 
Dies war jedoch nur die öffentlichkeitswirksamste Variante 
des Community Policing. Andere Konzepte, die unter die- 
sem Stichwort liefen, waren die sogenannten Neighbour- 
hood-Watch Programme, bei denen Nachbarn angehalten 
waren, wachsam zu sein und Verdächtiges und Verdächtige 
zu melden, sowie „Multi-Agency“-Ansätze, deren Konzeption 
versuchte, die Polizei mit SozialarbeiterInnen, Schulen und 
lokalen Gruppen im Gemeinwesen zusammenzubringen. 
Vor dem Hintergrund sich gleichzeitig verschärfender Poli- 
zeigesetze wurden diese Maßnahmen von politischen 
Gruppen von Beginn an als „sanfte“ Polizeistrategie ein- 
geordnet, die nicht zuletzt zu polizeilicher Informations- 
beschaffung dienen und Nachbarn in lokale Spione ver- 
wandeln konnte. Bestandteil von Community Policing war 
jedoch auch das Einrichten von Police Community Consul- 
tive Groups, eine Bezeichnung, die vielleicht am besten mit 
„Beratungsgruppe zwischen Polizei und Kommune“ über- 
setzt werden kann. Diese Gruppen wurden geschaffen u.a. 
als Reaktion auf die Scarman-Kommission, die 1981 
nach den Aufständen im Londoner Stadtteil Brixton einge- 
setzt worden war. 17 Jahre später begann im vergangenen 
März eine andere Kommission ihre Arbeit. Sie untersucht 
das Versagen der Polizei bei den Ermittlungen im Fall 
von Stephen Lawrence, einem schwarzen Jugendlichen, 
der 1993 in Süd-London von Rassisten erstochen wurde. 
Obwohl die Täter hinlänglich bekannt sind, ist es aufgrund 
der Polizeiarbeit nie zu einem Strafprozeß gekommen. 
Die Untersuchung hat Tag für Tag der britischen Öffent- 
lichkeit Einblick in den Zustand der Polizei und ihres Ras- 
sismus verschafft. Angefangen damit, daß die ermitteln- 
den Beamten entlang der Stereotypien in ihren Köpfen 
mehr damit beschäftigt waren, den schwarzen Freund des 
Opfers zu verhören als den zahlreichen Hinweisen auf 
die Täter ernsthaft nachzugehen, über die Aussage eines 
Beamten, der angab, nach 25 Dienstjahren die Regeln 
zur Voraussetzung einer Festnahme nicht verstanden zu 
haben, bis zu den Vorgesetzten, die in ihren Berichten 


eben diese Vorgehensweisen ihrer Kollegen verschleierten. 
Dies ist der Hintergrund für das folgende Gespräch mit 
Judith Woodward von der National Assembly Against Ra- 
cism, einem Bündnis schwarzer und anderer anti-rassi- 
stischer Organisationen und Gruppen. Das Bündnis ar- 
beitet u.a. zum Thema Flüchtlinge und Asyl und zum 
Rassismus in der Polizei. 


AG Polizei und Rassismus: Wie ist eure Einschätzung 
des Community Policing hinsichtlich des Rassismus in 
der Polizei ? 

Judith Woodward: Um genau zu sein, wurde es von der 
schwarzen Community und antirassistischen Gruppen nie 
als eine angemessene Antwort angesehen. Während der 
Scarman-Untersuchungsbericht als solcher gute Aspekte 
enthielt, war Community Policing immer bedeutungslos. Es 
hatte keine wirkliche Bedeutung im Hinblick auf das Pro- 
blem des Rassismus in der Polizei. Als Folge des Scarman- 
Berichtes wurden in einigen Gegenden Police Community 
Consultative Groups eingerichtet. Dies wurde als Commu- 
nity Policing bezeichnet, hatte jedoch letztlich nichts mit ein- 
em wirklichen Community Policing zu tun, das im Dienste 
der Community stehen und zum Beispiel deren Zusammen- 
setzung reflektieren würde. Es war lediglich beratend 
und hat keine Machtbefugnisse. Diese Gruppen ersetzen 
nicht die gesetzlichen Gremien, die Ämter für Polizeian- 
gelegenheiten (Police Authorities), die einige, wenn auch 
sehr begrenzte Befugnisse haben. Aber als eine Einrich- 
tung zwischen der Kommunalverwaltung und der Polizei 
können auch diese Behörden die Entscheidungen des 
Polizeichefs nicht außer Kraft setzen. Sie haben nur bera- 
tende Funktion und können z. B. darauf dringen, daß die 
Polizei sich mit einem Problem „beschäftigt“. Mit der Ab- 
schaffung der Londoner Stadtverwaltung Mitte der 80-er 
Jahre wurde das Amt für Polizeiangelegenheiten eben- 
falls abgeschafft, so daß das Innenministerium unmittel- 
bar die Police Authority in London wurde. 

Was eingerichtet wurde in London, waren Police Community 
Consultative Groups. Eine ist z. B. die in Lambeth, in einem 
Teil Londons, der Brixton einschließt. Sie haben Treffen, 


die manchmal sehr erregt sind, und wenn große Angele- 
genheiten auf der Tagesordnung stehen mit der schwar- 
zen Community, erscheint der zuständige oberste Poli- 
zeibeamte auf diesen Treffen und diskutiert. Diese 
Treffen sind, was sie beanspruchen zu sein. Sie sind 
konsultierende Treffen für eine gewisse Diskussion. Und 
bei machen Anlässen hat dies zumindest einen Aus- 
druck der Spannungen zugelassen, die existieren. Es 
läuft jedoch nicht auf irgendeine Kontrolle der Polizei hin- 
aus. Und deshalb löst es nicht die grundsätzlichen Pro- 
bleme, die im Verlauf der Stephen Lawrence-Untersu- 
chung deutlich geworden sind, Sie hat den absolut tief 
verwurzelten institutionellen Rassismus in der Polizei 
sichtbar gemacht und es ist genau dessen Existenz, den 
der Scarman-Bericht sich weigerte zu attestieren. 


Konnten Police Community Consultative Groups eurer 
Erfahrung nach rassistische Einstellungen und rassisti- 
sche Gewalt auf Seiten der Polizei reduzieren? 

Nein, denn tatsächlich ist es schlimmer geworden seit 
dem Scarman-Report vor 17 Jahren. Es gab in den letz- 
ten Jahren eine ganze Reihe schwarzer Leute, die in Poli- 
zeigewahrsam gestorben sind. Und in den 90-er Jahren 
gab es mehrere absolut aussagekräftige Fälle rassisti- 
scher Morde und schwerer rassistischer Angriffe, für die 
niemand vor Gericht gestellt wurde. Was sich im Verlauf 
der Lawrence-Untersuchung besonders klar gezeigt hat, 
ist eine rassistische Reaktion auf Seiten der Polizei ge- 
genüber den Opfern rassistischer Gewalt und ein völli- 
ges Versagen, ernsthaft zu ermitteln. Die Ansicht der 
Scarman-Untersuchungskommission war, daß es keinen 
institutionellen Rassismus gibt, lediglich einige verfaulte 
Äpfel und gleichzeitig einen Zusammenbruch der Kom- 
munikation zwischen der Polizei und den schwarzen 
Communities im besonderen. Und was sie dann eigent- 
lich mit Community Policing meinten, war, Kommunikati- 
onswege zu schaffen zwischen der Polizei und den 
schwarzen Communities. Das muß ja nicht schlecht 
sein, aber es läuft lediglich auf einen Verbindungskanal 
zwischen der Polizei und den schwarzen Communities 
hinaus. 


Wie wurde im Konzept der Police Community Consulta- 
tive Groups definiert, wer die „Community“ ist? 

Die „Communities“ gibt es: Organisationen, NGO’S, Ver- 
schiedene Gruppen und Organisationen, die alle zu die- 
sem Prozeß eingeladen worden sind. Die Definition der 
„Communities“ ist nicht das Problem, aber das ist eine 
Quasselbude.Und in einigen Gegenden, wo besonders 
aktive Gruppen zur Beobachtung der Polizei oder andere 
Organisationen existierten, die im Konflikt mit der lokalen 
Polizei lagen und sich um Fälle gekümmert haben, hat die 
Polizei u.a. so reagiert, daß sie versuchten, diese Grup- 
pen auszuschließen und sich mit anderen Organisationen 
zu konsultieren. So konnten sie zeigen, daß sie mit loka- 
len Organisationen reden. Nur haben sie dann eben 
nicht mit denen gesprochen, die ein SchlüsselinteresSe 
an der Polizeiarbeit haben. Das ist sicher ein Problem, 
aber wir reden hierbei wirklich nur über Besprechungen 
und Konsultationen. 


Welche Veränderungen wären eurer Meinung nach 
erforderlich, um die Polizei für ihr rassistisches Han- 
deln haftbar machen zu können? 
Für die Beschwerden gegen die Polizei gibt es ein natio- 
nales Gremium, die Police Complaints Authority, das for- 
mal unabhängig ist von der Polizei und von der Regie- 
rung ernannt wird. Wir haben jedoch zwei Kritikpunkte. 
Erstens ist die Zusammensetzung dieses Gremiums 
sehr von ehemaligen Polizisten dominiert, die die Regie- 
rung ernennt, da sie die Erfahrung hätten. Das bedeutet 
jedoch, daß das Netz von „alten Jungs“ und der Korps- 
geist der Polizei sich in diesem Gremium zur Bearbeitung 
von Beschwerden fortsetzt. Zweitens werden die Unter- 
suchungen über Beschwerden und die Sammlung von 
Beweisen, die dem Gremium dann als Entscheidungs- 
grundlage dienen, von der Polizei selbst durchgeführt. 
Hier in London ist die Polizei in Bezirke aufgeteilt. Ein Be- 
zirk untersucht dann die Vorgänge in einem anderen. 
Deshalb existiert ein völlig geschlossener Kreis in der 
Untersuchung. Das Untersuchungsteam weiß, daß Be- 
weise zurückgehalten werden, weiß, daß Fragen nicht 
wirklich beantwortet werden, weiß, daß Vorgesetzte Vor- 
gänge vertuschen. Doch weil sie alle Teil dieses Korps- 
geistes sind, drängen sie nicht auf Klärung. Wo es um 
Rassismus in der Polizei geht, wissen wir bei einer sehr 
großen Anzahl von Fällen, daß diese Untersuchungen 
sehr begrenzt waren, weil sie eben nicht über diesen en- 
gen Kreis innerhalb der Polizei hinausgingen. Deshalb 
glauben wir, daß ein Gremium, das sich mit Beschwer- 
den zur Polizei beschäftigt, nicht nur unabhängiger sein 
muß im Hinblick auf seine personelle Zusammenset- 
zung, sondern es sollte auch sein eigenes unabhängiges 
Untersuchungsgremium haben. Die Polizei lehnt das 
natürlich völlig ab als Einmischung in die Polizeiarbeit. 
Es hätte auch gesetzliche und verfassungsrechtliche 
Konsequenzen, da es bedeutet, ein Gremium zu konzi- 
pieren, das die Polizei kontrollieren kann. Deshalb gibt 
es einen sehr ausgeprägten Widerstand dagegen sowohl 
bei der Polizei als auch im Innenministerium. Es würde 
wirklich den Charakter der Polizei verändern. Aber wir 
vertreten, daß es keinen Schritt vorwärts gibt außer die 
Einrichtung eins völlig unabhängigen Gremiums. 
Wenn man Maßnahmen ergreifen will, die die Situation 
verbessern, ist jeweils die Frage, ob es ein Schritt nach 
vorne ist, der es ermöglicht, Rassismus in der Polizei zu 
reduzieren, auch wenn es ihn nicht abschafft, oder ob 
man die Polizei mit einem Feigenblatt für ihr fortgesetz- 
tes rassistisches Verhalten ausstattet? Hier kommen 
wir auf das Community Policing zurück. Es war nicht mehr 
als ein Feigenblatt: „Wir diskutieren mit der schwarzen 
Community, wir haben eure Beschwerden gehört, wir 
berücksichtigen sie“... aber nichts wurde berücksichtigt 
und die Situation verschlechterte sich. 
Interview und Übersetzung von 
Thomas Quehl/AG Polizei und Rassismus 
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Zero lolerance 


Früh übt sich: Vor der Polizei hast du dich in Acht zu nehmen 


Die Organisation „Lower East Side Call for Justice“ ent- 
stand, nachdem Rodney King in Los Angeles brutal von 
Polizisten zusammengeschlagen worden war - die Bil- 
der gingen damals um die Welt. Dieser Vorfall brachte 
zu Bewußtsein, daß ähnliche Gewalttaten der Polizei 
überall passieren können - sogar in der eigenen Woh- 
nung. Die Organisation begann eine Petitionskam- 
pagne zu organisieren, mit der neue Verfahren gefor- 
dert wurden, die Kontrollstrukturen der Polizei zu 
beobachten und kontrollieren. Außerdem ging es um 
effektive Methoden, die es ermöglichen sollten, krimi- 
nelle und korrupte Polizeibeamte vor Gericht zu brin- 
gen. Schließlich wurde 1992 eine neue Institution ge- 
schaffen, das Civilian Complaint Review Board (CCRB). 
Aufgrund seiner Zusammensetzung und willkürlicher 
Einmischungen des Bürgermeisters war diese neue In- 
stitution jedoch absolut ineffektiv. Die CCRB hatte keine 
ausreichende Finanzierung und es fehlte an Personal. 
Die Verfahren schrieben eine Begrenzung des Untersu- 
chungszeitraumes auf 18 Monate vor, doch die Polizei- 
chefs behinderten die Untersuchungen, indem sie sich 
weigerten, der Kommission rechtzeitig Zugang zu den 
Fakten zu verschaffen, die notwendig waren, um 
Schlußfolgerungen ziehen zu können. Wenn Fälle an 
die Stelle für Innere Angelegenheiten der Polizei wei- 
tergegeben wurden, mußten die Polizisten, über die 
Beschwerden vorlagen, selten mehr als einen Klaps auf 
den Handrücken fürchten. Das ist auch heute noch so, 
obwohl die Beschwerden über Polizeigewalt im ersten 


Quartal 1998 24% aller Beschwerden ausmachten. 


William Brattons Kampf gegen 

die Kriminalität 

„Zero Tolerance“ heißt das Schlagwort, das kreiert wur- 
de, um die politischen Praktiken zu beschreiben, die von 
William Bratton nach seiner Ernennung zum Police Com- 
missioner von New York City initiiert wurden. Sie sollten den 
Rahmen für seinen Kampf gegen die Kriminalität abgeben. 
Diese politischen Praktiken beinhalteten verbesserte Tech- 
nologie, den Gebrauch von Computern, um Kriminalität 
zu verfolgen und problematische Distrikte aufzuzeigen, 
weiterentwickelte Waffen, die weite Verbreitung von 
Überwachungsinstrumenten in öffentlichen Räumen und 
neue Patrouillengänger, sowie den verstärkten Einsatz von 
Beamten in Zivil. Es wurden Anreize geschaffen, durch 
die Distriktbeamte dafür belohnt wurden, wenn sie die 
Kriminalitätsrate in ihrem Gebiet verringern konnten, je- 
der Zuwachs wurde bestraft. Darüberhinaus wurde eine 
Reihe dubioser taktischer Maßnahmen verankert, wie 
zum Beispiel die rassistische Profilerstellung. Außerdem 
wurde eine Elite-Spezialeinheit, die sich dem Drogenpro- 
blem widmen sollte, gebildet. Diese Spezialeinheit führte 
eine Reihe von Razzien durch, um Rauschgift von der 
Straße zu schaffen. In jüngster Zeit werden von dieser 
Eliteeinheit jedoch Überfälle auf private Häuser durchge- 
führt - oft unter unhaltbaren Umständen. Der vierte Zusatz 
zur US-Verfassung stellt sicher, daß „niemand seines Le- 
bens, seiner Freiheit oder seines Besitzes ohne einen 
entsprechenden gerichtlichen Prozess beraubt“ werden 
darf. Dennoch behauptet der Bürgermeister, Rudolph Giu- 
liani, daß es laut Verfassung nicht erforderlich ist, daß 
die Polizei einen begründeter Verdacht haben muß, wenn 
sie eine Durchsuchungs- und Zerstörungsmission wegen 
möglichen Drogenbesitzes in der Wohnung von jeman- 
dem durchführt. Innerhalb eines Monates wurden min- 
destens vier Wohnungen fälschlicherweise heimgesucht. 
Familien wurden aus ihrer gewohnten Umgebung heraus- 
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gerissen, ihre Möbel und ihr Hab und Gut bei Übergriffen 
zersört, die auf die Aussagen von unzuverlässigen oder 
Rache suchenden Informanten hin initiiert waren. 

Eine andere Taktik, die von der Polizei mißbraucht wird, ist 
das sog. „Filling“. Wenn einer Straftat Verdächtigte auf 
einer Polizeiwache in einer Reihe aufgestellt werden, um 
von Kriminalitätsopfern identifiziert zu werden, werden 
manchmal unschuldige Zuschauer benutzt, um die Rei- 
hen aufzufüllen. Um „Verdächtige“ für die Aufstellung zu 
finden, streift die Polizei durch Bezirke mit einem großen 
Minderheitenanteil, wie zum Beispiel Harlem, um dort 
Jungen im Teenageralter zu finden. Die Eltern werden in 
den wenigsten Fällen davon in Kenntnis gesetzt, wenn 
ihre Kinder zu solchen Zwecken eingesetzt werden, und 
die Jungen sind nicht selten gezwungen, eine Nacht ge- 
trennt von ihren Familien zu verbringen. Es kommt auch 
vor, daß solche „Filler“ fälschlicherweise identifiziert 
und verfolgt werden. (...) 


Die „blaue Wand des Schweigens“ 

Zwar sank die Kriminalitätsrate nach der Einführung von 
Zero Tolerance dramatisch. Allerdings fiel die Kriminali- 
tätsrate im Vergleichszeitraum sowohl in den meisten der 
größten Metropolen in den USA als auch in vielen kleineren 
Städten. Eine so umfassende Veränderung kann wohl 
kaum ausschließlich auf Brattons Praktiken zurückzufüh- 
ren sein. In einigen Vororten ist man darüber auch ganz 
und gar nicht glücklich: Beamte im Norden des Bundes- 
staates New York behaupten beispielsweise, daß die 
Stadt nun ihre Kriminellen exportiert, ganz so, wie sie eS 
früher mit ihren Obdachlosen getan hat. (...) 

Wenn es darum geht, das Recht von Opfern der Polizei- 
gewalt einzuklagen, ist das größte Hindernis die „blaue 


Wand des Schweigens“. Es hat Tradition, daß Polizeibe- 
amte nur ungern Informationen über ihre Kollegen weiter- 
geben. Dieser Verhaltenskodex, der sich schon lange 
eingebürgert hat, wird sogar von den Beamten befolgt, 
die sich um innere Angelegenheiten kümmern sollen und 
somit eigentlich die Aufgabe hätten, als Schießhunde da- 
für zu sorgen, daß keiner über die Stränge schlägt. 

New York City wird derzeit von Darryl Barnes auf 76,4 
Mio. $ verklagt. Der Kläger ist von der Hüfte ab gelähmt, 
seitdem er von dem Polizeibeamten Franz Jerome ange- 
griffen und in den Rücken geschossen wurde. Der in die- 
sem Fall mit der internen Untersuchung beauftragte Be- 
amte war Gil Alvarez, der ausgezeichnete Arbeit leistete. 
Allerdings wurde es ihm auf direkte Anweisung des Poli- 
zeipräsidenten Howard Safir hin untersagt, den Fall zum 
Distriktbevollmächtigten weiterzuleiten und Fotografien 
des Körpers von Mr. Barnes als Beweise zu verwenden. 
Am bedeutendsten aber war, daß er einen Bericht, der 
von einem polizeieigenen Mediziner erstellt worden war, 
nicht präsentieren durfte. Alvarez behauptet, daß er aus 
seiner Stellung flog, nachdem er sich geweigert hatte, 
Beweise unter den Tisch zu kehren.! 

In dem ähnlich gelagerten Fall von Manuel Villa wird Alva- 
rez beschuldigt, den Polizeicomputer in unangemessener 
Weise dazu benutzt zu haben, Informationen zu bekom- 
men. Alvarez hat auf Bundesebene einen Prozeß ange- 
strengt, indem er dagegen klagt, daß er verfolgt und ab- 
gesetzt wurde, nachdem er sich mit diesen beiden Fällen 
befaßt hatte. Die Auswirkungen dieser Polizeitaktik sind 
in ärmeren Gegenden von New York City mit einem 
großen Bevölkerungsanteil von Minderheitenangehöri- 
gen besonders deutlich zu spüren. Kinder afro- oder latein- 
amerikanischer Herkunft lernen früh, daß sie sich vor der 
Polizei in acht nehmen müssen. Zahlreiche Organisationen 
(darunter auch Lower East Side Call For Justice) halten 
Seminare ab, in denen sie Jugendlichen beibringen, wie 
sie sich verhalten sollen, wenn sie mit der Polizei zu tun 
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Bürgermeister 

Gulianis Politik 

Das Problem ist jedoch nicht nur 
auf die Polizei beschränkt. Eine 
von Giulianis ersten Amts- dY 
handlungen als Bürgermei- AL 
ster bestand darin, Rechts- 

anwälte anzugreifen, die 

Arme juristisch unterstüt- 

zen. Er fällt beständig Rich- 

tern in den Rücken, die sich ke) 
auf den vierten Zusatz der 
amerikanischen Verfassung S 
berufen und faire Prozesse ver- © 
langen. Krankenhäuser in Ge- © 
genden, die überwiegend von Min- V . 
derheiten bewohnt werden, hat er X 
schließen lassen, privatisiert oder ih- 


nen das Budget gekürzt. Er hat die Ge- I” Of Qir® 


werkschaften attackiert, die mit der Stadt 
verhandelten. Er hat harte und möglicherweise 
verfassungswidrige Gesetze für Straßenhändler und Taxi- 
fahrer verkündet. Privaten Gruppen, die Dienstleistungen 
wie Kinderbetreuung oder Hospize für Aidskranke anbieten, 
hat er die finanzielle Grundlage entzogen. Die Schulen läßt 
er verkommen. Er ist so weit gegangen, daß ein angese- 
henes Mitglied der afroamerikanischen Gemeinde, Pastor 
Calvin Butts, ihn öffentlich als einen Rassisten, der sich 
auf faschistischen Wegen bewegt, bezeichnet hat. 
Bürgermeister Giuliani startete einen Versuch, seinen 
Ruf zu verbessern und sein Image wiederherzustellen, 
indem er eine Spezialeinheit einsetzte, deren Aufgabe 
es sein sollte, die Verfahren zur Bearbeitung von Be- 
schwerden über die Polizei zu beurteilen und Vorschläge 
zu deren Verbesserung zu machen. Die meisten der von 
dieser entgegenkommenden Kommission erteilten Rat- 
schläge waren schwach und uneffektiv. Dennoch entließ 
der Bürgermeister sie. Eine Minderheit von drei Kommis- 
sionsmitgliedern jedoch verfaßte ein 86-seitiges Doku- 
ment mit Vorschlägen. Darin heißt es:„Mit erstaunlicher 
Vorhersehbarkeit haben Bürgermeister und Polizeipräsi- 
denten darauf insistiert, daß Polizeiübergriffe eine sel- 
tene Ausnahme darstellen. Die Fakten strafen diese 
Aussage Lügen... Im Zeitraum von 1994 bis 1996 reich- 
ten die Bürger der Stadt nahezu 10.000 Anschuldigun- 
gen gegen Beamte der New Yorker Polizei wegen gewalt- 
tätigen Vorgehens ein. Bei der Polizeibrutalität handelt 
es sich nicht um auf Irrtümern beruhenden Einzelfälle.” 


Koalition gegen Polizeiübergriffe 

Wir, Lower East Side Call for Justice, unterstützen gewalt- 
freie Aktionen zivilen Widerstands, wenn es zu ernsthaftem 
Mißbrauch von Seiten der Autorität kommt. Darüberhinaus 
fordern wir, daß Polizeikommandeure für Straftaten, die 
von Polizisten ihrer Dienststelle begangen werden, verant- 
wortlich gemacht werden, so, wie sie jetzt für Straftaten 
verantwortlich gemacht werden, die Zivilisten in ihrem Ab- 
schnitt begehen. Wir glauben, daß die allgemeine Besorg- 
nis wächst, da die offizielle Sanktionierung von durch die 


Polizei verübten kriminellen 
Taten offener Ausdruck 
des Polizeistaats ist. 
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Öffentlichkeit 
sich des Miß- 
brauchs des 
polizeilichen 
Gewaltmono- 
| | pols bewußt 
ist, hinter dem 
ey oft eine starke 
y rassistische Ab- 
sicht steckt. Lo- 
A, wer East Side Call 
20 For Justice beteiligt 
sich derzeit an einer 
breiten Koalition von Unter- 
stützergruppen und Wohlfahrts- 
organisationen, die sicherzustellen 
versuchen, daß Polizeibeamte für ihre Aktio- 
nen zur Rechenschaft gezogen werden. (...) Zur Koalition 
gehört auch New York City Police Watch, ein Programm, 
das vom Ella Baker Center entwickelt wurde, um Über- 
griffe und Mißbrauch durch die Polizei zu dokumentieren. 
Die Organisation unterhält eine Hotline, um Beschwerden 
entgegenzunehmen, und ist darauf eingerichtet, Opfer 
von Polizeimißbrauch an eine Reihe von mit dem Projekt 
verbundene Rechtsanwälten weiterzuvermitteln. Besonders 
wichtig ist auch, daß die Informationen, die in den halb- 
stündigen Telefongesprächen mit den Opfern in Erfahrung 
gebracht werden, kodifiziert und in einer Datenbank ge- 
speichert werden. In Verbindung mit der entsprechenden 
Software ist dies ein hervorragendes Instrument, um 
problematische Dienststellen oder Beamte, die eine län- 
gere Vorgeschichte mißbräuchlichen Verhaltens aufzu- 
weisen haben, zu identifizieren. Ausdrucke können der 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden. Derzeit 
bemüht sich die Organisation, Unterstützergruppen auf 
die Beine zu stellen, die mißhandelte BürgerInnen unter- 
stützen. 
Positiv anzumerken ist, daß die Medien aufgrund der Ak- 
tivitäten vieler Organisationen und Basisgruppen polizei- 
lichen Mißbrauch durch Autoritäten ins Blickfeld der Öf- 
fentlichkeit gerückt haben, daß Ankläger auf lokaler und 
auf Bundesebene sichergestellt haben, daß Anklage er- 
hoben wird und daß die Geschworenen in wachsendem 
Maß Beamte für schuldig befunden haben. 


Franz Lehmann, Executive Committee 
James Bauer 


Beide Autoren arbeiten für: 

Lower East Side Call For Justice, P.O. Box 332, 
128 East Broadway, New York NY 10002-9998 
Tel./FAX (nach vorherigem Anruf): 212-964-9681 


1 New York Times, 5.5.1998 


‚Alles nur ein 
Mißverständnis 


„Wenn jetzt nun ein nichtdeutscher Besucher ins Amt 
kommt, dem irgendwie die Sozialhilfe gekürzt wurde und 
der nun ausrastet..., sind ja jetzt die Mitarbeiter ge- 
schult...und wissen, wenn sie angespuckt werden..., 
daß das Kulturgut ist....“ 


...Zitiert die taz vom 23.6.98 den CDU-Abgeordnete 
Opuchlik in der Debatte über die Einführung interkultureller 
Trainings für die Mitarbeiter eines Berliner Sozialamtes. 
So empörend diese reaktionäre Polemik auch sein mag, 
gegen den Strich gelesen trifft sie den Kern des Pro- 
blems interkultureller Trainings für Beamtinnen unliebsa- 
mer Behörden. Weder beim Sozialamt, noch bei der Poli- 
zei geht es um kulturelle Mißverständnisse, sondern um 
die Durchsetzung repressiver und existenzgefährdender 
Gesetze und Verordnungen. Deren Auswirkungen werden 
durch eine kulturell verträgliche Präsentation kaum an- 
genehmer für die Betroffenen. Kein Geld ist kein Geld 
und bleibt kein Geld und ein Polizist, der einen Aufent- 
haltsstatus überprüft bleibt trotz interkulturellen Einfüh- 
lungsvermögens der Auslöser, der die Abschiebung ins 
Rollen bringt. Gegenwehr ist in jedem Fall „kulturell“ un- 
erwünscht. 


Interkulturelle Trainings - 

was steckt dahinter? 

„Wir leben in einer Welt des Wandels und der Konflikte, die 
aus der Konfrontation verschiedener Erfahrungen, Kultu- 
ren, Lebensweisen und politischer Ziele erwachsen. Die 
Gewalt in den Schulen... ausländerfeindliche Ausschrei- 
tungen und sich erneuernder Antisemitismus... demon- 
strieren..., wie schwer es fällt ‚die anderen‘ in ihrer 
jeweiligen Besonderheit zu akzeptieren und Vielfalt als 
Bereicherung, nicht als Bedrohung zu erfahren“.! Gegen 
diese Bedrohungsgefühle hilft das interkulturelle Training. 
In diesen Trainings wird Rassismus als Ausdruck eines 
falschen Bewußtseins betrachtet und bearbeitet. Rassi- 
stische Verhaltensweisen und Einstellungen gelten als 
Folge von falscher Information, Ignoranz, fehlendem Ein- 
fühlungsvermögen oder Mangel an Respekt gegenüber 
„dem Anderen“. Eine schlüssiger Ansatz zur Erklärung 
des gesellschaftlichen Phänomens Rassismus läßt sich in 
keiner Trainingsbeschreibung finden. Mal wird RassimuS 
reduziert auf ein Kommunikationsproblem, mal psycho- 
logisch mit mangelndem Selbstbewußtsein erklärt oder 
als Reaktion auf Überforderungen der Menschen durch 
die Kompliziertheit der modernen Welt interpretiert. Der 
zentrale Punkt, an dem Rassismus kuriert werden soll, 
ist das Vorurteil. Es gilt ein Informationsdefizit auszuglei- 
chen, denn „Konflikte entstehen durch Mißverständnisse 
und Wertdifferenzen.“? Die kulturelle Vielfalt der Metrop0- 
len, so wird festgestellt, stellen die Bewohner vor neue Her- 
ausforderungen „Sie brauchen mehr soziale HandlungS- 


Interkulturelles Training in Behörden 


Interkulturelle Trainings bei der Polizei: 
einige Beispiele 

Im März 1996 führte Aktion Courage in Zusammenarbeit mit 
der Polizei Bonn ein Pilotprojekt unter dem Namen „Grüne 
gehen Fremd - Fremde sehen grün“ durch. Eine Woche lang 
lebten zehn Bonner Polizistinnen bei Migrantinnen um 
„gegenseitig Vorurteile abzubauen.“ Die Presse sollte als 
Multiplikator dienen und nahm diese spektakuläre 
Zusammenführung von Polizei und „ausländischen Mit- 
bürgern“ auch gerne und massiv (64 Beiträge) auf. 

Im Rahmen eines EU-Projektes führt die Trainingsoffensive 
zusammen mit dem Büro gegen ethnische Diskriminierung 
Berlin Brandenburg (BDB) und der Ausländerbeauftragten in 
Berlin interkulturelle Trainings bei der Polizei durch. Die 
Trainingsoffensive wurde 1994, im Jahr der „Polizeiskandale“ 
von Hamburg und Bremen, unter der Schirmherrschaft der 
Berliner Ausländerbeauftragten Barbara John, gegründet. Ziel 
des Vereins ist die Förderung „kulturübergreifende Kommuni- 
kationsprozesse“. Das BDB ist ein Zusammenschluß von fünf 
Migrantinnenvereinen. Die Trainings bestehen aus der Durch- 
führung des (ursprünglich für die Schule konzipierten) Insel- 
spiels, das von MitarbeiterInnen der RAA (Regionale 
Arbeitsstellen für Ausländerfragen) in Berlin erstellt wurde, 
und einer Informationsveranstaltung über ethnische Diskrimi- 
nierung und institutionellen Rassismus. Die Trainings werden 
bei PolizeischülerInnen, in Fortbildungsseminaren und zur 
Ausbildung polizeieigener Trainer durchgeführt. Seit 1994 
haben 2200 PolizistInnen an solchen Trainings teilgenommen 
(von 21.000 Polizistinnen). 

„Eine Welt der Vielfalt“ ist der 1985 gegründete deutsche 
Zweig der Anti-Defamation-League, die 1913 in den USA 
gegründet wurde. Der Verein führt interkulturelle Trainings 
zum Verlernen von Vorurteilen und der Nutzung kultureller 
Vielfalt als Ressource, in Betrieben, Schulen, bei BGS, 
Bundeswehr und Polizei durch. Barbara John, Ignaz Bubis 
und Ingrid Stahmer tragen die Schirmherrschaft. Das erste 
Pilotseminar fand im April 1997. 
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kompetenz für den Umgang mit Fremden“? Es finden 
sich auch Hinweise auf institutionellen Rassismus in den 
Trainingsbeschreibungen, seine Ursache bleibt aber im 
Dunkeln. Man bewegt sich eben im Reich der Zwischen- 
menschlichkeit. Der Blick für strukturellen Rassismus 
wird völlig verstellt, denn eine rassistische Gesellschaft 
wird reduziert auf die Summe individuellen Fehlverhal- 
tens. Die Trainingsmethoden zum Erlernen „interkultureller 
Konfliktfähigkeit und Toleranz“* sind Rollenspiel, Selbster- 
fahrung, Stärkung der eigenen kulturellen Identität, Auf- 
klärung über fremde Kulturen oder die Zusammenfüh- 
rung von deutschen Beamtinnen mit Ausländerinnen zum 
Kennenlernen. Mit einem Sammelsurium lerntheoretischer 
Versatzstücke wird auf die Wissenschaftlichkeit der Me- 
thode verwiesen. Das Inselspiel, ein Planspiel, ursprüng- 
lich zur Gewaltprävention für die Schule entwickelt und 
inzwischen bei Bundeswehr und Polizei eingesetzt, preist 
sich an als „besonders wirkungsvolle Möglichkeit (gegen 
Rassismus B.S.) zu handeln“.° Eine Insel wird heimge- 
sucht von einer Welle deutscher Flüchtlinge, die Einlaß be- 
gehren. Auf der Insel gibt es bereits eine deutsche Min- 
derheit, es gibt „Deutsche raus!“-Organisationen, eine 
Regierung usw. „Der Beamte und der Hausmeister, der 
Minister und der Clown und der Flüchtling sind alles Rollen, 
die die Gesellschaft mit Eigenschaften ausgestattet hat, 
die ihre Inhaber oft in vielen Jahren mühsam lernen 
mußten. Rollen können unterschiedlicher Natur sein: (...) 
Wer solche Rollen übernimmt, den beeinflussen sie (...) 
Aber man kann die Fähigkeit zu einem distanzierten Um- 
gang mit ihnen und die Kraft zu ihrer Aus- und Umgestal- 
tung fördern - zum Beispiel durch die spielerische Über- 
nahme fremder Rollen.“® Dabei werde die ganze Person 
von der fremden Rolle ergriffen, man könne sich so als 
ein anderer, eine andere erleben. „Alternative Möglichkei- 
ten des Lebens können dadurch spürbar werden und 
andere Werte in einem auf diese Weise veränderten 
Kontext als sinnvoll entstehen“? Soziale Hierarchien und 
Herrschaftsstrukturen verdunsten hier zu einem Zusam- 
menspiel von Menschen, die in Rollen stecken. Das „So 
tun als ob“ als „erfahrungsorientiertes Lernen“ mutet 
im Verhältnis zu realen Lebenserfahrungen regelrecht zy- 
nisch an und sollte diese Lernmethode Erfolg haben, so 
müßten derart geschulte Beamtinnen angesichts der 
Folgen ihres amtlichen Tuns massenweise den Dienst 
quittieren. Es geht nicht darum, den Sinn von Rollenspie- 
len oder von Aufklärung und der Auseinandersetzung mit 
unbewußten rassistischen Denk-und Verhaltensmustern 
grundsätzlich infragezustellen. Hier werden diese Metho- 
den aber losgelöst aus einem politischen Kontext. Und 
nur so sind sie für die offizielle Politik verwertbar und für 
Behörden akzeptabel. Das materielle gesellschaftliche wie 
individuelle Interesse an Rassismus als Mittel, den Zu- 
gang zu Macht und Ressourcen gegen andere durchzu- 
setzen oder zu verteidigen wird verschleiert. Bereits in der 
Benennung als „Interkulturelle Trainings“ werden Macht- 
verhältnisse ignoriert und Ungleiches, nämlich eine Be- 
völkerungsmehrheit mit gesicherten Aufenthaltsrechten 
und eine Bevölkerungsminderheit mit ungesichertem 
Status, gleichgesetzt. Rassismus wird kurzerhand zum 
Problem auf Gegenseitigkeit, ganz so, wie die jeweiligen 


Schirmherrinnen der Trainingsprojekte Barbara John und 
Ingrid Stahmer das „Integrationsproblem“ der Migrantin- 
nen gerne verstanden wissen möchten. 


Und die Polizei? 
Besonders skurrile Züge bekommt die Gleichsetzung 
von Ungleichen im Projekt „Grüne gehen Fremd, Fremde 
sehen Grün“, einem Begegnungsprojekt, das „zu einem 
besseren Verständnis von Angehörigen verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen“ beitragen soll. Die durch 
die Begegnung „vermittelten Einsichten sollten den An- 
gehörigen beider Gruppen helfen, vorhandene Vorurteile 
zu erkennen und in Zukunft unbefangener miteinander 
umzugehen.“? Hier werden Funktionsträger, deren Auf- 
gabe es u.a. ist, durch Kontrollen, Razzien und Festnah- 
men das rassistische Ausländergesetz durchzusetzen, 
neutral als gesellschaftliche Gruppe ins Verhältnis zur 
Gruppe der Betroffenen gesetzt. Negative Erfahrungen 
und entsprechende Erwartungshaltungen der Migrantin- 
nen werden gleichgesetzt mit dem Rassismus der Träge- 
rinnen des staatlichen Gewaltmonopols. Es mag man- 
chen sinnvoll erscheinen und einträglich sein, den 
individuellen Rassimus von PolizistInnen zu bearbeiten. 
In Einzelfällen mag ein solches Training auch Einfluß auf 
das Verhalten von Beamtinnen haben und sich positiv 
für die Betroffenen auswirken. Darüber hinaus können 
solche Projekte aber allenfalls der multikulturellen Kos- 
metik für eine rassistische Politik dienen, am strukturel- 
len Rassismus der Polizei werden sie nichts ändern. Das 
Auftreten der Polizei hängt von der staatlichen Migrati- 
ons- und Ausländerpolitik ab. Die Polizei setzt die Ge- 
setze um und die Gesetze selbst fördern wiederum eine 
rassistische Haltung: Wer nur zu Gast hier ist und nur 
bei Wohlverhalten geduldet wird, dem wird anders be- 
gegnet als den Blutsverwandten. Auf diesem Hinter- 
grund sind solche Trainings nicht nur überflüssig, son- 
dern sie sind kontraproduktiv. Ausgestattet mit der 
Selbsteinschätzung Mitglied einer ausländerfreundlich 
geschulten Behörde zu sein, erhalten diese Gesetze 
endgültig die Autorität des Vernünftigen und Natürlichen, 
nicht nur für die Polizei, sondern auch, medienwirksam 
präsentiert, für die Öffentlichkeit. Wir sind ja keine Ras- 
sisten! Es war alles nur ein Mißverständnis. 

Beate Selders 


1 Eine Weit der Vielfalt Berlin: Selbstdarstellungspapier „Ein- 
führung zur Anti-Defamation League“ S. 2 

2 ebd. 

3 Trainingsoffensive „Miteinander leben will gelernt sein“ 

4 ebd. 

5 RAA Berlin, Interkulturelle Beiträge „Die Insel. Ein Planspiel 
zur Gewaltprävention“ Vorwort 

6 ebd, S.8 

7 ebd. S.9 

8 Aktion Courage e.V. - SOS Rassismus „Grüne gehen Fremd - 
Fremde sehen Grün“ Ein Leitfaden für Gruppen, S. 15 

9 Hrsg.: Polizeipräsidium Bonn / Aktion Courage e.V. - SOS 
Rassismus „Grüne gehen Fremd - Fremde sehen Grün“ - Do- 
kumentation S. 7 


Alles eine Frage der 
Kommunikation? 


Das Büro gegen ethnische Diskriminierung Berlin/ 
Brandenburg (BDB) führt antirassistische Trainings 
bei der Polizei durch. Die AG Polizei und Rassismus 
führte dazu ein Interview mit Ali Fathi, dem Geschäfts- 
führer des BDB. | 


AG Polizei und Rassismus: Welche Rassismusanalyse 
verbirgt sich hinter den antirassistischen Trainings, die 
Sie durchführen? Wie erklärt sich Ihrer Meinung nach 
der gesellschaftliche Rassismus und wie wollen Sie ihn 
beheben? 

Ali Fathi: Die Trainings bzw. die Prävention beseitigen 
nicht den Rassismus. Bei den Präventionsmaßnahmen 
bei der Polizei handelt es sich um Wissensvermittlung 
über die unterschiedliche Zusammensetzung der Bevöl- 
kerungen der europäischen großen Städte. Die Polizei- 
beamtInnen bzw. die Angestellten sind selbst über deren 
ethnische Zusammensetzung, über die kulturellen Werte 
dieser Minderheiten und die Entwicklung dieser multikul- 
turellen Gesellschaft nicht informiert. Daher müssen sie 
teilweise sensibilisiert werden. 


Das würde bedeuten, daß Sie davon ausgehen, daß 
rassistische Übergriffe durch die Polizei oder die Durch- 
setzung von rassistischen Gesetzen auf mangelndem 
Wissen über Kulturen beruhen. 

Nicht unbedingt. Diese Maßnahme hat nicht den An- 
spruch, alle polizeilichen Mißhandlungen beseitigen ZU 
können. Sie soll langfristig präventiv wirken, damit die 
Leute, die dort arbeiten, sensibilisiert werden. 


Wie wirkt sich diese Sensibilisierung dann im Polizei- 
alltag aus? 

Über Ergebnisse kann man noch nichts aussagen, da 
erst seit 1994, als die Polizeiüberfälle zum ersten Mal 
für Schlagzeilen in Hamburg und Berlin gesorgt haben, 
eine Abteilung für politische Bildung bei der Polizei in 
Berlin zustande gekommen ist. Außerdem gibt eS 
30.000 Polizistinnen in Berlin. 


Welche Schwierigkeiten zwischen Polizei und Immigran- 
tInnen können durch die Trainings behoben werden? 

Das ist die Kommunikation. Selbst die Menschen, die 
dieselbe Sprache beherrschen, haben Schwierigkeiten, 
sich zu verstehen. In dem Moment, wo selbst die Polizei 


über die Minderheiten nicht informiert ist und in Begeg- 
nung mit ihnen kommt. Dies trifft auch zu, wenn man da- 
von ausgeht, daß es sich um eine neutrale Begegnung 
eines Einheimischen mit einem Angehörigen einer ethni- 
schen Minderheit handelt, kann man Eskalationen er- 
warten. Es kommt zu Mißverständnissen. 


Aber denken Sie, daß es sich beim Rassismus inner- 
halb der Polizei um Kommunikationsprobleme handelt? 
Nein, auf keinen Fall. Das ist sozusagen ein kleines Fen- 
ster, das den Minderheitenorganisationen geöffnet 
wurde, daß sie direkt in Kontakt zu der Polizei kommen 
und über gegenseitige Probleme einfach sprechen kKön- 
nen. Es gibt viele Probleme, die von der hierarchischen 
Struktur der Polizei abhängen, wo die Beamten selbst 
nichts tun können. Z. B. gibt es dreißig gefährliche Orte 
hier in Berlin, wo die Polizei die Anweisung hat, be- 
stimmte Angehörige von ethnischen Minderheiten nach 
ihrem Aussehen zu kontrollieren. Da kommt es natürlich 
auch zu Mißhandlungen und einer Menge von Beschwer- 
den, die unser Büro selbst betreut. Wer keinen Paß da- 
bei hat, läuft Gefahr mißhandelt zu werden. Es gibt viele 
Fälle, die in keiner Weise gerechtfertigt sind. Aber dort 
hat ein Polizist den Auftrag, nach Aussehen zu kontrollie- 
ren. Da können auch die Teilnehmerlnnen von antirassi- 
stischen Workshops nichts tun. Das ist ein grundsätzli- 
ches Problem, bei dem man sich auf der politischen 
Ebene - sozusagen mit Herrn Schönbohm -— auseinan- 
dersetzen muß. 


Ihr Projekt wird ja von den Politikern unterstützt, der 
Staatssekretär Böse der Senatverwaltung des Inneren 
hat es in der Presse vorgestellt. Denken Sie nicht, daß 
es hier in erster Linie um Kosmetik geht und Sie sich 
da benutzen lassen? 

Jeder zieht seinen Nutzen aus dem Projekt. Es wurden 
auch sehr unbequeme Fragen an Herrn Böse gestellt, er 
mußte sich einigermaßen rechtfertigen. Die Minderhei- 
tenorganisationen haben seit 1994 sogenannte Auslän- 
derseminare durchgeführt. Welchen Einfluß das auf die 
Polizei hat, muß man abwarten. Bei diesem Projekt be- 
steht aber zum ersten Mal eine Kontinuität. Vor Ort ha- 
ben die Minderheitenorganisationen direkt Kontakt mit 


der Polizei. 


Diese Seminare dauern aber immer nur 3 - 4 Tage. 

Das ist eine Säule. Es geht um die Geschichte der Ar- 
beitsimmigrantInnen, um Erscheinungsformen der Dis- 
kriminierung, Erläuterungen der polizeilichen Mißhandlun- 
gen durch die Fallbeispiele, und auch interkulturelle 
Kommunikation. Die werden sensibilisiert. das betrifft alle 


Fotos: Albert Zecheru 
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Auszubildenden der Berliner Polizei. Langfristig sollen sie 
ein Bild über die Zusammensetzung der Minderheiten 
haben. Damit sie wissen, um welche Art der Mißhand- 
lung durch die Polizei es sich hier handelt — bei der 
Menge der Dienstaufsichtsbeschwerden — und welche 
Menge von juristischen Verfahren die Folge sind und daß 
sie eventuell auch ihre berufliche Perspektive riskieren. 


Das passiert aber sehr selten. In der Regel wissen ja 
alle, daß sie durch den Corpsgeist gedeckt werden. 
Wir hoffen trotzdem, daß sie nach der Sensibilisierung 
daraus etwas machen in ihrem beruflichen Bereich. Das 
ist auch nicht kontrollierbar. Ein Ziel dieses Projekts ist, 
daß die Polizei es selbst übernimmt, nachdem die EU es 
zwei Jahre unterstützt hat. 


Die Polizei ist aber schon von der Organisationsstruk- 
tur her nicht demokratisch und transparent und zum 
anderen sind bereits die Gesetze rassistisch und die 
Polizei hat die Aufgabe, diese durchzusetzen. Wie kann 
die Polizei sich selber kontrollieren? 

Es ist ein Unterschied zwischen einem Beamten, der diese 
Gesetze mit völliger Selbstverständlichkeit ausführt und 
einem Beamten, der über die Hintergründe dieser diskrimi- 
nierenden Gesetzgebung informiert ist und weiß, daß der 
Mensch, der ihm jetzt gegenübersteht, von diesen Ge- 
setzen diskriminiert ist. Er hat den Auftrag etwas durch- 
zuführen, muß wissen um welche Kommunikationsebene 
es sich da handelt, z. B. bei einer Abschiebung. 


Was kann der interkulturell geschulte Polizist dagegen 
tun, daß die Abschiebung der End- und Höhepunkt der 
rassistischen Politik ist? 

Nicht zuschlagen. Oder wenn er in ein Heim kommt, 
nicht mit Hunden hineinmarschieren und alle Leute wie 
Verbrecher mit Handfesseln in den Wagen transportie- 
ren, sondern auch auf der menschlichen Ebene Ge- 
spräche zu führen. 


. um die Leute zu überreden, daß sie freiwillig mit- 
kommen? 
Ja, auf der Ebene. Oder in einigen Fällen Kontakte mit 
Minderheitenorganisationen knüpfen. Das bedeutet je- 
doch nicht, daß wir sie zu Widerstand erziehen können. 
Wir wenden uns auch gegen die diskriminierende Ge- 
setzgebung, aber hier handelt es sich um eine minimale 
Sensibilisierung der Behörden. Es gibt viele Fälle, wo die 
Behörden selbst ihren Ermessenspielraum nicht genü- 
gend ausschöpfen. Bei der Berliner Polizei ist das ex- 
trem, daß sie hier überhaupt keine kritischen PolizistIn- 
nen haben. Wir können vielleicht dafür eine Basis 
schaffen und einige Mitarbeiter zu unbequemen Hand- 
lungen motivieren. 


Wäre es nicht sinnvoller, Strukturen wie „Bürger beob- 
achten die Polizei“ auszubauen und die Kontrolle der 
Polizei von außen zu organisieren? 

Das eine schließt das andere nicht aus. Ein wichtiger Be- 
standteil unserer Arbeit ist es, diese Menschenrechtsor- 
Banisationen zu unterstützen. Durch die Unterstützung 


der Europäischen Kommission ist aber auch diese 
kleine Möglichkeit gewährleistet, ein Stückchen kontinu- 
ierliche Arbeit bei der Polizei modellhaft darzustellen und 
zu hoffen, daß die Polizei das übernimmt. Wir können 
die Polizei nicht umstrukturieren. 


Das würde die EU sicher auch nicht finanzieren. 
Wahrscheinlich. 


Vielen Dank für das Gespräch. 
AG Polizei und Rassismus 


Thesen zur rassitisch 
motivierter Polizeigewalt 


Hart aber 
herzlich”? 


Foto: Albert Zecheru 


Vor lauter Bürgernähe, Sicherheitsdenken und Zivil- 
gesellschaft gerät die Lage der Opfer des Polizei- 
apparats mehr und mehr aus dem Blick. In den 
Programmen der Grünen und der PDS zum Thema 
Polizei finden wir nur noch Nebensätze über die 
rassistischen polizeilichen Angriffe auf Immigran- 
tInnen. Bekannt gewordene Fälle polizeilicher 
rassistischer Gewalt oder Schikanen führen in 
Forschungsberichten, von Seiten der Polizei und oft 
auch in Stellungnahmen von Menschenrechtsgrup- 
pen oft zu äußerst einseitigen Erklärungsansätzen: 
Genannt werden am liebsten Kommunikationspro- 
bleme, Streß und Überforderung der einzelnen 
BeamtInnen im Einsatz oder Vorurteile auf „beiden 
Seiten“. Rassismus in der Polizei wird auf ein indivi- 
duelles Problem der jeweiligen TäterInnen redu- 
ziert, die rassistischen Vorgaben der Institution Poli- 
zei bleiben außer Acht. Zur Analyse der bekannt 
gewordenen rassistischen polizeilichen Übergriffe 
müßte aber eine ganze Bandbreite von Fragestel- 
lungen beachtet werden, die wir im folgenden 


auflisten und zur Diskussion stellen: 


Der Apparat als solcher 


e Die Polizei schreitet aufgrund bereits rassistisch struk- 
turierter Gesetze ein (z. B. Ausländergesetz, Arbeitsför- 
derungsgesetz). 

e Polizeiliche Aktionen finden immer in einem polizeipoli- 
tischen Zusammenhang statt, der u.a. in den Medien 
gerade aktuell propagandistisch aufbereitet wird (z. B. 
besonders gegen Immigrantinnen gerichtete „neue Si- 
cherheitsmodelle“: „Aktion Sicherheitsnetz” = Verstärkter 
Einsatz des BGS überall zur Verhinderung illegaler Ein- 
wanderung, „Berliner Modell“ = kieznäherer Einsatz von 
Beamten, flächendeckende Ausweiskontrollen, Debatte 
um New Yorker Radikalisierung der Polizeipolitik, Debatte 
um die „Organisierte Kriminalität“ und „Mafia“) 

e Es gibt Vorgaben für den jeweiligen konkreten alltägli- 
chen Einsatz: Wie verlaufen die Dienstbesprechungen, wer- 
den von der Einsatzleitung Vorgaben gemacht, welche 
Personenkreise zu kontrollieren sind: welche Orte werden 
vorgegeben; welches Repressionsniveau wird vorgegeben. 
Sind „Erfolgsziffern” vorzuweisen? 
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Beispiel: Hamburger Polizeiskandal 

1994 wurde aufgedeckt, daß in Hamburg in Hunderten von 
Fällen Polizisten ImmigrantInnen mißhandelt haben. Gegen 
mindestens 80 namentlich bekannte Beamten wurde wegen 
Körperverletzung, Nötigung und Freiheitsberaubung ermittelt, 
über 200 Befragungen von ZeugiInnen brachten schier Un- 
glaubliches ans Tageslicht. Zumindest in zwei Fällen soll es 
zu Scheinhinrichtungen von Afrikanern gekommen sein. Die 
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daran beteiligten Polizisten amüsierten sich darüber, daß ein 
Opfer sich „fast eingeschissen“ habe. Ein polizeilicher Zeuge 
berichtete von Besprühen mit Tränengas und Desinfektions- 
mitteln in anderen Fällen. Schwarze wurden im Keller ver- 
prügelt. Sexuelle Mißhandlungen kamen vor. 

(Aktion Courage, S. 60) 


Beispiel: Frankfurt/M 

„Wenige Tage vorher waren drei Polizeibeamte der Bereit- 
schaftspolizei Mühlheim, die sich selbst unter anderem 
„Rambo“ und „van Damme“ genannt haben sollen, vom Amts- 
gericht Frankfurt wegen Erpressung von Aussagen, Körperver- 
letzung im Amt und Bedrohung zu Freiheitsstrafen von 14 
Monaten bis zu drei Jahren ohne Bewährung verurteilt wor- 
den. Hintergrund war ein Einsatz im Oktober 1994, bei dem 
sechs zur Beweissicherung und Festnahme in der Drogen- 
szene eingeteilte Beamte rund um Haupt- und Konstabler- 
wache im Einsatz waren. In dieser Nacht wurde zunächst ein 
18-jähriger Algerier, der einen Haschisch-Joint bei sich hatte, 
festgenommen. Er wurde während der Fahrt im Polizeibus von 
einem Beamten verprügelt, während der Truppführer das 
Radio aufdrehte, damit keine Schmerzensschreie nach außen 
drangen. Ein weiterer Polizist hatte die Aufgabe, vor Passan- 
tinnen und Passanten zu warnen. Als Schläge und An- 
sprucken den Festgenommenen nicht zum Reden brachten, 
wurden Desinfektionsmittel auf die Kleidung des jungen 
Mannes gesprüht und angezündet. Auf dem Höhepunkt dieser 
15minütigen Rundfahrt - der Truppführer vor Abfahrt des 
Busses zu einer Passantin: „Wir fahren jetzt spielen.“ — schob 
der Schläger dem Algerier mit den Worten „Wo hast du 
Haschisch her, wo?“ seine Dienstwaffe in den Mund.“ 
(Antirassismusbüro Bremen, S. 208) 


Beispiel: Ziya Y. (Duisburg) 

„Der Aussage des türkischen Staatsangehörigen Ziya Y. 
zufolge stürmten am Abend des 28.Februar 1995 mehr als 
zwölf bewaffnete, maskierte Männer in das Cafe Royal in 
Mülheim an der Ruhr. Erst später stellte sich heraus, daß es 
sich um Polizeibeamte handelte. Ziya Y. sagte aus, daß die 
Männer sich nicht zu erkennen gaben, sondern lediglich ihn 
und die übrigen Gäste des Cafes mit den Worten „Keine 
Bewegung“ anbrüllten (...einer habe) ihn mit der Pistole ins 
Gesicht und auf den Kopf geprügelt und ihm weitere Schläge 
in die Rippen versetzt. Einer medizinischen Untersuchung 
zufolge, die noch am selben Tag im Mülheimer St. Marien- 
Hospital durchgeführt wurde, hat Ziya Y. eine Kopf- 
platzwunde, eine Schädelprellung, eine Rippenfraktur sowie 
eine Prellung am linken Jochbein davongetragen.“ 
(ai-Bericht 1997 S. 19) 
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e Schon die Tatsache, daß es Sondereinsatzgruppen für 
bestimmte, u. a. von Immigrantinnen stark frequentierte 
öffentliche Plätze gibt, weist auf den rassistischen Cha- 
rakter der Polizeistruktur hin (in Berlin z. B. „Operative 
Gruppen“ für den Breitscheidplatz, den Alexanderplatz, 
Kottbusser Tor usw.) 

e Noch eindeutiger rassistisch ist die Einrichtung von 
Sondereinsatzgruppen für bestimmte ethnische Gruppen 
(in Berlin z. B. „AG Rumba“ = rumänische Bandenkrimi- 
nalität!, „AG Russenmafia“, „AG Kurden“, die Namen 
sind Programm!) 

° Polizeiliche Einsätze finden vor politischen bzw. medien- 
propagandistischen Hintergründen statt und müssen be- 
stimmte Erwartungshaltungen erfüllen („marktgerechte“ 
Stadtentwicklungspolitik, „Innere Sicherheit“, „Flüchtlings/ 
Illegalenproblematik“, „Organisierte Kriminalität“, „Zero 
Tolerance“-Konzepte, Wahlkampf...) 

e Zu berücksichtigen für die Häufigkeit rassistischer Über- 
griffe ist die immens angestiegene Zahl der Einzelkontrollen 
im Rahmen der Stadtsäuberungspolitik und des Aufspürens 
von „Illegalen” (z. B. 10.000 Einsätze gegen Vietnamesin- 
nen, [vgl. Antirassismusbüro Bremen, S. 209] z. B. Kon- 
trolle am Hermannplatz in Berlin: 8.000 Kontrollierte inner- 
halb eines Nachmittags - zusammengerechnet über 
15.000 Maßnahmen der Spezial OG'’s in Berlin 1997 
[Volker Eick, 1998]) 

oe Außer der „Täterdingfestmachung“ haben Polizeiein- 
sätze ausgesprochen oder unausgesprochen auch andere 
Zielsetzungen (Diskreditierung bestimmter Gruppen: „Wer 
so oft kontrolliert wird, muß auch was verbrochen ha- 
ben...“, Beruhigung der vorher durch Hetzkampagnen ver- 
schreckten Bevölkerung, rassistisch geprägter Wahlkampf). 


e Kann überhaupt noch von Einzelfällen die Rede sein, 
wenn von einer erheblichen Dunkelziffer ausgegangen 
werden muß, da es keine offiziellen Beschwerdestellen 
für Opfer von polizeilicher Gewalt oder Willkür gibt.? 


Das polizeiliche Individuum als Spezies 
e Das „Weltbild“ bzw. die politische Einstellung der Beam- 
tInnen ist oft geschlossen und bewußt rassistisch (vgl. z. B. 
Forschungsbericht der Hiltruper Polizeiakademie). 
e Vereinzelte Immigrantinnen im Polizeiapparat stehen 
unter besonderem Druck, nicht parteiisch zu sein und 
verhalten sich ggf. noch härter gegenüber zu Kontrollie- 
renden. Sie kennen auch deren Sprache und Umgangs- 
formen besser und können so u.U. noch effektiver ge- 
gen ImmigrantInnen vorgehen. 
e Kritische PolizistInnen haben kaum Möglichkeiten, ge- 
gen willkürliches oder gewalttätiges Verhalten von Kolle- 
gInnen einzuschreiten (Korpsgeist, keine Unterstützung 
bei Beschwerden, Mobbing durch Kolleginnen bis zum 
Selbstmord). 
e Häufig treten auch die Ausbildungsmängel der Beam- 
tInnen zu Tage. Dienststellenübliche „Umgangsformen“ 
werden an die Auszubildenden weitergegeben. 
e Oftmals gibt es ein bewußt eskalierendes Vorgehen 
von Beamtinnen. ImmigrantiInnen werden mit Absicht so- 
lange schikaniert und provoziert, bis sie sich wehren 
und können dann verprügelt werden oder Anzeigen wegen 
Widerstands gegen die Staatsgewalt erhalten. 
e Die mißhandelnden Beamtinnen suchen sich Opfer 
aus, die eine geringe „Beschwerdemacht“ erwarten las- 
sen (lllegal sich Aufhaltende, Obdachlose, Schwarze, 
kurz Opfer, die wahrscheinlich keine Lobby, Geld für 
Rechtsanwälte oder Zugang zu Medien haben) 
e Polizeiliche TäterInnen rechnen oft zu Recht nicht mit 
Sanktionen oder zumindest Mißbilligung durch Vorge- 
setzte. Die weitaus meisten Verfahren gegen Polizeibe- 
amtInnen werden eingestellt. 
e In Fällen von Anzeigen z. B. wegen Körperverletzung 
im Amt ermittelt die Polizei gegen sich selbst: Eine 
Krähe hackt der anderen bekanntlich kein Auge aus. 
e Folgende verschiedene Typen von TäterInnen im Poli- 
zeiapparat kommen vor: (zitiert nach Antirassismusbüro 
Bremen, S. 199): 
- Professionelle Schläger, die Gewalt gezielt einsetzen, 
um bestimmte Gruppen - wie vietnamesische Zigaretten- 
händlerInnen - zu terrorisieren. In der Regel handelt es 
sich um hochmotivierte Beamte, die sich ihre Opfer aktiv 
suchen. Die Übergriffe gehen hier oftmals bis zur Folter. 
- Angehörige von Einheiten, von denen insgesamt ein 
erhebliches Maß illegaler und legaler Gewalt ausgeht 
und die dann regelmäßig oder gelegentlich ebenfalls 
zulangen. Derartige Einheiten können beispielsweise 
unter Leitung eines Schlägers stehen oder gezielt auf 
ein hohes Maß von Gewaltanwendung - beispiels- 
weise SEKs und MEKS - trainiert sein. 
- Beamtinnen und Beamte, die ein gewisses Maß an 
körperlicher Gewalt oder Demütigungen als geeigne- 
tes Mittel begreifen, um damit den jeweiligen Einsatz- 
vorgaben, polizeilichen Aufforderungen etc. Nach- 
druck zu verleihen. 


Beispiel: Muhamed A. (Köln) 

„Muhamed A. hatte im Oktober 1994 den Vorwurf erhoben, 
ein Polizeibeamter habe seinen Kopf mit voller Gewalt gegen 
den Kofferraum eines Polizeifahrzeugs geschlagen, wobei 
einer seiner Vorderzähne abgebrochen war. Ferner machte er 
geltend, man habe ihn auf eine Polizeiwache gebracht, wo ein 
Beamter ihm einen Faustschlag ins Gesicht versetzt habe. 
Medizinische Gutachten bestätigten, daß ihm ein Zahn 
ausgeschlagen worden war, daß er ein Kiefergelenkstrauma 
und eine Prellung und Distorsion der Halswirbelsäule erlitten 
hatte.“... (ai-Bericht 1997 S. 21) 


Beispiel: Brechmittelvergabe durch die 
Polizei an Schwarze in Bremen und Hessen 
Von Frühjahr 1992 bis Ende 1994 wurden Brechmittel im 
Bremer Polizeigewahrsam in ca. 400 Fällen Brechmittel 
verabreicht. Weigerte sich ein Betroffener, das Brechmittel zu 
trinken, wurde es per Nasensonde zwangseingeführt. Betrof- 
fen sind zum ganz überwiegenden Teil Schwarze, die im 
öffentlichen Straßenland festgenommen wurden. In Hessen 
wurden zwischen Dezember 1993 und Anfang 1995 ca. 200 
„Anwendungen“ durchgeführt. (Antirassismusbüro Bremen, 
S. 267) Das verabreichte Mittel ruft als Nebenwirkungen 
regelmäßig langanhaltendes Erbrechen, Durchfall, Benom- 
menheit und Fieber hervor. Der damit verbundene Flüssig- 
keitsverlust kann zu Kreislaufschwäche und zu lebensbedroh- 
lichen Zuständen führen. Aus vielen Zeugenaussagen geht 
hervor, daß die Brechmittelvergabe mit Beleidigungen 

(„das ist eine Erziehungsmaßnahme für Dealer. Fühlst du dich 
gut?“, „Wenn dir das nicht paßt, Neger, dann kannst du 
zurück nach Afrika gehen“, „Ich finde es gut, wenn ihr Neger 
Brechmittel kriegt“), Erniedrigungen und Gewaltanwendun- 
gen (Schläge, Kiefer auseinanderreißen, usw. begleiten diese 
„Maßnahmen“. (aus: Polizisten, die zum Brechen reizen...) 
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Beispiel: Mißhandlungen von Vietnamesen 
in Bernau 

Bekannt wurden 23 Einzelfälle, in denen Vietnamesen mei- 
stens nach einem ähnlichen Muster mißhandelt wurden, mit 
Fußtritten und Faustschlägen ins Gesicht oder gegen den 
Körper. Viele mußten sich nackt ausziehen und wurden nackt 
fotografiert, wobei sie Fratzen schneiden mußten. (ai-Bericht 


Juli 97, $S.17). 


Außer solchen zum öffentlichen Skandal gewordenen Fällen 
gibt es zahllose weitere, kaum bekannt gewordene Fälle, die 
z. B. amnesty, State Watch, Aktion Courage, die Liga für Men- 
schenrechte sowie die Antirassistische Initiative Berlin gesam- 
melt und dokumentiert haben. Es ist klar, daß nur relativ selten 
rassistische Polizeigewalt überhaupt solchen Organisationen 
bekannt werden, da in den wenigsten Fällen die Opfer eine an- 
sprechbare Institution kennen oder sich gar einen Rechtsanwalt 
leisten können oder Kontakt zur Presse haben. Man kann daher 
davon ausgehen, daß es sich auch bei den hunderten bekannt 
gewordenen Vorfällen nur um einen Bruchteil handelt und ras- 
sistische Übergriffe zum polizeilichem Alltag gehören. ai 
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- Polizistinnen und Polizisten, die ihre tägliche Arbeit 
- zum Beispiel im Rahmen einer repressiven „Sozial- 
politik mit dem Polizeiknüppel“ — als sinnlos, unange- 
nehm etc. betrachten und darauf mit Aggressivität rea- 
gieren. Das heißt, nicht der Einsatz als solcher wird in 
Frage gestellt, sondern der Ärger wird an den polizei- 
lichen Zielgruppen ausgelassen. 

- Personen, die Situationen schnell eskalieren lassen 
und dann ein hohes Maß körperlicher Gewalt einset- 
zen, beleidigend und willkürlich agieren etc.” 


Analysiert man auf diese Weise den Polizeiapparat bzw. 
die Grundvoraussetzungen der polizeilichen TäterInnen, 
muß man die in liberalen Kreisen vorgeschlagenen Kon- 
zepte zur Bekämpfung des Rassismus in der Institution 
Polizei als absurd oder als reine Kosmetik erkennen, 
z. B. Vorschläge wie die folgenden: Maßnahmen gegen 
den „Streß“ von PolizistInnen (Forschungsbericht Borne- 
wasser/Eckert), „Veränderung der Polizei als Dienstlei- 
stungsunternehmen für alle Bürger“ (Aktion Courage), 
„Verbesserung der interkulturellen Kommunikation“ (z. B. 
Büro gegen ethnische Diskriminierung) durch Trainings- 


programme und Informationsworkshops, „mehr Migran- 
tInnen in die Polizei“. (vgl. dazu auch den Artikel in die- 
ser ZAG über Antirassistische Trainings) 


AG Polizei und Rassismus 
der Antirassistischen Initiative Berlin 


Quellen: 
FFM, Antirassismusbüro Bremen, (Hrsg. FFM)- 
„Sie behandeln uns wie Tiere“ - Rassismus bei Polizei und Ju- 


stiz in Deutschland, Verlag der Buchläden Schwarze Risse, Rote 
Straße, 1997 


Broschüre des Antirassismusbüros Bremen: Polizisten, die zum 
Brechen reizen - Verabreichung von Emetika am Beispiel Bre- 
men, März 1995 

Volker Eick, Neue Sicherheitsstrukturen im neuen Berlin, in: 
Prokla 110, März 1998 

Aktion Courage e. V. - SOS Rassismus, Köln 1996 : Dokumen- 
tation „Polizeiübergriffe gegen Ausländerinnen und Ausländer“ 
Amnesty International, Bericht Juli 1997, Neue Fälle - altes Mu- 
ster, Polizeiliche Mißhandlungen in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Bornewasser/Eckert: Abschlußbericht zum Projekt „Polizei und 
Fremde“ - Belastungen und Gefährdungen von Polizeibeamtin- 
nen und -beamten im alltäglichen Umgang mit Fremden, Juli 
1995 (im Auftrag der Polizeiakademie Hiltrup) 


„Sie behandeln uns wie Tiere“ 
Rassismus bei Polizei und Justiz 
in Deutschland 


Anstatt zu individualisieren und Spekulationen über den 
Gemütszustand einzelner Polizisten anzustellen, gehen 
die Herausgeber davon aus, daß polizeiliches Handeln in 
einen gesellschaftlichen Zusammenhang eingebettet 
ist. Dieser Rahmen beeinflußt das Vorgehen der Polizei. 
Umgekehrt wirkt sich die polizeiliche Praxis auch auf die 
Gesellschaft aus, indem sie zum Beispiel die Krimina- 
litätswahrnehmung beeinflußt. Diese Überlegung bedeutet, 
daß rassistische Polizeipraktiken zwangsläufig auf den 
gesellschaftlichen Rassismuns bezogen werden müssen 
und umgekehrt. Es ist die Frage zu stellen, inwieweit poli- 
zeilicher Rassismus funktional, ja geradezu zwingend not- 
wendig ist, um bestimmte gesellschaftliche Entwicklungen 
voranzutreiben. In diesem Sinne wird zunächst die Ver- 
knüpfung der Themen Migration und „Kriminalität“ im Rah- 
men der Asyldebatte“ dargestellt. Dem schließt sich eine 
Diskussion der einschlägigen Kriminalitätsstereotypen 
und des Kampfbegriffs der sogenannten „Ausländerkrimi- 
nalität“ an. Der Zusammenhang zwischen Kriminalitäts- 
propaganda, Abschottungspolitik, Kriminalisierung VON 
Nicht-Deutschen und polizeilicher Praxis wird exemplarisch 
anhand der Themenkomplexe Drogen/Drogenfahndung 
und Asyl- und Sozialhilfebetrug“ analysiert. Im Zentrum 
stehen dabei Konzepte und Praktiken polizeilicher Sonder- 
gruppen. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die Methoden 
der Großstadtpolizei wie Platzverweise, Ingewahrsam- 
nahme und Aufenthaltsverbote. Ausführlich wird der 
Zusammenhang zwischen der Vertreibung bestimmter 
sozialer Gruppen aus dem öffentlichen Raum, einem 
permanenten gegen Nicht-Deutsche gerichteten Krimina- 
litätsverdacht, der Deklaration sog. „Gefahrenorte und 
der polizeilichen Praxis herausgearbeitet. Am Beispiel 
der Stadt Hamburg werden die für die Vertreibungspolitik 
maßgeschneiderten Änderungen bzw. Neuinterpretatio- 
nen der Polizeigesetze (geänderter Gefahrenbegriff etc.) 
dargestellt. Die entsprechenden Kapitel liefern dann 
wichtiges Hintergrundwissen für die aktuellen Diskussio- 
nen über die Umstrukturierung der (Innen-)Städte. 


„Sie behandeln uns wie Tiere“ - Rassismus bei Polizei und Ju- 
stiz in Deutschland Forschungsgesellschaft Flucht und Migra- 
tion (Hrsg) 

Antirassismus Büro Bremen 

erschienen im Verlag der Buchläden Schwarze Risse - Rote 
Straße, Berlin - Göttingen 336 Seiten, 18,00 DM 


Zum 
Weiterlesen 
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Modell New York: Kriminal- 
prävention durch Zero Tolerance 


Der Band enthält über zwanzig Einzelbeiträge von sehr 
unterschiedlicher Qualität, besonders ist lesenswert der 
Artikel von Clemes Binninger und Gunther Dreher.Er gibt 
einen genaueren Überblick über die Komponenten, aus 
denen sich die repressiver gewordene Polizeipolitik in 
New York zusammensetzt und deren „philosophische“ 
Hintergründe wie „BrokenWindows“-Theorie oder „Tip- 
ping-Point“-Theorie (aus der Infektionslehre übernom- 
men Idee, daß die Kriminalitätsrate nach Überschreiten 
eines kritischen Punktes wie eine Epidemie exponentiell 
ansteigt). Fast noch wichtiger sind die stark eingreifen- 
den Umstrukturierungen im Polizeiapparat: tägliche Er- 
folgskontrollen und entsprechende Rechenschaftspflich- 
ten, Bekämpfung der Korruption, Auswechslung von 
Verantwortlichen dramatischer Ausbau des Computersy- 
stems und das Ende jedes Datenschutzes. Verdienstvoll 
ist auch, daß hier einmal der Originalaufsatz von Kel- 
ling/Wilson „Broken Windows” von 1982 abgedruckt ist, 
der ideologische Hintergrund für alle „Null-Toleranz“-Kon- 
zepte auch in der Bundesrepublik. Der pseudowissen- 
schaftliche und schon rein logisch überhaupt nicht nach- 
vollziehbare Ansatz erhielt erst jetzt in der Periode des 
Postliberalismus auch hier zahlreiche Anhängerlnnen al- 
ler politischer Coleur; hier findet man im Original all die 
Versatzstücke, die inzwischen in Medien und Politikerln- 
nenäußerungen immer wieder nachgebetet werden, z.B. 
das Gerede über „den Verfall der Stadt”, „die Gefahr der 
Entmischung von Stadtteilen” oder das Ernstnehmen 
von „Angst, von unangenehmen Personen belästigt zu 
werden“ oder schließlich die zentrale Aussage im Sinne 
von „wo Unordnung ist, ist auch Kriminalität“. 


Gunther Dreher, Thomas Feltes (Hrsg.) 


Das Modell New York: Kriminalprävention durch „Zero Tole- 


rance“? Beiträge zur aktuellen kriminalpolitischen Diskussion 
Felix-Verlag Holzkirchen/Obb. 1998 
203 S., 45,- DM 
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Polizisten, die zum Brechen reizen — Verabreichung von 
Emetika am Beispiel Bremen, Broschüre des Antirassis- 
musbüros Bremen, März 1995. 

„Polizeiübergriffe gegen Ausländerinnen und Ausländer“, 
Dokumentation Aktion Courage e. V. - SOS Rassismus, 
Köln 1996. 

Neue Fälle - altes Muster - Polizeiliche Mißhandlungen 
in der Bundesrepublik Deutschland, Amnesty Internatio- 
nal; Bericht Juli 1997. 

Neue Sicherheitsstrukturen im neuen Berlin, Volker Eick, 
in: Prokla 110, - Zeitschrift für kritische Wissenschaft: 
S(t)andOrt Berlin. Verlag Westfälisches Dampfboot, 
Münster März 1998. 

Abschlußbericht zum Projekt „Polizei und Fremde“ — 
Belastungen und Gefährdungen von Polizeibeamtinnen 
und -beamten im alltäglichen Umgang mit Fremden, Bor- 
newasser/Eckert; Juli 1995. 

Management des Kriminellen: soziale Kontrolle als un- 
ternehmerische Dienstleistung (Widersprüche; Jg. 17, 
Heft 63), Kleine Verlag, Bielefeld 1997. 


ZAG, Antirassistische Zeitschrift; Nr. 11: Innere Sicher- 
heit und Nr. 13: Polizei und Justiz. Berlin 1994. 

CILIP - Bürgerrechte und Polizei; Heft Nr. 2/97: Reform 
der „Politik Innerer Sicherheit“ u.a.Berlin. 

Rundbrief zur „Öffentlichen Sicherheit“, Ulla Jelpke, 
MdB; . Bonn, Oktober 1997. 

Polizei im Zwielicht - Gerät der Apparat außer Kontrolle? 
Rolf Gössner, Oliver Neß; Campus Verlag, New York/ 
Frankfurt/Main 1996. 

Grenzenlose Polizei? - Neue Grenzen und polizeiliche 
Zusammenarbeit in Europa. Busch, Heiner; Verlag West- 
fälisches Dampfboot, Münster 1997. 

Armut in Deutschland - Der Armutsbericht des DGB und 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, Hanesch, Walter 
u. a.; Rowohlt Taschenbuch Verlag, Reinbek 1994. 
Huster, Ernst-Ulrich (Hg.); Reichtum in Deutschland - 
Die Gewinner in der sozialen Polarisierung, Campus- 
Verlag, New York, Frankfurt/Main 1997. 

Berliner Polizei von 1945 bis zur Gegenwart. Jaron 
Verlag, Berlin 1998. 
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Mit zweierlei Maß 


„Ausländische“ und deutsche 
Jugendliche in der öffentlichen Diskussion 


VON BIRGIT ROMMELSPACHER 


Die „ausländischen“ Jugend- 
lichen sollen doppelt bestraft 
und ganze Familien im Sinne 
einer „Sippenhaft“ des Landes 
verwiesen werden. 


Gäste haben nicht nur 
dankbar zu sein, sondern sie 
haben auch keine Spuren 

zu hinterlassen. 


Die Gewalt „ausländischer“ Jugendli- 
cher ist zum Dauerthema in den Me- 
dien geworden; exemplarisch veran- 
schaulicht am Fall des 14jährigen 
Mehmet aus München-Perlach, der 
Dutzende von Straftaten begangen 
haben soll und der jetzt, seit er straf- 
mündig geworden ist, nicht nur selbst 
ausgewiesen werden soll, sondern 
darüber hinaus auch noch seine EI- 
tern. Zwar paßt sich dieser Ruf nach 
unbarmherzigem Durchgreifen in die 
allgemeine Debatte zur Verschärfung 
von Strafbestimmungen und Jugend- 
verwahrung ein, damit wird aber die 
Tatsache verdeckt, daß hier mit zwei- 
erlei Maß gemessen wird: Die „aus- 
ländischen“ Jugendlichen sollen dop- 
pelt bestraft werden, sie sollen ihrem 
Herkunftsmilieu und ihrer Zukunft be- 
raubt und ganze Familien im Sinne 
einer „Sippenhaft“ des Landes ver- 
wiesen werden. Die Frage der „Sippen- 
haft“ wird noch diskutiert, mit der 
Forderung nach Ausweisung straffäl- 
liger MigrantInnen können sich die 
Politiker jedoch auf einen nahezu 
einhelligen Konsens in der Bevölke- 
rung stützen: Über 80 % der Wähle- 
rinnen von CDU, SPD und PDS stim- 
men nach einer Emnid Umfrage der 
Forderung nach Ausweisung zu; bei 
den Wählerlnnen der Grünen sind es 
„nur“ 68 %. Von den Einwanderlnnen 
und ihren Kindern wird offensichtlich 
immer noch stillschweigende Anpas- 
sung und Dankbarkeit erwartet. Jede 
Auffälligkeit wird als Provokation em- 
pfunden. Sie dürfen sich keinerlei Ver- 
fehlung erlauben. Sie sind Gäste, 
heißt es, die sich anständig aufzu- 
führen haben. Jedoch wurden sie nie 
als Gäste behandelt, wenn man mit 
Gastfreundschaft besondere Zuvor- 
kommenheit und Entgegenkommen 
verknüpft. Davon war auch zu Beginn 
der sog. Gastarbeiterära nie die 
Rede. Vielmehr ging es um das Inter- 
esse an gesunden, jungen Arbeits- 
kräften, die nach ihrer produktiven 


Arbeitsphase wieder nach Hause ge- 
schickt werden sollten. Insofern war 
der Begriff des Gastes von jeher ein 
Euphemismus und ist heute um so 
deplazierter je mehr es sich um Men- 
schen handelt, die hier geboren und 
aufgewachsen sind, und denen 
Deutschland zu einer ihnen sich ent- 
fremdenden Heimat geworden ist. 
Gäste haben nicht nur dankbar zu 
sein, sondern sie haben auch keine 
Spuren zu hinterlassen. Sie sind auch 
symbolisch nicht wirklich anwesend. 
Ihre Existenz darf und soll die beste- 
hende Gesellschaft nicht prägen. Sie 
haben lautlos und unsichtbar in dieser 
Gesellschaft anwesend zu sein und 
zugleich bereit, sie bei jeder Störung 
wieder zu verlassen. Das Bild von Stö- 
rung verdichtet sich vor allem im Be- 
griff der „Ausländerkriminalität“, die 
regelmäßig in der Polizeistatistik ei- 
gens ausgewiesen wird. Anschlies- 
send wird dann teilweise beschwich- 
tigt und immer wieder erklärt, daß 
viele Straftaten darin enthalten sind, 
die Deutsche gar nicht begehen kön- 
nen. Warum aber weist man die Aus- 
länderkriminalität überhaupt geson- 
dert aus? Man könnte die Statistik 
doch auch einmal nach anderen Kri- 
terien aufbereiten, z.B. nach dem Ge- 
schlecht. Dann würde man z.B. fest- 
stellen können, daß die Kriminalität 
von Männern ein sehr viel größeres 
Problem ist als die der Frauen und 
diese Diskrepanz um ein Ungleiches 
größer als die zwischen „Ausländern“ 
und Deutschen. Dasselbe gilt für die 
politisch motivierte Gewalt. Diese wird 
in erster Linie von deutschen rechts- 
extremen Jugendlichen ausgeübt; den- 
noch behauptet etwa der Verfassungs- 
Schutzpräsident Frisch, daß der Islam 
die Gefahr Nr.1 für diese Gesellschaft 
wäre. Ursache dieser plötzlichen Dra- 
matisierung der Gewalt, insbesondere 
türkischer Jugendlicher, könnte das 
Bedürfnis sein, von der wieder an- 
wachsenden Gewalt rechter und ras- 


m ern. 


ng 
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" sistischer deutscher Jugendlicher ab- 


zulenken. Auf alle Fälle wird auf die 
Straffälligkeit eingewanderter Jugend- 
licher mit ganz anderer Heftigkeit rea- 


_ giert als auf die der Deutschen. Auch 


in der sozialwissenschaftlichen Diskus- 
sion spiegelt sich dieser doppelte 
Standard wieder. Bei den deutschen 
Jugendlichen wird in der Regel nach 
sozialen Ursachen und Problembela- 
stungen gefragt, während bei den 
nicht-deutschen Jugendlichen in erster 
Linie mangelnde Anpassungsbereit- 
schaft und ideologische Verblendung 
bzw. politische Motivation vermutet 
wird. Prototypisch für diese Debatte 
sind die Untersuchungen von W. Heit- 
meyer, der mehrere Untersuchungen 
zum Thema rechtsextreme deutsche 
Jugendliche durchgeführt und nun im 
letzten Jahr auch eine vielbeachtete 
Untersuchung über türkische Jugend- 
licher vorgelegt hat. Letztere hat den 
Titel: „Verlockender Fundamentalis- 
mus. Zur, Situation ‚türkischer Jugend- 
licher in Deutschland“. Interessant ist 
dabei, daß die türkischen Jugendli- 
chen insgesamt bereits im Titel in 
Zusammenhang mit Fundamentalis- 
mus gebracht werden, obgleich, wie 
sich später in der Untersuchung her- 
ausstellt, nur ein Viertel der Jugendli- 
chen sich als gläubig im engeren Sinn 
bezeichnet, d.h. daß sie den Lehren 
des Islam folgen - was natürlich auch 
noch nichts über fundamentalistische 
Neigungen aussagt. Wichtig ist diese 
Untersuchung geworden, weil sie of- 
fensichtlich den dumpfen Ahnungen 
der Mehrheitsgesellschaft ein Forum 
bietet. Anders läßt sich nicht erklä- 
ren, daß sie in unzähligen Zeitungs- 
artikeln und öffentlichen Debatten 
aufgegriffen wurde. Ausschlaggebend 
mag dabei gewesen sein, daß hier im- 
plizit die rechten deutschen Jugendli- 
chen mit den türkischen Jugendlichen 
insgesamt gleichgesetzt werden. Hier 
wird nicht mehr differenziert zwischen 
rechten - liberalen - linken türkischen 
Jugendlichen und religiös — säkular - 
atheistischen oder nach welcher 
Skala auch immer, sondern es ist 
überwiegend von „den“ türkischen Ju- 
gendlichen die Rede, die mit Radika- 
lisierung und Extremismus in Zusam- 
menhang gebracht werden. Das ist 
aber aus den Ergebnissen keineswegs 
per se gegeben, sondern nur mithilfe 
einer sehr einseitig Darstellung, wie 


ein genauerer Blick zeigt. Dazu folgen- 
de Beispiele: Eines der am meisten 
diskutierten Ergebnisse war der Be- 
fund, daß mehr als ein Drittel der be- 
fragten türkischen Jugendlichen sich 
von der islamistischen Organisation 
Milli Görus und den nationalistischen 
Grauen Wölfen vertreten fühlten. Die- 
selben Jugendlichen fühlen sich aber 
auch zu 45 % von der SPD, zu 34% 
von den Grünen und zu 24 % von der 
CDU vertreten. Das wird allerdings in 
der Darstellung der Untersuchung 
nicht benannt, sondern läßt sich nur 
aus den Tabellen im Anhang erse- 
hen. Wenn ein Teil der Jugendlichen 
sich also gleichzeitig von den Islami- 
sten bzw. türkischen Nationalisten wie 
auch von den deutschen bürgerlichen 
Parteien vertreten fühlt, dann ist die 
Frage, warum man nur das eine Er- 
gebnis herausstreicht, das andere 
aber unter den Tisch fallen läßt. Wich- 
tig wäre in dem Fall auch gewesen, 
genauer nachzufragen, was etwa 
Milli Görus konkret für die Jugendli- 
chen bedeutet und wie sie deren 
Ziele mit ihrer Unterstützung der deut- 
schen demokratischen Parteien in Ein- 
klang bringen. Genauso tendenziös 
ist die Präsentation der Ergebnisse, 
wenn es um die Frage der Gewalt- 
tätigkeit der türkischen Jugendlichen 
geht. Auch hier ging ein großer Auf- 
schrei durchs Land als es hieß, daß 
über 20 % der Jugendlichen bereit 
wären, sich gegen Ungläubige mit 
körperlicher Gewalt durchzusetzen. 
Was bedeutet nun aber Gewalt in dem 
Zusammenhang? Die Kommentare 
der Jugendlichen zeigen durchgehend, 
daß es ihnen um ihre Verteidigung 
geht, im Falle daß sie, ähnlich wie in 
Bosnien als Muslime, angegriffen wer- 
den. Es wird also nicht zwischen de- 
fensiver und aggressiver Gewalt un- 
terschieden, was fatale Folgen hat in 
einem Disskussionskontext, in dem 
ständig von einem Bedrohungspoten- 
tial durch Islamisten die Rede ist. 
Ein drittes Beispiel für die verzerrte 
Darstellung bezieht sich auf die Frage 
der Integrationsbereitschaft. Immer 
wieder wird in der Untersuchung dar- 
auf hingewiesen, daß sich Parallelge- 
sellschaften entwickeln, daß türkische 
Jugendliche zunehmend unter en 
bleiben, daß sie, wie es heißt, eige- 
nethnische Zusammenhänge bevor- 


zugen. Nicht erwähnt wird die Tatsa- 


Politisch motivierte Gewalt 
wird in erster Linie von 
deutschen rechtsextremen 
Jugendlichen ausgeübt. 


Hier werden implizit die 
rechten deutschen Jugend- 
lichen mit den türkischen 


Jugendlichen gleichgesetzt. 
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Aber die „ausländischen“ 
Jugendlichen dieser Unter- 
suchung sind gleichzeitig 
deutlich weniger nationali- 
stisch als die deutschen. 


che, daß der Aussage „Die Fremden- 
feindlichkeit hat gezeigt, daß Deut- 
sche und Türken enger zusammen- 
halten müssen“ von genauso vielen 
Jugendlichen (70%) positiv beant- 
wortet wird, wie der Aussage „Nach 
den Morden von Solingen müssen 
wir Türken uns enger zusammensch- 
ließen“. Da beide Fragen in derselben 
Skala abgefragt wurden, bedeutet 
das, daß für viele Jugendliche eben 
beides stimmt. Zwar bemüht sich 
Heitmeyer immer wieder festzustellen, 
daß die Radikalisierung türkischer 
Jugendlicher auch ein Resultat der 
Zurückweisung von Seiten der deut- 
schen Gesellschaft ist. Diese Fest- 
stellung bleibt jedoch allgemein und 
unverbindlich und hat keine weiteren 
Folgen, etwa in dem Sinn, daß eine 
Antirassismus- und Antidiskriminie- 
rungspolitik gefordert wird. Zudem 
wird damit bereits implizit behauptet, 
daß sie besonders radikal und extre- 
mistisch wären. Das ist aber keines- 
wegs der Fall, wie andere, seriösere 
Untersuchungen zeigen. So wurde in 
einer neueren Untersuchung! festge- 
stellt, daß nicht-deutsche Jugendliche, 
was den Rassismus anbetrifft, ihren 
deutschen Altersgenossen in nichts 
nachstehen, aber er hier auch nicht 
stärker ausgeprägt ist. Vielmehr be- 
zieht sich dies vor allem auf den 
Glauben an eine biologisch, kulturell 
verankerte Hierarchie zwischen Men- 
schen. Aber die „ausländischen“ Ju- 
gendlichen dieser Untersuchung sind 
gleichzeitig deutlich weniger nationa- 
listisch als die deutschen und sind 


sehr viel internationaler orientiert. 
Rassismus muß mit Nationalismus 
also nicht unbedingt zusammenge- 
hen. Das gilt im übrigen auch für den 
Autoritarismus. Das heißt, ausländi- 
sche Jugendliche sind genauso auto- 
ritär wie deutsche, dies steht aber bei 
ihnen - im Gegensatz zu den Deut- 
schen - in keinem Zusammenhang zu 
nationalistischen oder rechtsextremen 
Einstellungen. Es geht also darum, 
genauer hinzuschauen und weder zu 
idealisieren noch zu dämonisieren. 
Natürlich haben und verursachen die 
Nachkommen der EinwanderInnen 
auch Probleme. Ihnen ist aber genau- 
so Verständnis entgegenzubringen oder 
ihnen sind auch genauso Grenzen zu 
ziehen wie ihren deutschen Altersge- 
nossen. Besonders zynisch ist in dem 
Zusammenhang der Vorwurf gegen- 
über den eingewanderten Jugendli- 
chen, daß sie nicht integrationsbereit 
wären, denn je mehr sie durch solche 
Analysen in die Nähe von Extremisten 
und Terroristen gerückt werden, desto 
mehr werden sie damit auch aus die- 
ser Gesellschaft gedrängt. Somit muß 
man vielmehr diese Autoren nach ihrer 
Integrationsbereitschaft fragen und 
nach ihrem Motiv, mit zweierlei Maß 
zu messen. 


1 Held, J.& Horn, H.-W. & Marvakis A.: 
Gespaltene Jugend. Politische Orientie- 
rungen jugendlicher Arbeitnermehr. Op- 
laden 1996 
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Fünf Jahre Glatzenpflege 
auf Staatskosten 
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SozialpädagogInnen sind schon seit 
längerer Zeit als Watschenmänner/ 
-frauen beliebt. Die akzeptierende Ju- 
gendarbeit mit rechten Jugendlichen 
stand unter dem Stichwort „Glatzen- 
pflege“ von vornherein unter beson- 
derer politischer Beobachtung. Zuerst 
einmal natürlich wegen des rechtsex- 
tremen und rechtsradikalen Klientels, 
das für die rassistischen und gewalt- 
tätigen Aktionen auch noch mit Geld 
und Beachtung belohnt wird. Ein 
weiterer Grund ist der superaerody- 
namische Wandel, den das sozialpa- 
dagogische Selbstverständnis — vom 
Ausgangspunkt Ende der 60er und 
Anfang der 70er betrachtet -— aufs 
Parkett legte. Von einer politisch kri- 
tischen, emanzipatorischen und anti- 
kapitalistischen Position rauschte die 
Sozialpädagogik zur idiosynkratischen 
[überempfindlichen] Weinerlichkeit, 
die dann durch die „Wenn-wir's-nicht- 
machen-machen'’s -die - anderen“-För- 
dergelderab- greifmentalität ergänzt 
wurde. Das wird euphemistisch 
[schönfärberisch] als Pragmatismus 
verkauft. Die Schmuddelgrenze hat 
sich bei der „pragmatischen“ Sozial- 
pädagogik längst zusammen mit dem 
politischen Bewußtsein in einem Ach- 
selzucken aufgelöst (was ein großer 
Unterschied zu vielen Bereichen ist, in 
denen sich nichts auflösen konnte, 
da nichts zum Auflösen vorhanden 
war). Um sich mit dem rundum unge- 
trübt propagierten Rassismus nicht 
beschäftigen zu müssen oder um ihn 
gar selbst weiter betreiben zu kön- 
nen, wird Rassismus zum Jugendpro- 
blem umdefiniert. Deshalb hat sich 
Andreas Buderus damit befaßt, was 


da wie und von wem unter der Über- 
schrift „Projekte gegen Rassismus 
und Gewalt“ so finanziert wird. Ausge- 
hend von der Analyse theoretischer 
Ansprüche und Positionen der So- 
zialpädagogik geht es sowohl um die 
pädagogische als auch die politische 
Einschätzung der „Glatzenpflege”. 
Unverblümt weist er auf die übliche 
Praxis der nachträglichen sozialpäda- 
gogischen Begründung für unter „PO- 
litischen Sachzwängen“ vorgegebene 
Projekte hin. Durch die Mittelkürzun- 
gen im sozialen Bereich stehen die 
Träger unter Druck. Deshalb steht die 
Konzeptumschreibung bestehender 
Projekte für neue Fördertöpfe auch 


)Besinnung auf diese pädagogischen 
Grundsätze und Ziele und ihre schlüs- 
sige Verbindung mit einer sozialökologi- 
schen Orientierung vielversprechende 
Perspektiven aufzuzeigen. (...) Essen 
und Offenbach beweisen außerdem, 
daß das Bestehen auf pädagogischen 
Positionen und Argumentationen auch 
angesichts zunehmend engerer finan- 
zieller Rahmenbedingungen möglich 
und sogar gegenüber und zusammen 
mit der Politik durchsetzbar ist.“ Daß 
alle derartigen Projekte täterorientiert 
sind, bedarf keiner großen Erwäh- 
nung. Andreas Buderus sieht dies 
als gerechtfertigten Ansatz zur kurz- 


fristigen Reduzierung von Gewaltaus- 


ZAG 28/98 


Fünf Jahre Glatzenpflege 
auf Staatskosten 


ganz oben auf der Beliebtheitsskala. 
Dementsprechend ist der Boom neuer 
Konzepte zu werten. Die derzeitige 
Jugendpolitik und -arbeit strotzt vor 
Konzepten „der ‚akzeptierenden‘, ‚auf- 
suchenden‘ und ‚mobilen‘ Jugendar- 
beit, allesamt ‚lebensweltorientiert', 
d.h. insbesondere die herrschenden 
Verhältnisse und die in ihnen leben- 
den und handelnden Menschen [af- 
firmativ] ... akzeptieren(d), ‚wie sie 
halt sind‘...“. Genehmigt werden die 
Projekte schon deshalb gerne, weil 
sie in der Regel billiger sind als her- 
kömmliche Methoden der Jugendar- 
beit. Marcuses Beschreibung einer 
unkritischen Soziologie in „Der eindi- 
mensionale Mensch“, stellt Buderus 
fest, ist auf den aktuellen Zustand der 
Sozialpädagogik anwendbar: „Nichts 
bleibt als Ideologie zurück, denn die 
Anerkennung des Bestehenden sel- 
ber, Modelle eines Verhaltens, das 
der Übermacht der Verhältnisse sich 
fügt“. Bei all diesen Voraussetzungen 
ist das Fazit der auf vier Projekte be- 
schränkten Untersuchung doch relativ 
erfreulich. „Die Projekte in Essen und 
Offenbach beweisen eindrucksvoll, 
daß eine (Sozial-) Pädagogik noch 
lange nicht ausgedient hat, deren er- 
klärtes Ziel die Mündigkeit und das 
Empowerment der Menschen ist, mit 
denen sie zusammenarbeitet. IM Ge- 
genteil erscheint die bewußte (Rück- 


brüchen. Langfristig könne er aber nur 


Erfolg haben, wenn es gelänge, ihn 


um die Opferperspektive zu erweitern 
und die „politische Durchsetzung der 
gesellschaftlichen Realisierung des 


Einwanderungslandes Deutschland“ 


erfolge. Um eine „Instrumentalisie- 


rung durch die Politik“ „ sei es als 
‚Sündenbock‘ oder als ‚soziale Feuer- 


wehr‘“ zu vermeiden, müßte sich die 


Sozialpädagogik vom kurzsichtigen, 
Kritiklosen Pragmatismus distanzie- 
ren. Daß dem angesichts der trüben 
Beschäftigungsaussichten meist nicht 
so ist, hat speziell der Arbeit mit 
rechten Jugendlichen den bei man- 
chen Projekten berechtigten Ruf der 
„Glatzenpflege“ eingebracht. 

Tobias Faßmeyer (ZAG) 


Buderus, A.. Fünf Jahre Glatzenpflege auf 
Staatskosten - Jugendarbeit zwischen 


Politik und Pädagogik. Pahl-Rugenstein 
1998. 192 S.. 29.90 DM - | 
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diskus - Frankfurter 
Studentinnen Zeitschrift 
Seit 1992 die damalige diskus-Redak- 
tion sich vom Campus machte und 
„Die Beute“ herausbrachte, gab es 
bisher nur einen gescheiterten Ver- 
such, die Zeitschrift weiterzuführen. 
Im letzten Unistreik — wir erinnern uns 
an das mediale Großereignis: Studie- 
rende kapern die F.D.P. - fand sich 
eine Gruppe zusammen, die sich nun 
ganz in die Tradition früherer „Redak- 
tionskollektive“ begibt. Der diskus war 
in den 80er und 90er in Frankfurt ein 
Forum der „Neuen Linken“. Ganz in 
diesen Fußstapfen versucht sich die 
neue Redaktion zu bewegen. So fin- 
den wir im diskus - zumindest in den 
Fußnoten — Adorno, Foucault, Horkhei- 


N IR / K R theoreicel 


Streik, Bildung und so 
Bahn attacks 
Hıstory repeating 


mer und Krahl (gezielte Auswahl). Und 
was steht nun drin: Der Schwerpunkt 
befaßt sich mit der Ausgrenzungs- 
politik der Bahn AG, der Umgestaltung 
des Bahnhofes und der Innenstadt- 
aktion gegen Ausgrenzung, Sicher- 
heitswahn und Privatisierung des 
öffentlichen Raumes. Vorgestellt wer- 
den Gruppen der Kampagne „kein 
mensch ist illegal“ und interviewt wird 
ein Aktiver vom Frankfurter Arbeitslo- 
senzentrum. Ein Nachruf auf Richard 
Glazar, der nicht den Lebensweg einer 
der wenigen Überlebenden von Treb- 
linka nachzeichnet, sondern die Fra- 
ge aufwirft, was es für das Gedenken 
der Shoah bedeutet, wenn die „letz- 
ten Zeugen“ der Konzentrations- und 


Vernichtungslager sterben. Wir finden 
im diskus noch eine Debatte zur Aus- 
stellung „Aufstand des Gewissens — 
Militärischer Widerstand gegen Hitler 
und das Nazi-Regime 1933-1945“ in 
der Frankfurter Paulskirche, die der 
Ausstellung „Verbrechen der Wehr- 
macht“ des Hamburger Institutes für 
Sozialforschung am gleichen Ort „auf 
dem Fuße folgte“. Ein weiterer 
Schwerpunkt ist „natürlich“ Bildung, 
Hochschule und Streiknachlese. 


Anschrift: Mertonstr. 26-28, 
60325 Frankfurt/M 
http://www.uni-frankfurt.de/diskus 
e-mail: diskus@copyriot.com 


die randschau 

Zeitschrift für 
Behindertenpolitik 

(Nr. 2/1998) 

Die randschau stellt in ihrem Schwer- 
punkt lesbisch- schwules Leben, be- 
sonders das Leben Lesbischer und 
Schwuler mit Behinderungen vor. Dis- 
kriminiert werden Menschen, die ho- 
mosexuell sind. Diskriminiert werden 
Menschen, die behindert sind. Wie 
ein Leben in „doppelter“ Diskriminie- 
rung aussieht, das wird in Berichten, 
Gedichten und Bildern anschaulich 
vermittelt. Auch über Konflikte zwi- 
schen nicht behindert Lesbischen 
und behindert Lesbischen gibt es ei- 
nen interessanten Beitrag. Außer- 
dem enthält das Heft zahlreiche 
Buchvorstellungen. 


die Randschau 

c/o Autonom Leben 
Langenfelderstraße 35 
22769 Hamburg 
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 & MEHR KULTUR - Aufruf von „andersARTig“ 


AGAR (Autonome Gruppe Asylrecht) (Hg.) j 
Die Demontage des 
Asylrechts 


Gesetzgebung - politische : Akteure - private 
Profiteure - Protest und Widerstand 


INHALT 
| 


0. Einleitung 
I 
‚ 1. Rechtliche Grundlagen E) 
I 


1.1 Die Verabschiedung des Asylbewerberleittungspesetzes ‘ 
1.2 Die Novellierung des Asyibewerberleistungspesetzes 1997 

\ 1.3 Die erneute Novellierung des Arylbewerberleistungsgesetzes (Zweites Gesetz zur 

| Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes) 


2. Politisch Verantwortliche 


2.1 Politische Entscheidungsträager auf Bundesebene 

| 22 Politische Eatscheidungsträger auf Berliner Landesebene 7 
23 Die konkrete Umsetzung des Asylbewerberleistungspesetzes in Berlin 9 
2.4 Die Bezirke 1 


3. Private Profiteure - das Beispiel des SORAT-Konzerns ı 


3.1 Aktivitäten im Bereich Asylbewerber 12 
3.2 Weitere Informationen zu SORAT und den Beteiligten ıı 


4. Gegner und Gegenaktionen 1% 


\ Quellen s |) 
Literaturauswahl 1% 
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Die Demontage 

des Asylrechts 

Eine gelungene Broschüre bietet die 
AGAR (Autonome Gruppe Asylrecht) 
zum Thema „Die Demontage des Asyl- 
rechts“. Die Broschüre macht zum 
einen kurz aber prägnant aufmerksam 
auf die derzeitige rechtliche Lage, auf 
die schweren Folgen und Lebenssitua- 
tionen der Betroffenen durch das Asyl- 
bewerberleistungsgestz (AsylbLG, be- 
schlossen am 1.1.1993) und dessen 
zwei Novellierungen (seit Juni 1996 
und im März 1998 in Kraft). Zum an- 
deren wird beschrieben, wer die poli- 
tischen Entscheidungsträger auf Bun- 
desebene und Landesebene sind. 
Das Land Berlin stellt als Beispiel ei- 
nen Schwerpunkt in dieser Broschüre 
dar. Wer aus den Beschlüssen der Ge- 
setzesänderungen des AsylbLG profi- 
tiert, wird anhand der Aktivitäten eines 
bekannten Konzerns herausgestellt. 
Zu guter Letzt gibt es genügend Infor- 
mationen über die Gegenbeweguns. 
Die Leserschaft wird mit einer Über- 
sicht verschiedener Aktionen, die bis- 
her möglich waren, z.B. Demonstra- 
tionen vor den Hotels des bekannten 
Konzerns in Kenntnis gesetzt. Abge- 
rundet wird das Ganze durch eine 
ausführliche Quellen- und Literatu- 
rauswahl. 


Bezug: Antirassistische Initiative 
Yorckstraße 59 HH 
10965 Berlin 


Themenschwerpunkte: 


1992 
Nr. 2 
Nr. 3 
Nr. 4 
Nr. 5 


1993 
Nr. 6 
Nr. 7 
Nr. 8 
Nr. 9 


1994 
Nr. 10 
Nr. 11 
Nr. 12 
Nr. 13 


1995 
Nr. 14 
Nr. 15 
Nr. 16 
Nr. 17 


1996 
Nr. 18 
Nr. 19 
Nr. 20 
Nr. 21 


1997 
Nr. 22 
Nr. 23 
Nr. 24 
Nr. 25 


1998 
Nr. 26 
Nr. 27 


Greift ein! -— Schaut nicht länger weg 
Wer schweigt stimmt zu 

Los Angeles, Mannheim, Hoyerswerda 
Roma/Rostock (vergriffen) 


Gleiche Rechte für Alle/Lagerkampagne (vergriffen) 
Rassismus und Medien (vergriffen) 

Ausweisung und Abschiebungen (vergriffen) 
Bleiberecht für VertragsarbeiterInnen (vergriffen) 


Rassismus und Bildung 
Innere Sicherheit 

Rassismus und Soziale Frage 
Polizei und Justiz 


Deutscher Antirassismus? Gemeinsame Ausgabe mit Off Limits 


Illegalisierung 
Europa 
Alltag-Kultur-Rassismus 


Vietnamesinnen in Berlin, Gemeinsame Ausgabe mit Arranca! 
Einwanderungspolitik 

Ökologie 

Balkan, Krieg und Flucht 


City 2000 

Mobilität 

Globale Migrationskontrolle 

Arbeit mit Illegalisierten - Wege aus der Illegalität 


MigrantInnen auf dem Arbeitsmarkt 
Antirassistische Jugendarbeit 


ZAG-Bestellpostkarte: 


Ich abonniere die ZAG ab der Nr 


und erhalte ein 


ZAG Jahresabo, vier Ausgaben zum Preis von 24,- DM. 

DO Auslandsabo zu 35,- DM 

U Förderabo in Höhe von 

I Bitte schickt mir als Willkommen kostenlos den 
Jahrgang 1996 (Nr. 18 - 22) oder 

O Bitte schickt mir die Mumia-CD 

Das Geld überweise ich auf das Konto der 

Antirassistische Initiative Berlin e.V. 

Bank für Sozialwirtschaft e.V. 

BLZ 100 205 00 

Stichwort ZAG 

Konto: 303 96 01 


ÜJ Ich benötige eine Rechnung 


Unterschrift. ... 
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Aachen 
Antifa/Antira Infobüro 
02 41/3 48 68 


Bayreuth 
Neues AntiraTelefon 
0951/603 08 74 


Berlin 

Antirassistisches Telefon 
030/785 7281 

mo 17.30h-21h, di 19-21h, 
do 17-19h 


Bielefeld 

NS1al DIET .dg1sslla1T=1@8107:-122101g0) 
05 21/6 40 94 

mo-fr 10-13 & di 18-20h 


=ZeJılı) 

Antirassistisches Telefon 
02 28/63 61 51 

mo, mi, do, 18-20h 


Id ılalı) 
Anti-Rassismus-Büro 
04 21/7064 44 

di 15-19h 


Delmenhorst 
Infotelefon 
042 21/1 7815 


[DYeJaduy tötete 
Infotelefon Dortmund 
02 31/41 66 65 


Düsseldorf 

Nottelefon gegen Rassismus 
02 11/9 92 00 00 

24 Stunden 


ZAG/ Antirassistische Initiative 
Yorckstr. 59, HH 
D-10965 Berlin 


Erlangen 

Infobüro gegen Rassismus 
0 91 31/20 22 68 

di. 10-12 


=2-T:]1) 
Anti-Rassismus-Büro 
02 01/23 20 60 


OICEIRTS]) 

Antirassistisches/- antifa- 
Schistisches Notruftelefon 
04 61/7914 64 | 
mo-sa 19-20h, so 20-21 


Hamburg 
Antirassistisches Telefon 
0 40/43 15 87 

mo-sa 9-23h 


WERTTE 

Büro antirassistischer 
Initiativen 

05 61/1 79 19 


Lübeck 
Antifaschistisches Telefon 
04 51/7 020748 


täglich außer so & di, 
18-21h 


WEECEIT 
Infotelefon Antifa 


08 51/3 61 06 
fr 16-18h 


ZAG im Abonnement 


Wer die Zag regelmäßig lesen 
möchte, sollte abonnieren. Ein ZAG- 
Jahresabo, (4 Ausgaben) kostet 
24,- DM. (Ausland 35,- DM) inkl. 
Versandkosten. Lieferung nur gegen 
Vorauskasse. Bitte füllt die Bestel- 
lung und die Überweisung vollstän. 
dig aus, also mit Name, Adresse 
und Wohnort. In der Abo-Verwaltung 
taucht immer wieder das Problem 
auf, daß wır wegen mangelnder An- 
gaben nicht wissen. an wen oder 
wohin wir die ZAG schicken sollen. 
Überweisungen Ohne Angabe von 
Namen oder Abo-Nunmer können 
NICht gebucht werden. Wer die Ar- 
Se der ZAG zusätzlich unterstützen 
will, zeichne eın Förderabo oder 
Spende an die Antirassitische Inı- 
tatıve. (Spenden sind steuerlich 
absetzbar). Laden. Buchhandlungen 
oder Gruppen, die mindestens 5 
Ausgaben pro Nunmer bestellen, 
erhalten die ZAG auf Wunsch auf 
Kommission und mıt 20 ° Wider: 
verkäuferrabatt. Ältere Ausgaben der 
ZAG, soweit nıcht vergriffen, konnen 
bei uns nachbestellt werden 


